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Zu den Abbildungen:

Die Abbildungen auf den Seiten 11 und 17 zeigen Plastiken von Camille
Claudel (1864-1943), wie sie wÑhrend einer Ausstellung von September bis
November 1990 in Hamburg zu sehen waren. Das Titelbild zeigt die Plastik
ÜDie Wogeá (Bronze, 1898). Die Bedrohlichkeit von Ideologien wird oft als
Woge empfunden, unter der frau/man sich hilflos vorkommt. (Das empfeh-

lenswerte Buch zur Claudel-Ausstellung anlÑÇlich des Frauenfestivals ist

unter der ISBN-Nr. 3-937469-09-2 aus der Edition Stadtbaukunst im Buch-

handel erhÑltlich.)

Zu diesem Heft

Fragen der Sexualpolitik, der Geschlechterbeziehung, der Rege-

lung des Schwangerschaftsabbruchs, der Frauenpolitik, der Fami-

lienpolitik, der Bevâlkerungspolitik, des gesellschaftlichen Um-

gangs mit der SexualitÑt stehen alle in einem ideologischen Kon-

text. Sie haben das Redaktionsprogramm dieser Fachzeitschrift

auch bisher schon immer stark beeinfluÇt. Genannt seien hier bei-

spielhaft die BeitrÑge ÜSchritte zur Menschenproduktion? Einige

fÑllige Unterscheidungená 3/1985; ÜBeratungsangebote entstehen,

Beratungsangebote vergehená 4/1985; ÜSexualâkologie à was ist

denn das?á 5/1988; ÜZur verborgenen Praxis der Sterilisationá 4/

1989; ÜGene und Ethiká 5/1989 und auf die Schwerpunktthemen

ÜBeraten Frauen anders?á 3/1988; ÜMedizin und Familienplanungá

3/1990, ÜKulturelle Vielfalt - Leben im Zwiespaltãá 4/1990.

In diesem Heft werden insbesondere internationale und globale

Entwicklungen zum Thema Ideologie und Familienplanung berÖck-

sichtigt. Der gesamte Komplex von Bevâlkerungspolitik und Gen-

technologie konnte naturgemÑÇ nicht allumfassend behandelt wer-

den. Auch in spÑteren Ausgaben dieser Zeitschrift wird es dazu im-

mer wieder BeitrÑge geben mÖssen.

Ebenso sind Buch- und Zeitschriften-Verâffentlichungen so viel-

fÑltig vorhanden, daÇ der Hinweis auf nur einige davon eine Aus-

wahl bleiben muÇ.

äffentlich wird von Familienplanung in sehr verschiedenen Zu-

sammenhÑngen gesprochen. Oft wird sie immer noch als ein bloÇes

Instrument der Bevâlkerungskontrolle miÇverstanden.

Andere sehen ihr besonderes Verdienst vor allen darin, das Wohl-

ergehen von Kindern zu fârdern. So hat beispielsweise die Direkto-

rin des Bevâlkerungsfonds derVereinten Nationen auf der Weltkin-

derkonferenz in New York Ende September darauf hingewiesen:

ÜDurch Familienplanung kânnten drei bis fÖnf Millionen Kinder

jÑhrlich vor einem frÖhen Tod bewahrt werdená. Auch BundesprÑ-

sident Richard von WeizsÑcker betonte auf der gleichen Konferenz:

ÜDie Frage sei, wie durch Familienplanung auch die WÖrde des

Menschen-Kindes gewÑhrleistet werden kânneá (zitiert nach SÖd-

deutsche Zeitung vom 1. Oktober 1990).

Was in dieser Ausgabe nur am Rande zur Sprache kommt, ist der

EinfluÇ von Religionen auf die Beziehung von Ideologie und Fami-

lienplanung. Sicherlich vermissen manche Leserinnen und Leser

auch andere interessante BeitrÑge und Themen, die in der vorlie-

genden Ausgabe aber keinen Platz mehr finden konnten.

JÖrgen Heinrichs
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JÖrgen Heinrichs

Der Begriff ÜIdeologieá wird zuweilen als

Schimpfwort fÖr etwas gebraucht, das an-

geblich von gesellschaftlicher Wirklichkeit

und demokratischen Zielen abweicht. Das

Lexikon zur Soziologie unterscheidet allein

vier verschiedene Aspekte des Begriffs

Ideologie (siehe Kasten). Die Diskussion

Öber Ideologie im Kontext institutionalisier-

ter Familienplanung ist nie selbstverstÑnd-

lich gewesen. Fragen wie ÜWelche politi-

schen Interessen stehen hinter Forderungen

an institutionelle Familienplanung und Se-

xualberatung? Was haben sie mit Ideologien

zu tun? Was kann in diesem Zusammenhang

mit Ideologie gemeint sein?á werden nicht

kontinuierlich behandelt. Insbesondere die

Befassung mit der eigenen Ideologiebil-

dung scheint ein schwieriges Unterfangen

zu sein.

Im folgenden habe ich zu Aspekten von

Ideologie und Familienplanung Zitate aus

eigenen wie aus Verâffentlichungen anderer

Autoren zusammengestellt. Damit mâchte

ich die Vielschichtigkeit des Themas ver-

deutlichen und dazu anregen, die Diskus-

sion Öber Ideologie und Familienplanung er-

neut aufzugreifen.

Bevâlkerungspolitik

Das VerhÑltnis von Familienplanung und

Bevâlkerungspolitik ist immer und Öberall

von ideologischer Bedeutung. Das gilt nicht

nur fÖr Regionen mit starkem Bevâlke-

rungswachstum, sondern auch fÖr LÑnder

mit geringen Geburtenraten.

Das ist keine neue Erkenntnis. Bereits

1977 wurde in der Sendereihe Üdas Heidel-

berger Studioá des SÖddeutschen Rund-

funks einVortrag zur Frage ÜBedeutet Fami-

lienplanung ein Geburtenminus?á gesen-

det, in dem es heiÇt:

ÜMit diesen åberlegungen ist jeder Ver-

such, institutionelle, organisierte Familien-

planung bevâlkerungspolitisch in Dienst

nehmen zu wollen, abgewiesen. Familienpla-

nung sollte also weder gefârdert werden, um

eine unerwÖnscht hohe Geburtenrate senken

zu helfen, noch sollte sie behindert werden in

der Absicht, damit die Zahl der Geburten zu

erhâhen. Familienplanung bestimmt sich als

ein grundlegendes Recht, die Zahl der Kin-

der und den Zeitpunkt ihrer Geburt selbst

bestimmen zu kânnen, hieraus leiten sich der

ungehinderte Zugang zu allen Informatio-

nen Öber die Mâglichkeiten der Familienpla-

nung wie auch zu den Methoden selbst, das

Eintreten einer Schwangerschaft positiv oder

negativ beeinflussen zu kânnen, ab. Dieses

Recht kann nicht gestÑrkt und nicht ge-

schwÑcht werden durch Zielsetzungen, die

sich aus anderen åberlegungen herleiten.

Dieser Grundsatz mag fÖr manchen er-

staunlich klingen, sind wir doch gewohnt,

daÇ zum Beispiel die Notwendigkeit von

MaÇnahmen der Familienplanung in unter-

entwickelten LÑndern gerade bevâlkerungs-

politisch begrÖndet wird. Oft wird Familien-

planung geradezu gleichgesetzt mit bevâlke-

rungspolitischen AktivitÑten zur Verringe-

rung hoher Geburtenzahlen und zur Begren-

zung eines unerwÖnscht hohen Bevâlke-

rungswachstums. Diese Gleichsetzung_ ist

dem Durchsetzen der Familienplanung als

einem allgemeinen, aus seiner eigenen Ziel-

setzung begrÖndeten Menschenrecht in vie-

len FÑllen nicht gut bekommen. á')

Verwiesen sei auch auf einen Aufsatz zu

diesem Thema in der entwicklungspoliti-

Ideologie
(1) System von åberzeugungen und Be-

griffen, das der Durchsetzung von Macht-
interessen in der Gesellschaft dient und,
um dieser Funktion zu genÖgen, die so-
ziale RealitÑt teilweise verzerrt wieder-
gibt.

(2) System von åberzeugungen und Be-
griffen, das die soziale Wirklichkeit in ei-
ner Weise sinnhaft strukturiert, um in ihr
handeln zu kânnen, ohne daÇ bestehende
ZwangsverhÑltnisse problematisiert wer-
den; die Aussagen dieses Systems sind be-
dingt durch die je spezifische politisch-âko-
nomische Strukturierung der Gesellschaft.

(3) System von åberzeugungen und Be-
griffen, das in seiner Form ersetzbar ist,
mit der Funktion, im Bereich der kausalen
Auslegung des Handelns Folgen zu neutra-
lisieren und somit rationale Handlungen
zu ermâglichen. Ideologie und rationale
Organisation sind daher als komplementÑr
zu verstehen.

(4) Wissenschaft der Ideen, die nach De-

stutt de Tracy (1801) die Aufgabe hat, die

Quellen menschlicher Erkenntnis, ihre

Grenzen und den Grad ihrer GewiÇheit

mit naturwissenschaftlichen Methoden zu

erforschen, um den Fortschritt der Wissen-

schaft zu gewÑhrleisten.

(Aus: Lexikon zur Soziologie, Opladen 1973)

schen Zeitschrift ÜDer åberblická)?. Darin

heiÇt es 1971:

ÜDie Vertreter der Familienplanung sind

zu einem groÇen Teil gegenÖber bevâlke-

rungspolitischen Zielsetzungen sehr skep-

tisch. Sie befÖrchten, daÇ die Familienpla-

nung nur als Instrument zur Durchsetzung

einer Politik angesehen wird, wobei diese Po-

litik wegen ihrer AbstraktheitfÖr den Einzel-

nen / die Einzelne nicht einsichtig sein

kânne. In diesem Zusammenhang fÖrchten

sie, daÇ das emanzipatorische Moment, wel-

ches der Familienplanung zugrunde liegt

und welches insbesondere eine Befreiung der

Frau von traditionellen ZwÑngen anstrebt,

verlorengehen kânne.á

Auch das pro familia magazin hat diese

Thematik gelegentlich aufgegriffen. Bei-

spielsweise wurde vor zwei Jahren ein kriti-

scher Bericht Öber die Jahrestagung der

Deutschen Gesellschaft fÖr Bevâlkerungs-

wissenschaft von Jolanda Koller-Tejeiro ver-

âffentlicht.ç) Sie schlieÇt ihn so ab:

ÜDas Diskussionsforum bestand, wie Öb-

lich, aus MÑnnern, was denn auch eine weib-

liche Stimme aus dem Publikum dazu

brachte, diesen das Recht abzusprechen,

Öber Familienplanung zu diskutieren und

damit Öber Frauen zu entscheiden. Und eine

weitere weibliche Stimme aus dem Publikum

forderte die Herren auf dem Podium auf,

doch endlich Frauen in Entscheidungsposi-

tionen zu bringen, da Fragen der Familien-

planung, der ErnÑhrung und Gesundheit ja

Probleme sind, die vor allem Frauen bewÑl-

tigen mÖssen.á

Zu Bevâlkerungspolitik und Familienpla-

nung wird Ñhnlich auch in anderen europÑi-

schen LÑndern diskutiert. Unterschiede

zwischen den LÑndern hat insbesondere die

Zeitschrift der IPPF-Europa-Region, Plan-

ned Parenthood in Europe, in eine ihrer vo-

rigen Ausgaben dargestellt.*)

Schwangerschaftsabbruch

Aspekte des Schwangerschaftsabbruchs

werden oft aus ideologischen Motiven im

Zusammenhang mit Familienplanungsakti-

vitÑten diskutiert. Familienplanungsorgani-

sationen werden immer wieder verdÑchtigt,

es sei ihr Hauptziel, den Zugang zum



Schwangerschaftsabbruch (zur ÜAbtrei-

bungá) zu erleichtern. Institutionelle Fami-

lienplanung wird oft nicht anders verstan-

den. DaÇ sich das in anderen LÑndern Ñhn-

lich verhÑlt, wird im pro familia magazin 1/

91 aufgegriffen werden.

In der letzten Zeit haben in diesem Land

zwei Themen erhebliche âffentliche Beach-

tung gefunden. Das eine sind die Strafpro-

zesse in Memmingen und das andere die in

einem vereinten Deutschland zu geltende

rechtliche und praktische Regelung. Zu den

VorgÑngen in Memmingen hat Pro Familia

vor einem Jahr ein von Elke KÖgler bear-

beitetes Buch herausgegebenç). Die mither-

ausgebende Organisation ÜKomitee fÖr

Grundrechte und Demokratieá hat in ihrem

jÖngsten Jahrbuch dazu einen Beitrag von

Renate Sadrozinski aufgenommen); darin

heiÇt es:

ÜLetztlich geht es bei der Abtreibungs-

strafe um die Kontrolle der weiblichen Se-

xualitÑt. Wenn Frauen selbst Öber die mâgli-

chen Folgen ihrer sexuellen AktivitÑten ent-

scheiden kânnten, dann wÖrde eine tragende

SÑule des patriarchalischen Herrschaftsan-

spruches brÖchig. Insofern scheint es gar

nicht mehr so absurd, wenn in der Diskus-

sion um das Vergewaltigungsstrafrecht à Ver-

gewaltigung in der Ehe soll rechtlich ebenso

behandelt werden wie die auÇerhalb der Ehe

à von konservativen MÑnnern ein Zusam-

menhang mit dem Verbot der Abtreibung her-

gestellt wird.á

In einem LeserbriefÄ) eines Lesers an Die

Zeit heiÇt es hierzu:

ÜGut, daÇ zu diesem Thema eine Frau ge-

schrieben hat. Wenn nach dem Einigungsver-

trag das zukÖnftige gesamtdeutsche Parla-

ment innerhalb von zwei Jahren eine gesetz-

liche Regelung zum Schutz des ungeborenen

Lebens verabschieden soll, dann bin ich da-

fÖr, daÇ der Entwurf zu diesem Gesetz nur

von Frauen erarbeitet wird.á

Auf einem Symposion im November 1987

hatte das Mitglied des Bundesvorstands der

Humanistischen Union Gunda Diercks un-

ter anderem gesagt:?)

ÜDie Verbindung zwischen Pillenknick

und Erschwerung des Kampfes gegen den $

218 zeigt, wie Schwangerschaftsabbruch und

Bevâlkerungspolitik immer wieder in Verbin-

dung gebracht werden.á

In Ñhnlicher Weise hat der Jurist Ulrich

Klug jetzt in der Frauenzeitschrift EMMA

Stellung genommen; darin heiÇt es:Ä)

ÜDas Fristenlâsungsproblem ist keines-
wegs nur ein reines Strafrechtsproblem, son-

dern ein prinzipielles allgemeines Recht-

sproblem von hohem moralischen Rang.

Den Gegner der Fristenlâsung ist in diesem

Zusammenhang eine unertrÑgliche pseudo-

moralische Propaganda mit dem Kindestâ-
tungsetikett vorzuwerfen. Mit dieser Plaka-

tierung wird einer extremen Simplifizierung

Vorschub geleistet.á

Die zukÖnftige rechtliche Fassung des

Schwangerschaftsabbruchs wird weiterhin

heftig diskutiert werden; als Lâsungen sind

Indikationsregelung, Fristenregelung, Strei-

tung und Kombinationen davon in der Dis-

kussion. In allen politischen Parteien mel-

den sich besonders Frauen aber auch MÑn-

ner dazu zu Wort. Auch einige Organisatio-

nen und die Kirchen beteiligen sich.

Ende August 1990 haben die Kirchen zu-

sammen eine ErklÑrung abgegeben:

ÜAlle Anstrengungen zum Schutz des un-

geborenen Lebens im Mutterleib mÖssen

darauf gerichtet sein, es mit der Frau und

nicht gegen sie zu schÖtzen. Auf keine Weise,

auch nicht durch die Rechtsordnung, lÑÇt

sich der Schutz des ungeborenen Lebens er-

zwingen. á'É)

Auch der CDU-Politiker Kurt Bieden-

kopf hat sich in die Debatte um die Neure-

gelung des Schwangerschaftsabbruchs ein-

geschaltet; seine auch familienpolitischen

åberlegungen und schlieÇen ab mit:

ÜIn der Reform der Sozialsysteme und des

Steuerrechts, im Aufbau einer den Kindern

und Eltern dienenden Infrastruktur an Kin-

dergÑrten und Ganztagsschulen, in einer ent-

sprechenden Korrektur der Wohnbaupolitik,

vor allem aber in einer wirklichen politi-

schen Anstrengung, den gesellschaftlichen

und sozialen Status derer, die sich fÖr das

Kind entscheiden, zu verbessern: Darin lie-

gen die eigentlichen Aufgaben staatlicher Po-

litik. UnfÑhigkeit und Versagen in diesen Be-

reichen zugunsten weiterer staatlicher Auf-

wendungen fÖr mehr MobilitÑt, mehr Indivi-

dualismus, mehr kollektive Entlastung von

tragbarer persânlicher Verantwortung: Darin

liegt die Pflichtverletzung des Staates. Ihre

Folgen mit strafrechtlichen Mitteln zu Lasten

der éOpfergruppeã Frauen unterdrÖcken zu

wollen wird nicht nur das Strafrecht, son-

dern auch die gesellschaftliche Moral weiter

korrumpieren. DaÇ sie uns zu Auseinander-

setzungen mit dieser Erkenntnis zwingt: Vor

allem darin liegt das Verdienst von Rita SÖss-

muth.á')

Die âffentliche Diskussion des Schwan-

gerschaftsabbruchs und seiner rechtlichen

Regelung wird sicherlich weiter anhalten.

Dabei werden die langjÑhrigen unterschied-

lichen Erfahrungen in der ehemaligen

Deutschen Demokratischen Republik und

in der Bundesrepublik Deutschland eine be-

sonders wichtige Rolle spielen.

Andere Stichworte

Versuche ideologischer EinfluÇnahme auf

die Familienplanung sind nicht allein unter

den Begriffen ÜBevâlkerungspolitiká und

ÜSchwangerschaftsabbruch, Abtreibungá zu

verstehen. Zu anderen wichtigen Begriffen,

was hier nicht im Detail erlÑutert werden

kann, gehâren: SexualitÑt und Sexualpoli-

tik; Emanzipation, Selbst- und Fremdbe-

stimmung von Frauen und MÑnnern, Fami-

lienpolitik, Namensrecht; Genetik, Euge-

nik, Reproduktionstechnologie, FertilitÑts-

stârungen, Kinderwunsch; sexuelle Ge-

sundheit, Sexualmedizin. j

Die politischen Rahmenbedingungen von

Familienplanung Ñndern sich zur Zeit in vie-

len europÑischen LÑndern (z.B. Belgien,

Italien, Osteuropa). In nahezu allen euro-

pÑischen LÑndern existieren mittlerweile

nichtstaatliche Familienplanungsorganisa-

tionen. Sie sind fast alle Mitglied der IPPF

Europe Region geworden.

Angesichts der aktuellen Auf- und Um-

brÖche in Europa wird sich auch institutio-

nalisierte Familienplanung in Frage stellen

und auch verÑndern mÖssen. Die IPPF Eur-

ope Region tÑte gut daran, in dieser Situa-

tion eine Arbeitsgruppe zu ÜFamilienpla-

nung und Ideologieá einzurichten und sie

damit zu beauftragen, die neueren politi-

schen Entwicklungen zu vergleichen und sie

in bezug zu Ideologien in der Familienpla-

nung zu setzen.
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Warum fÖhlen sich Menschen, die keine

Kinder kriegen kânnen, oft so schlecht?

Warum unterwerfen sie sich medizinischen

Torturen, um doch noch zu Nachwuchs zu

kommen? Und warum wird denjenigen, die

von sich aus keine Kinder (oder nur ein

Kind) wÖnschen, von allen Seiten eingere-

det, daÇ sie nicht okay sind: von Politikern

und Medien, von eigenen Eltern (verhinder-

ten GroÇeltern) und à besonders schmerz-

lich - oft auch vom eigenen Partner? åber

alle tagespolitischen GrÖnde und kurzlebi-

gen Trends hinausgehend soll hier einmal

ein PhÑnomen beleuchtet werden, das die

gesamte Menschheitsgeschichte durch-

dringt. Vor diesem Hintergrund lassen sich

anschlieÇend die angeblich rein individuel-

len und ganz persânlichen GrÖnde fÖr oder

gegen ein Kind aus einem grâÇeren Ab-

stand betrachten.

Wirtschaftliche GrÖnde

Kinder waren frÖher, und sind in der Drit-

ten Welt heute noch, die Altersversorgung

ihrer Eltern. Diese Erkenntnis ist heute so

allgemein verbreitet, daÇ sie nur allzu leicht

als Allgemeinplatz dient, mit dem BemÖ-

hungen um bessere Familienplanungsange-

bote abgeschmettert werden.

Es leuchtet ein, daÇ Eltern ihre Kinder

zur Arbeit aufs Feld oder in die Fabrik

schicken, und daÇ sie sie, wenn weder

Landbesitz noch Arbeitsplatz vorhanden

ist, auch zum Betteln und Stehlen oder in

die Prostitution schicken. Aber das erklÑrt

lÑngst nicht alles. Erstens - warum nehmen

wir es als selbstverstÑndlich hin, daÇ Kinder

auf die eine oder andere Weise fÖr die Al-

tersversorgung der èlteren so empârend

ja nicht nur an den 12jÑhrigen Landarbei-

tern oder Prostituierten, sondern auch an

den Kindern der Elite - Kinder, deren Be-

rufslaufbahn und Heirat ganz auf die Fort-

setzung der elterlichen Lebensform hin ver-

plant werden.) Und zweitens - warum wÖn-

schen die Menschen nicht nur Kinder, son-

dern auch Enkel? In traditionellen Gesell-

schaften werden Kinder sogar zwangsver-

heiratet, um die Geburt von Enkeln zu si-

chern. Das Verheiraten von Kindern bringt

in der Summe keinen wirtschaftlichen Vor-

teil, denn was man bei Kindern des einen

Geschlechtes (Öber Mitgift oder Brautpreis)

Marianne Wischmeier-Bayer

Die Autorin stellt an Beispielen dar,

wie gesellschaftliche und politische In-

teressen und Ideologien in den ver-

schiedenen Regionen der Welt auf Fa-

milienplanung und SexualitÑt EinfluÇ

nehmen kânnen.

hereinwirtschaftet, muÇ man fÖr Kinder des

jeweils anderen Geschlechtes wieder an

Mitgift oder Brautpreis ausgeben. Und die

Geburt von Enkeln bringt den GroÇeltern

Nachteile: was die Kinder an Zeit und mate-

riellen GÖtern den eigenen Kindern wid-

men, kânnen sie ihren alten Eltern nicht zu-

kommen lassen. Wenige Menschen in tradi-

tionellen Gesellschaften werden alt genug,

um in den wirtschaftlichen GenuÇ der Ar-

beitskraft ihrer Enkel zu kommen. Die En-

kel sind also der Beweis dafÖr, daÇ Kinder

nie vorrangig oder ausschlieÇlich fÖr die Al-

tersversorgung gezeugt wurden.

Und was fÖr die Altersversorgung inner-

halb der traditionellen GroÇfamilie galt, gilt

heute auch fÖr das ÜRentenargumentá im

modernen Staat. Es gibt andere (und finan-

ziell gÖnstigere) Methoden der Versorgung

von Senioren als das mÖhvolle Aufziehen

von mehr kÖnftigen Rentenbeitragszahlern.

Sind wirtschaftliche GrÖnde also Vorwand -

und fÖr was?

Politische GrÖnde

Auch politische Motive des ÜFortpflan-

zungsbefehlsá sind dem aufgeklÑrten Men-

schen lÑngst selbstverstÑndlich. Der Kaiser

braucht Soldaten, der Kapitalist braucht Ar-

beitskrÑfte, der Papst braucht Christen, der

Rassist braucht Menschen seiner Haut-

farbe, und der FÖhrer braucht Volk - dar-

Öber braucht man eigentlich kein Wort mehr

zu verlieren. Oder doch? Ein Zwiespalt

wird sichtbar in der Haltung der Linken.

Die Linken sind natÖrlich gegen die GebÑr-

politik und den GebÑrkonkurrenzkampf

der Rechten, deshalb haben sie immer wie-

der einmal FamilienplanungsmaÇnahmen

unterstÖtzt oder gar erst ins Leben geru-

fen... aber zwischendurch oder an ande-

ren Orten haben Linke darauf vertraut, daÇ

gerade der Druck der Volksmassen, die

Macht der vielen Nachkommen zum Sturz

der ungerechten Herrscher und Eliten fÖh-
ren wird. Dann haben sie Familienplanungs-

maÇnahmen vor allem in der Dritten Welt à
verurteilt.

Warum haben Linke auf diesem Gebiet

nicht ihre Kenntnis der Marktgesetze ange-

wandt? Warum haben sie nicht die Arbeits-

krÑfte (= Kinder) knapp und kostbar wer-

den lassen und nicht auf diese Weise das Ka-

pital gezwungen, die knappe Ware Arbeits-

kraft besser zu bezahlen und pfleglicher zu

behandeln?

Wenn es um die Produktion von Soldaten

geht, gibt es zweifellos unter linken Frauen

und Pazifistinnen die Vorstellung vom ÜGe-

bÑrstreiká sowie vom Liebesentzug fÖr

kriegfÖhrende MÑnner. Aber leider ist diese

Idee doch weitgehend Legende und literari-

sches Motiv geblieben. Die Mehrzahl der

Paare hat in Kriegen Kinder gezeugt, wann

immer ihnen der Krieg ein paar Tage Zeit

lieÇ dazu. Die Menschen haben darauf ver-

traut, daÇ gerade ihre Kinder spÑter auf der

richtigen Seite stehen werden, sei diese nun

rechts, links oder pazifistisch.

Biologische GrÖnde

Es gilt als gefÑhrlich, fÖr das Verhalten

von Menschen in der Gesellschaft biologi-

sche (also angeborene und wenig verÑnder-

bare) Gegebenheiten verantwortlich zu ma-

chen. Trotzdem sei das Modell vom Üegoisti-

schen Gená hier angefÖhrt, denn es fÖllt

mâglicherweise die LÖcken, die bei einer

politischen oder wirtschaftlichen BegrÖn-

dung von FortpflanzungszwÑngen geblieben

sind.

Der ÜUrmenschá wurde vor etwa 6 Mil-

lionen Jahren geboren, und der Homo Sa-

piens, der Jetztmensch mit heutigem Kâr-

perbau und Gehirnvolumen ist 40 Tausend

Jahre alt. Die Zeit der geschriebenen Ge-

schichte hat damit verglichen nur Sekunden

gedauert. Tausende und Millionen Jahre

lang hat ein Mensch, der fast so aussah wie

wir, kein Gedicht und keine Pyramide hin-

terlassen kânnen. Wenn er starb, blieb von

ihm genau wie von den Tieren nichts als

seine Gene, die in seinen nÑchsten Ver-

wandten weiterlebten. Wer nicht bereit war,

jedes Opfer zu bringen, um fortpflanzungs-

fÑhige Verwandte zu hinterlassen, der ver-

schwand von der BildflÑche. Warum sollte

diese jahrmillionenlange einseitige Auslese



von nicht nur fortpflanzungsfÑhigen, son-

dern auch fortpflanzungswilligen Wesen

nicht ihre Spur hinterlassen haben in Kâr-

per und Psyche des heutigen Menschen?

Die Kultur gab dem Menschen die zusÑtz-

liche Mâglichkeit, seinen Nachkommen

auch wirtschaftliche und gesellschaftliche

Vorteile zu verschaffen à nicht nur Gene,

sondern auch Besitz und Amt zu vererben.

Es hârt sich biologisch absurd an, daÇ die

mittelalterliche Christenheit eine groÇe

Zahl ihrer intelligentesten Jungen zum Prie-

sterzâlibat Öberredete à aber wer als Kleri-

ker Karriere machte, konnte seinen Neffen

viele gesellschaftliche Vorteile verschaffen.

Nepotismus (ÜNeffenwirtschaftá) nennt es

der Soziobiologe, zu deutsch Vetternwirt-

schaft. Und jene BegÖnstigung der Ver-

wandten, die fÖr edler gehalten wird als die

BegÖnstigung der eigenen Person, trÑgt

auch viel Mitschuld, wenn jetzt sozialisti-

sche LÑnder unter ihrer Korruption zusam-

menbrechen.

Religiâs-philosophische GrÖnde

Hier soll nicht die Rede sein von Theolo-

gien, die dem Menschen fÖr den Gebrauch

von VerhÖtungsmitteln die Hâlle androhen

à kein Leser hier und heute wird daran glau-

ben. Vielmehr gilt es, herauszufinden, was

auch der aufgeklÑrte Leser freudig glaubt

oder bis vor kurzem geglaubt hat à ohne zu

merken, daÇ sein Glaube kulturabhÑngig

und somit nicht allgemeinverbindlich ist

oder war.

Der chinesische Bauer glaubte (und

glaubt aller Revolution zum Trotz bis

heute), daÇ seine Seele im Jenseits sich von

dem Weihrauch nÑhren werde, den seine

mÑnnlichen Nachkommen zu seinem Ge-

denken aufsteigen lassen. Wenn es dir also

gelingt, deine Sâhne oder Enkel zu verhei-

raten und materiell zu versorgen, dann

grÖÇt dich nach Jahrhunderten der aufstei-

gende Weihrauch und sagt dir, daÇ deine

Strategie erfolgreich war - dies ist wohl der

beste religiâse åberbau, den sich das Üego-

istische Gená jemals geschaffen hat.

Alte fernâstliche Religionen sind fort-

pflanzungsfreundlich und gleichzeitig ver-

gangenheitsorientiert. Das Wohlergehen

der Alten (nicht nur im Rentenalter, son-

dern in alle Ewigkeit) steht im Mittelpunkt;

schlieÇlich werde auch ich eines Tages alt

und dann eine jenseitige Seele. Auf der

Erde werden zwar meine Nachkommen le-

ben, aber ansonsten wird und kann sich auf

der Erde (nach fernâstlicher Meinung)

nicht viel Ñndern.

Der westliche Mensch dagegen glaubte

an Jugend und Zukunft. Er sah die kÖnftige

Erde bevâlkert von Menschen nach seinem

Bild - von Kinder, die ihm zwar Ñhnelten,

aber trotzdem reicher und glÖcklicher wa-

ren als er selbst! ê

Diese Form der Übesseren Zukunftá, die

eine vâllige Identifikation mit den eigenen

Nachkommen verlockend macht, ist ein

Kulturprodukt, das der westlich-christliche

Mensch von den Juden des Alten Testamen-

tes Öbernommen hat. Erst in allerneuester

Zeit geriet dieser Glaube ins Wanken: Viele

Menschen unserer Generation haben zu-

mindest beruflich und bildungsmÑÇig er-

reicht, was sie sich wÖnschten. Ihre Kinder

werden sich dem gegenÖber nicht mehr ver-

bessern. Den Kindern droht vielmehr sogar

eine Verschlechterung ihrer Situation durch

Arbeitslosigkeit, durch Umwelt- und Klima-

katastrophen und - so paradox es klingt -

durch eine grâÇere Gerechtigkeit der mo-

dernen Welt: der Professor kann seinem

Sohn keinen Studienplatz und keine brave

Frau mehr kaufen; der Sohn muÇ heute sel-

ber sehen, wie weit sein Charme und seine

Intelligenz reichen.

Persânliche GrÖnde

Nachdem mehr und mehr die wirtschaft-

lich oder kulturell vorgegebenen GrÖnde

fÖr die Fortpflanzung weggefallen sind,

bleibt im Kern (gleichsam wie das Innerste

einer Zwiebel unter vielen trockenen Scha-

len) der ganz persânliche, ganz individuelle

Wunsch nach dem Kind. So sehen es zumin-

dest die jungen Eltern. Aber wieviel vom

Alten wirkt da noch unterschwellig hinein?

Viele junge Menschen haben hâhere Bil-

dung genossen, doch aus irgendeinem

Grund sind sie dem erbarmungslosen Kon-

wachsen. Sie arbeiten Üirgend etwasá, um

ihren Lebensunterhalt zu verdienen, aber

der gesellschaftliche EinfluÇ und die krea-

tive Arbeit ihrer TrÑume scheinen unerreich-

bar. Um EinfluÇ zu gewinnen und ihr Wis-

sen anzuwenden, bleibt ihnen oft nur ein

Weg: man macht ein Kind, um es zu erzie-

hen. Wollte ein westliches Industrieland

heute eine Steigerung der Geburtenrate in

einigermaÇen intakten Familien erzwingen,

so bliebe ihm bissigerweise wohl nur eines:

man bilde mâglichst viele Geisteswissen-

schaftler, Lehrer und Sozialarbeiter (vor al-

lem weiblichen Geschlechtes) aus und setze

sie dann als Taxifahrer und EDV-Mitarbei-

ter ein. Aber ist es verantwortbar, sich einen

neuen Menschen zu machen, um EinfluÇ

auf ihn zu gewinnen und kreativ an ihm zu

arbeiten? Warum flÖchten so viele Men-

schen auf diese Weise in die Zukunft,

warum geben sie so schnell die Hoffnung

auf, daÇ an ihnen selbst, ihrer eigenen Ge-

neration, ihrem Beruf, ihrer vorhandenen

Welt noch etwas zu machen wÑre? Lassen

sie, wenn sie ein neues Kind in Angriff neh-

men, die vorhandenen Probleme unerledigt
liegen - fallen sie auf Zukunftsversprechen

und Jugendkult des westlichen Menschen
herein?

Welche ganz persânlichen Motive ermâg-
lichen es uns, gute Eltern zu werden - in ei-

nem System, das auf Kleinfamilie mit Vater

und Mutter ausgerichtet ist und die Betreu-

ung durch Dritte zu verhindern sucht?

Voraussetzung ist zunÑchst, daÇ wir gern

mit kleinen Kindern zusammen sind, mit ih-

nen spielen, unsere Freizeit mit ihnen zu-

bringen wollen. Aber das genÖgt nicht. Ge-

fordert wird auch eine ganz persânliche,

mâglicherweise lebenslange Bindung an das

einzelne Kind. Nun sind einige Menschen

Öberhaupt nicht fÖr GemÖtsbindungen ge-

schaffen. Sehr viele Menschen sind bin-

dungsmÑÇig bereits ÜgesÑttigtãá, wenn sie im

Leben einen (oder mehrere) Partner des an-

deren Geschlechts innig geliebt haben. Und

einige Menschen (Frauen) bezahlen ihre

Bindung an das Kind mit dem Verlust der er-

wachsenen Partner. Um ein Kind fitzuma-

chen fÖr eine auf Konkurrenz aufgebaute

und allerhand schÑdigenden EinflÖssen

durchdrungene Welt, muÇ die elterliche

Liebe auch noch archaische Komponenten

enthalten. Die wir sonst bei uns selbst und

beim Partner empârt ablehnen wÖrden:

Kontrolle, BehÖtung bis an den Rand der

Bevormundung, eifersÖchtige, besitzergrei-

fende, parteiische, ungerechte Liebe. Und

nachdem diese GefÖhle mobilisiert wurden,

muÇ man anschlieÇend wieder Abstand da-

von nehmen, weil die Kinder Ñlter werden.

Und die rechte Mischung elterlicher Liebe

muÇ man instinktiv, quasi angeborenerma-

Ben besitzen à wie krampfhaft und peinlich

wÑre es, wenn man diese GefÖhle erst mit-

tels einer Selbsthilfegruppe antrainieren

mÖÇte!

Gute Eltern?

Wenn die Anforderungen an gute Eltern

so zahlreich sind, und wenn alle Menschen

sich vor der Zeugung eines Kindes erst dar-

aufhin prÖfen wÖrden à dann gÑbe es viel

zuwenig Kinder? Diese Angst ist es, die uns

den Mund verschlieÇt, die uns hindert, die

Motive eines Menschen fÖr seine Fortpflan-

zung jemals zu beleuchten. Es kânnte sich
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herausstellen, daÇ wir selbst oder unsere

Partner und viele andere Menschen dann

gar keine moralisch vertretbaren Motive fÖr

eine Fortpflanzung haben. Ein Gedanke,

der Angst macht.

Wir mÖssen der Tatsache ins Auge sehen,

daÇ unzÑhlige Kinder der Vergangenheit

(auch Wunschkinder) im Grunde aus einem

Defizit heraus gezeugt und geboren wur-

den: weil ihre Eltern und besonders ihre

MÖtter keine kârperlich und geistig erfÖllte

Ehe, keinen kreativen Beruf, keine eigenen

Aufstiegsmâglichkeiten, keine Aussicht auf

Liebe und Anerkennung durch Erwach-

sene, keine Hoffnung auf eine bessere Ge-

sellschaft zu Lebzeiten hatten, setzten sie

ihre Hoffnung in Kinder.

Und die wenigen GlÖcklichen heute, die

von Beruf, Partnerschaft und eigener Krea-

tivitÑt so erfÖllt sind, daÇ sie das Erreichte

lieber nicht aufs Spiel setzen wollen durch

Kinder? ÜWenn ihr alt seid und keine Kin-

der mehr kriegen kânnt, werdet ihr es bitter

bereuen,á drohen Andersdenkende. Solche

Reue kommt vor. Aber wer spricht von den

(fÖr die Kinder so folgenschweren) umge-

kehrten FÑllen, wo jemand Kinder bekam

und dies bereute? Davon zu sprechen ver-

bietet den Betroffenen der gesellschaftliche

Anstand.

Gegen die archaische Angst vor dem Aus-

sterben lassen sich zwei gegensÑtzliche An-

gebote setzen. Zum einen die Hoffnung auf

eine äffnung der Kleinfamilie nach auÇen,

so daÇ die Eltern entlastet werden von allzu

bleischweren Anforderungen an ihr GemÖt,

. und so daÇ der Unterschied in den Lebens-

formen zwischen Eltern und Nichteltern

nicht mehr so riesengroÇ sein muÇ. Zum

zweiten die Hoffnung einiger Umweltexper-

ten, daÇ ein GeburtenrÖckgang - auch und

gerade in den wohlhabenden LÑndern - uns

hilft, einer äkokatastrophe zu entgehen,

neben der alle zweifellos vorhandenden

wirtschaftlichen Komplikationen des Ge-

burtenrÖckganges geringfÖgig erscheinen.

Zu Buddha kam weinend eine Ñltere

Dame gelaufen. Sie trug den nassen Sari,

das Zeichen der Trauer. Ihr liebstes Enkel-

kind war gestorben.

ÜMâchtest du gern hundert Enkelkinder?á

fragte Buddha lÑchelnd.

ÜOh ja!á

ÜDann,á so sagte Buddha, Üwirst du aus

deinem nassen Sari nie wieder herauskom-
men.á

Denn so viele Geburten, so viele Tode.
Aus: H.W. Schumann: Der historische Buddha.

Eugen Diederich Verlag

Barbara M. C. Knieper

Im Mai 1980 legte die Zentralafrika-

nische Republik -à ZAR - nach zwâlf-

jÑhrigem Ringen den EntwurffÖr eine

Sexualerziehung in den Schulen vor,

der in Zusammenarbeit mit der GTZ

entstanden war und zum ersten Mal

den nationalen Konsens auf sich ver-

einte. Die Besonderheit dieses Pro-

gramms besteht darin, daÇ afrikani-

sche Frauen eine Sexualerziehung for-

muliert haben, die das Milieu vor Ort

berÖcksichtigt und damit auch traditio-

nellen EinflÖssen Rechnung trÑgt, die

nach wie vor prÑgend sind. Da die

Notwendigkeit einer diesem Milieu ver-

pflichteten schulischen Sexualerzie-

hung umstritten ist, sollen hier die

GrÖnde geschildert werden, die zur

Abkehr von einer nur technischen Fa-
milienplanung gefÖhrt haben.

Wie sahen die Familienplanungspro-

gramme aus, die von afrikanischer Seite
boykottiert wurden, und aus welchen GrÖn-
den scheiterten sie? Einmal handelt es sich
um Versuche, die åbermittlung von techni-
schem Wissen im Bereich der Familienpla-

nung an christliche Wertvorstellungen zu
knÖpfen. Zum anderen waren technische

Basisprogramme betroffen, die das nâtige

biologisch-medizinische Wissen einfach dar-

stellten und bewuÇt auf pÑdagogisierende

Elemente verzichteten.

So unterschiedlich beide AnsÑtze erschei-

nen, gemeinsam ist ihnen, daÇ Afrikanern

ein ÜRezeptá von der jeweiligen kirchlichen

oder entwicklungspolitischen Organisation

verschrieben wird. Beide AnsÑtze halten es

fÖr ÖberflÖssig, Familienplanung im Zusam-

menhang mit der âkonomischen, sozialen

und kulturellen Entwicklung zu sehen. Sie

verzichten darauf, eine Wissensvermittlung

im Bereich der Familienplanung in eine all-

gemeine Sexualtheorie einzugliedern, die

sich auf die Stellung des Menschen in der

Gesellschaft bezieht.

Einfach gemachte Familienplanungspro-

gramme gehen gewollt oder ungewollt da-

von aus, daÇ die Afrikaner Üprimitive Euro-

pÑerá sind, d.h. sie leugnen, daÇ auch Afri-

kaner Öber ein hâchst kompliziertes eige-

nes, aber uns fremdes Referenzsystem ver-

fÖgen. Befangen in den eigenen kulturellen

Vorstellungen oder verfÖhrt durch die viel-

fach postulierte ÜNeutralitÑtá verkennen

diese Programme, daÇ Eigenschaften wie

die individuelle KritikfÑhigkeit, die Mâg-

lichkeit, eine individuelle Initiative zu er-

greifen, das individuelle Planen, daÇ also

die Eigenschaften, die die Basis jeder Fami-

lienplanung bilden, keineswegs in jedem

Menschen angelegt sind. Sie sind vielmehr

- neben anderen EinflÖssen und histori-

schen Prozessen à das lang erkÑmpfte, psy-

chische Resultat einer Gesellschaft, in der

das Kind vielfach das Ergebnis einer frei

verfÖgbaren SexualitÑt, einer individuell ge-

planten Entscheidung ist.

Der RÖckzug auf den angeblich wertneu-

tralen technischen Ansatz negiert nicht nur

die Verschiedenartigkeit der psychischen

Veranlagung, er negiert vor allem den Kon-

flikt, der sich aus dem Nebeneinander von

traditionellem und modernem System er-

gibt, in dem das Kind und der Schutz des

Kindes, dem jeweiligen System gemÑÇ, ei-

nen vollkommen anderen Wert, eine jeweils

andere Stellung hat.

Und nicht zuletzt sehen sich die Vertreter

technischer Familienplanungsprogramme

einem vehementen Widerstand gegen den

fÖr Afrikaner bedrohlichen Versuch ausge-

setzt, die eigene Person, die eigene Kultur

und die damit verbundenen Werte und Sinn-

gebungen zu lâschen und dem vâlligen Ver-

gessen anheimzugeben.

SexualitÑt und Tradition

Wirft man einen Blick auf die Tradition,

wird das Gesagte deutlicher. In der traditio-

nellen Gesellschaft ist weder die SexualitÑt

eine frei verfÖgbare Mâglichkeit, noch ist

das Kind Ergebnis einer individuellen Pla-

nung. Jene Mâglichkeiten wie diese Eigen-

schaften, d.h. die unabdingbare Basis einer

modernen Familienplanung, werden in der

traditionellen Gesellschaft aufs schÑrfste

unterdrÖckt und geahndet. Die SexualitÑt

ist vielmehr die sozialisierte Kraft, die ge-

meinsame Hoffnung des ganzen Clans. Sie

wird von diesem verwaltet, durch minutiâse

Regeln bestimmt in der Weise, daÇ keine



Handlung zufÑllig und frei ist oder der Üpri-

vatená Disposition Öberlassen bleibt.

Das moderne Üprofaneá VerstÑndnis von

SexualitÑt, die nicht mehr notwendig auf

das Kind gerichtet ist, ist der traditionellen

Auffassung von SexualitÑt, die notwendiger-

weise erst im Kind ihre ErfÖllung findet,

diametral entgegengesetzt. In der traditio-

nellen Gesellschaft beinhaltet die SexualitÑt

mit der EmpfÑngnis und der Geburt das Ver-

sprechen, das åberleben des Klans zu si-

chern und dies in doppelter Weise: Einmal

ist das Kind in der Subsistenzwirtschaft der

afrikanischen GroÇfamilie Quelle des

Reichtums, der notwendige Ersatz der sich

stets erneuernden Arbeitskraft. Zum ande-

ren ist das Kind vom Moment der Zeugung

an der Vermittler zwischen dem Diesseits

und Jenseits. Von hier aus wird verstÑnd-

lich, daÇ das Kind nicht Kind des einzelnen

oder des Paares ist, wie im modernen Kon-
text, sondern Kind des Clans und seiner

umfassenden Aufsicht und FÖrsorge unter-

liegt.

Vom Moment der Zeugung an Öber-
nimmt die Familie den Schutz fÖr das ent-

stehende Leben. Die schwangere Frau wird

zum Mittelpunkt aller Aufmerksamkeit.

Nie allein gelassen, geleitet und stÑndig

Öberwacht, unterwirft sie sich der AutoritÑt

des Klans, um die von altersher garantier-

ten Regeln zu erfÖllen, die ihre Sicherheit

darstellen.

Dieses umfassende Schutzsystem ist also
von Anbeginn dem modernen Sektor, in

dem man weitgehend allein und ohne Hilfe

ist, und seiner Forderung nach individueller
Initiative und Entscheidung diametral ent-

gegengesetzt.

Von der åberschneidung

der Systeme

In der RealitÑt nun stehen sich diese bei-

den Systeme nicht abgegrenzt gegenÖber.

Sie Öberschneiden sich in vielfÑltiger Weise.

Sie erzeugen widersprÖchliche Ergebnisse
und setzen sich gegenseitig auÇer Kraft. Die

strukturellen Konflikte, besonderes der Wi-

derspruch zwischen Kinderaufzucht und Be-

rufstÑtigkeit der Frau, die dem modernen

Bereich eigen sind, verstÑrken sich so auf

mannigfaltige und kaum entwirrbare Weise,

wÑhrend zu gleicher Zeit die traditionellen

Erziehungsfunktionen und Strukturen nur

teilweise oder nur verzerrt bestehen oder

ganz der Zerstârung anheimgegeben wer-

den.

Diese einschneidende ènderung, die ten-

denzielle Zerstârung der Schutz- und Kon-

trollfunktionen werden noch dadurch ver-

stÑrkt, daÇ, bedingt durch den strukturellen

Wandel im âkonomischen Bereich, auch die

traditionelle Familienplanung obsolet wird,

und die Sicherheit des Kindes, wie die Si-

cherheit der Frau und der Familie infrage

gestellt ist. Die Subsistenzwirtschaft wie die

Polygamie garantierten ja gerade, daÇ viele

Kinder in einer Familie geboren wurden

und so ihren Reichtum begrÖndeten, ohne

daÇ die einzelne Ehefrau durch zu hÑufige

und zu schnell aufeinander folgende Gebur-

ten gefÑhrdet wurde. Eine Stillzeit von zwei

bis drei Jahren entsprach gleichzeitig einer

Phase, in der die Frauen abstinent lebten

und sich ganz dem Kind widmeten.

WÑhrend so einerseits das traditionelle

System in seinen Grundfesten erschÖttert

ist, zeigt sich andererseits, wie weitgehend

unbeeindruckt von dem ÑuÇeren Wandel die

psychischen Strukturen des einzelnen durch

die Tradition geprÑgt und bestimmt bleiben.

Das Denken, FÖhlen, Erleben und Handeln

sind ungeachtet der Tatsache, daÇ die Ge-

brÑuche schwÑcher werden oder unterge-

hen, noch immer weitgehend durch den tra-

ditionellen Familienverband bestimmt, ob-

wohl dieser selbst in der Auflâsung begrif-

fen ist.

Am bestimmendsten ist der traditionelle

EinfluÇ im sexuellen Bereich, derja fÖr das

Individuum wie fÖr die Gemeinschaft den
wichtigsten Platz im traditionellen System

einnahm. Das hat fÖr die heutige Situation
im Bereich der Familienplanung die ein-

schneidende Folge, daÇ man Öber die Se-
xualitÑt nicht reden darf, vor allen Dingen
nicht mit den Eltern oder mit Fremden. Tra-
ditionell war die SexualitÑt ja gerade inte-
griert in das tÑgliche Leben. Sie wurde in

dem MaÇe entschleiert, sichtbar und deut-
lich, wie es der Entwicklung des Kindes und
den Riten entsprach, wie die Gemeinschaft

selbst bedingt durch den engen Lebenszu-

sammenhang, ihr Geheimnis preisgab. Das

Erleben in der Gemeinschaft, in der Be-

schneidung, im Tanz etc., machte die Verba-

lisierung ÖberflÖssig und erlaubte jedem

einzelnen, das Tabu zu wahren, es mit den

anderen zu teilen, ohne es zu benennen.

WÑhrend traditionell das Schweigen die Be-

deutung der SexualitÑt unterstrich, wird die

Weigerung, Öber SexualitÑt zu reden, im

modernen Bereich fÖr das heranwachsende

Kind sinnlos und bedrohlich und nimmt ihm

die entscheidende Mâglichkeit, sich zu

orientieren. Das Kind lernt, durchgesetzt

Öber mehr oder minder schwere elterliche

Sanktionen, von Anfang an keine Fragen zu

stellen, die Neugierde zu unterdrÖcken,

ohne daÇ es gleichzeitig wie im traditionel-

len Leben gefÖhrt und geleitet wird.

Die åbertragung der alten Erfahrungen,

Vorstellungen und Werte auf den modernen

Bereich fÖhrt dazu, daÇ dieser nicht funk-

tionieren kann, und daÇ ReformmaÇnah-

men, die sich auf ein Mehr an Geld, Ma-

schinen und Personal beziehen, leerlaufen

und das eigentliche Problem nicht berÖh-

ren.

Eine afrikanische Erziehung

Wie mÖÇte nun eine Sexualerziehung aus-

sehen, die modernen und traditionellen,

d.h. widersprÖchlichen und unverstÑndli-

chen EinflÖssen ausgesetzt ist? Bezieht man

sich - greifen wir diesen Ansatz noch einmal

auf - in seiner ErklÑrung nur auf die mo-

derne Welt und unterschlÑgt die Tradition,

wird fast jede ErklÑrung zwangslÑufig zu ei-

ner zutiefst rassistischen Angelegenheit. Er-

klÑrt man z.B., daÇ es Ünormalá ist, von der

SexualitÑt zu reden, wie es ja auch normal

ist, von dem Verdauungsapparat zu spre-

chen, so heiÇt das in einer GegenÖberstel-

lung der Kulturen, die unerwÑhnt stattfin-

det, daÇ afrikanische Eltern und GroÇel-

tern das Einfache und Normale nicht be-

greifen. Der Erfolg wird der modernen Kul-

tur zugerechnet, wÑhrend gleichzeitig die

Afrikaner, wie ihre Riten und GebrÑuche,

eben weil sie unerklÑrt bleiben, als dumm

und primitiv erscheinen.

Die SchÖler lernen auf diese Weise, wel-

che Kultur die eigentlich Öberlegene ist.

Gleichzeitig schÖrt diese Form von ÜAufklÑ-

rungá den Konflikt zwischen Elternhaus

und moderner Institution (z.B. Familienpla-

nungs-Zentrum), wie sie den Verlust an

IdentitÑt verstÑrkt oder begrÖndet. ZusÑtz-

lich vermittelt dieser Ansatz, der auf der

GeringschÑtzung der eigenen Gesellschaft

und damit der eigenen Person aufbaut, die

denkbar ungÖnstigste Ausgangsposition,

um modernes Wissen in das eigene System

zu integrieren.

Stellt man nicht nur das moderne, son-

dern gleichzeitig auch das traditionelle Sy-

stem dar und setzt sie zueinander in Bezie-

hung, wie sie sich ja auch historisch gesehen

aufeinander bezogen, so Ñndert sich die Ar-

gumentation und das, was man lernen

kann, entscheidend. Schon die Afrikaner

kannten eine Geburtenregelung. Die Fami-

lienplanung war sogar zweifach und ohne

inneren Widerspruch durch die Strukturen

(Polygamie und Subsistenzwirtschaft) be-

stimmt und gesichert wie durch ein umfas-

sendes Schutz- und Kontrollsystem garan-

tiert.

Die vergleichsweise Üeinfacheá, moderne

Familienplanung, die sich auf AufklÑrung

und technische Hilfsmittel beschrÑnkt und

dementsprechend auch in IndustrielÑndern

mit ihrem stÑndigen Versagen lebt, verliert

so den Zauber ihrer kulturellen åberlegen-

heit und begrÖndet gleichzeitig ihre unab-

dingbare Notwendigkeit in einem moder-

nen Zusammenhang, der durch den Wider-

spruch von BerufstÑtigkeit und Kinderauf-

zucht geprÑgt ist. Die Darstellung der Tradi-

tion dient weiterhin der Mâglichkeit, dem

SchÖler zu helfen, Öber EinflÖsse nachzu-

denken, die verinnerlicht und widersprÖch-

lich sich ihm nicht ohne weiteres erschlie-



Ben à Öber familiale Strukturen, GebrÑu-

che, die nicht von dem Schutz des Kindes

zu trennen sind à Öber den Sinn des traditio-

nellen Zusammenlebens, in dem das Kind

den zentralen Platz einnimmt. Die ernst-

hafte BeschÑftigung mit der Tradition er-

laubt die Aufwertung der eigenen Person,

sie fârdert die WertschÑtzung der eigenen

Abstammung und verhindert den Konflikt

mit dem Elternhaus, dem man sich nun ver-

bunden weiÇ. Vor allem aber begrÖndet das

Verstehen, nicht das Vergessen oder Ver-

drÑngen, die Hellsichtigkeit gegenÖber der

eigenen Situation die denkbar beste Basis,

um sich modernem Wissen angstfrei zu nÑ-

hern.

Die Tradition als Ausgangspunkt der Re-

flexion ermâglicht aber den SchÖlern vor al-

lem nachzuvollziehen, auf welche Weise

sich der Wandel im âkonomischen, sozialen

und kulturellen Bereich vollzog und welche

neuen Erfordernisse er auf dem Gebiet der

Familienplanung verlangt. Das VerstÑndnis

der Tradition, die sich daran anschlieÇende

Darstellung des modernen Systems, wel-

ches eine verÑnderte Wirklichkeit sichtbar

macht, sollte SchÖler/innen dazu befÑhigen

anhand von konkreten, konfliktreichen Bei-

spielen in einem Vergleich die beiden Sy-

steme zu erfassen und die jeweiligen Wertsy-

steme wie ihre Zielsetzung zu begreifen, um

die Unterschiede, ihre GrÖnde und die sich

daraus ergebenden Folgen und WidersprÖ-

che zu verstehen.

Diese Vorgehensweise kânnte die stÑn-

dige Verwirrung, die Verwechslung der bei-

den Systeme beenden und dem SchÖler hel-

fen, die Mâglichkeiten und Grenzen der je-

weiligen Systeme in einem spezifischen hi-

storischen Kontext zu erfassen. Die Vorbe-

reitung nun auf eine konfliktreiche Wirklich-

keit, auf ein bewuÇtes, der Situation ange-

paÇtes Handeln, fârdert gleichzeitig die FÑ-

higkeit, sich selbstÑndig und umfassend zu

informieren wie auch kritisch Lebenszusam-

menhÑnge und Sachverhalte zu hinterfra-

gen. Es sind dies die unabdingbaren Ele-

mente einer eigenverantwortlichen Planung

und damit auch Basis jeder erfolgreichen

Familienplanung.

Dr. Barbara M.C. Knieper, Studium: Jura, Ge-

schichte, Erziehungswissenschaft in Frankfurt/

M., Harvard, Bremen. Dort Lehrbeauftragte im

Studiengang ÜSozialpÑdagogiká. 1974-81 im Vor-

stand ProFamilia, Bremen. 1981-88 Aufenthalt in

der ZAR, Aufbau des Projekts ÜSexualerziehung

und Familienplanungá, ab 1985 GTZ-EigenmaÇ-

nahmen. Der Text wurde aus ÜE + Z-Entwick-

lung und Zusammenarbeitá 7/8-90 Öbernommen.

Mikolaj Kozakiewicz

Der Autor ist in Polen ein anerkann-

ter Forscher und Politiker. Er hat fÖr

uns diesen kurzen Beitrag auf Anfor-

derung vor wenigen Monaten geschrie-

ben. Seitdem hat sich in Polen die Aus-

einandersetzung um institutionalisierte

Familienplanung verschÑrft, wie das

ein Zitat aus der SÖddeutschen Zei-

tung von Oktober 1990 belegt (Seite

8).

Die Geschichte der polnischen Gesell-

schaft fÖr Entwicklung der Familie (TRR)

begann im Jahre 1957. Aus der Initiative ei-

ner Gruppe von èrzten, Soziologen, PÑd-

agogen und Journalisten (das heiÇt um ein

Jahr spÑter, als ein Gesetz Öber die ZulÑs-

sigkeit des Schwangerschaftsabbruchs in Po-

len eingefÖhrt wurde) wurde die Gesell-

schaft errichtet. Die Gesellschaft hat mit ei-

ner Propaganda Öber die SchÑdlichkeit der

Aborte und mit der Fârderung der verschie-

denen Arten der Kontrazeption begonnen.

Im Laufe der Jahre Ñnderte sich der Name

der Gesellschaft: ÜGesellschaft fÖr bewuÇte

Mutterschaftá (1957-1970), ÜGesellschaft

fÖr Familienplanungá (1970-1979) und end-

lich ÜGesellschaft fÖr Entwicklung der Fa-

milieá (1979 bis heute). Die ènderungen

des Namens waren nicht nur oberflÑchlich,

sondern waren auch mit einem Wandel des

Programms und des Bereiches der AktivitÑ-

ten verbunden. Am Anfang (1957-1962) hat

man sich hauptsÑchlich mit Frauen, mit ei-

ner BekÑmpfung der Aborte und Verbrei-

tung von VerhÖtungsmitteln beschÑftigt.

(Bis heute produziert und verkauft TRR

manche Kontrazeptiva.) SpÑter (1962) hat

man in die AktivitÑten der Gesellschaft die

Sexualerziehung einbezogen, endlich seit

1970 kommt die Sexual- und Familienbera-

tung (in eigenen Beratungsstellen) in den

Interessenbereich der Gesellschaft.

SpÑter wieder (seit 1986) kommen ganz

neue Bereiche auf, wie Jugendberatung,

AIDS-Beratung und BekÑmpfung der Infer-

tilitÑt. Das war eine Folge immer breiterer

und weiterer Entwicklung der AktivitÑten

der Gesellschaft, die von 35000 ordentli-

chen und 200000 unterstÖtzenden Mitglie-

dern getragen werden. Seit 1959 war die Ge-

sellschaft ein Mitglied des Internationalen

Verbandes fÖr geplante Elternschaft

(IPPF). Die ersten 25 Jahre der Existenz

war die Gesellschaft âkonomisch vollkom-

men unabhÑngig, in dem Sinne, daÇ sie

keine Subventionen vom Staat brauchte.

Seit 1981 gibt es ein Abkommen mit dem

Ministerium fÖr Gesundheitswesen (etwa

50 % des Budgets der Gesellschaft), was

mit einer Limitation der AktivitÑten von

TRR, die frÖher das meiste Geld einge-

bracht haben, verbunden war.

Internationale Hilfe

Es gab Mangel an Papier fÖr BÖcher und

BroschÖren, Mangel an importierten Roh-

stoffen fÖr die Produktion von VerhÖtungs-

mitteln, sowie eine Minderung der Anzahl

der Mitglieder (um ein Drittel) als Folge

schwerer Angriffe der ÜPro-Life-Organisa-

tionená im Jahre 1980/1981. Der Wandel der

Programmarbeiten derTRR war verbunden

sowohl mit ènderungen der inneren Situa-

tion im Lande, als auch mit dem EinfluÇ

der allgemeinen Lage in Europa, worÖber

wir durch die Teilnahme an IPPF-Tagungen

und -Seminaren informiert waren. IPPFhat

uns auch mehrere Male finanziell geholfen

(Lieferung von VerhÖtungsmitteln, von

Druckpapier, von auslÑndischer Literatur)

und paarmal hat IPPF der Gesellschaft zu

Öberleben geholfen in Jahren tiefer Krisen

(1980-1984). Trotzdem war die Gesellschaft

sehr autonom und unabhÑngig und hat im-

mer einen goldenen Mittelweg betreten, ei-

nen Weg, der nicht so radikal war oder ein-

seitig pro-sexuell wie etwa der schwedische

oder der nach anderen skandinavischen Mu-

stern.

Die Bevâlkerungsfrage war niemals zum

Hauptgegenstand geworden. Wir haben uns

immer bemÖht, ein Modell des Familienle-

bens wie auch von Sexualerziehung so zu er-

richten, daÇ es fÖr eine Nation mit tief ka-

tholischen Traditionen und zeitgenâssischen

Ansichten von SexualitÑt, Elternschaft und

Sexualethik. AllmÑhlich haben wir ein Netz

von eigenen medizinischen Kliniken (acht

im Jahre 1989) und Beratungsstellen (25 im

Jahre 1988) entwickelt, wie auch unter dem

EinfluÇ von IPPF vier Jugendberatungsstel-

len entstanden. Die medizinischen Kliniken

haben Öberwiegend die schwangeren
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Wir zitieren

Frauen bei Abtreibung straffrei

Polnische Frauen sollen nach dem Willen der Mehrheit der Senatoren in Warschau bei einer
Abtreibung straffrei ausgehen. Der Senat sprach sich am Wochenende fÖr eine Gesetzesinitia-
tive zum Schutz des ungeborenen Lebens und zum Abtreibungsverbot aus. Nach einem anderen
Gesetzesentwurf, den der katholischen Kirche nahestehende Sejm-Abgeordnete vorgestellt ha-
ben, sollen Frauen, die abgetrieben haben, mit GefÑngnis bis zu zwei Jahren bestraft werden.
Bisher gilt in Polen noch das liberale Abtreibungsrecht, wie es in den sozialistischen Staaten Öb-
lich war. Im vergangenen Jahr wurden offiziell 600000 Abtreibungen registriert.

Die Initiative des Senats sieht allerdings weiterhin die Bestrafung der èrzte und des medizi-
nischen Personals vor, die an einer Schwangerschaftsunterbrechung beteiligt waren. Sie rÖttelt
also nicht an dem faktischen Abtreibungsverbot.
Hingegen warnte der Schriftsteller Andrzej Szczypiorski, der ebenfalls dem aus der Solidar-

itÑt hervorgegangenen Parlamentarischen BÖrgerklub (OKP) angehârt, davor, weltanschauli-
che Fragen zu Grundlagen des Strafrechts-zu machen und Menschen anderer Anschauung zu
kriminalisieren. In einer leidenschaftlich vorgetragenen Rede warb der Schriftsteller, dem mit
seinem Roman ÜDie schâne Frau Seidenmaná im deutschsprachigen Raum ein groÇer Wurf ge-
lungen war, vor allem fÖr VerstÑndnis fÖr Frauen, die sich in einer Notlage befinden.
WÑhrend der Sitzung des Senats demonstrierten mehr als 500 Frauen vor dem Parlamentsge-

bÑude. Auf einemTransparent stand der Spruch: ÜZu jeder Kirchengemeinde ein GefÑngnis fÖr
die Frauen.á

Aus: SÖddeutsche Zeitung vom 1. Oktober 1990

Frauen behandelt. Insgesamt hatTRR jÑhr-
lich eine Menge von 150000 Ratsuchenden
bedient. Die medizinischen Kliniken und
psychosexuellen Vorehelichen- und Eheli-
chen-Beratungsstellen haben nie Aborte
durchgefÖhrt, denn die Gesellschaft als sol-
che war immer gegen Aborte. Wir haben un-
ser eigenes Modell in anderen osteuropÑi-
schen LÑndern (die damals alle sozialistisch
waren) bekanntgemacht, und dazu haben

und Sexualerziehung mit Teilnahme aus der
UdSSR, Tschechoslowakei, DDR, Bulga-

rien, Ungarn, Cuba und paarmal RumÑnien

durchgefÖhrt.

Trotz mehrmaliger Konflikte mit ÜPro-Li-

fersá haben wir mehrmals die Tagungen

durchgefÖhrt zusammen mit Priestern und
Katholiken (1975 à ÜSexualethik in der so-

zialistischen Gesellschaftá, 1984 - ein Semi-
nar eines Ausschusses fÖr das Lehrbuch
ÜVorbereitung auf das Familienlebená, das
heftig kritisiert wurde, 1987 - ÜGefahr und
Prophylaxe gegen AIDSá, ÜEthische Pro-
bleme des Schwangerschaftsabbruchs und
moderner Kontrazeptioná). Im Jahre 1989
erschien auch ein Buch ÜPro und contra in

Familienplanung und Sexualerziehungá,

das parallel weltliche und katholische An-

sichten von kritischen Fragen verâffent-

lichte, wobei die SchluÇfolgerungen jedoch

dem Leser Öberlassen waren.

Unter dem ÜDruck der Kriseá, aber auch

unter dem Druck der ÜPro-Lifersá hat sich

im Jahre 1989 die Lage derTRR wesentlich

verschlechtert. Es verminderte sich die An-

zahl der Kliniken (auf vier) und Beratungs-

stellen (auf 16), die âkonomische Basis der

Gesellschaft wurde erschÖttert. Heutzutage

haben wir sehr groÇe Sorgen Öber die Zu-

kunft unserer Gesellschaft, sie bekommt
die Subventionen nur fÖr einen Monat, und
niemand weiÇ, ob sie eine Subvention im
nÑchsten Monat bekommt. Diesmal kann
auch IPPF uns nicht helfen.

Mikolaj Kozakiewicz, Prof. Dr. habil., arbeitet
als Sozialwissenschaftler an der Akademie der
Wissenschaften in Warschau; er hat insbesondere
Studien Öber die Lebensbedingungen der Landju-
gend durchgefÖhrt. Seit einigen Jahren ist er PrÑ-
sident der Gesellschaft fÖr Entwicklung der Fami-
lie. Das ist die polnische Familienplanungsorgani-
sation. Seit 1989 ist er Mitglied und PrÑsident des
polnischen Parlaments.

Pro Familia-

BroschÖre

auf polnisch

Angesichts der nicht geringen Zahl polni-

scher Migranten, die auch hier Familienpla-

nungsberatung brauchenã kânnen, hat Pro

Familia die BroschÖre ÜEmpfÑngnisrege-

lung - Womit?á 1990 auch auf Polnisch ver-

âffentlicht. Damit ist die Zahl fremdsprachi-

ger Versionen auf neun gestiegen. Die Bro-

schÖre kann beim Pro Familia-Bundesver-

band, Cronstettenstr. 30, W-6000 Frankfurt,

angefordert werden.

Abtreibun

Die Verfahren gegen Öber 100 Frauen und
das Urteil gegen den Memminger Frauen-
arzt Dr. Horst Theissen haben 1989 Auf-
sehen erregt wie kaum ein anderer ProzeÇ.
FÖr 1990 ist mit dem Revisionsverfahren zu
rechnen. In diesem Buch werden die Vor-
gÑnge um die Prozesse und die Reaktionen
darauf ausfÖhrlich dokumentiert.

Holtzmeyer Verlag

224 Seiten, DM 20,-

ISBN 3-923722-36-2

Lydia Hauenschild

Wann trÑgt man als

Mutter schon

SeidenstrÖmpfe

20 heitere Geschichten
aus dem Alltag mit Kinder.

128 S., 20 Abb., geb. 19,80 DM

ISBN 3-923722-34-6

Gerd J. Holtzmeyer Verlag
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Am 15. Mai 1990 wurde die Irische Fami-

lienplanungsvereinigung (IFPA) bei einer

Verhandlung am Distriktgericht von Irland

wegen des rechtswidrigen Verkaufs von Ver-

hÖtungsmitteln verurteilt.

Angesichts der ernsthaften weltweiten

AIDS-Krise mag es fÖr europÑische Ge-

sundheitsorganisationen unglaublich er-

scheinen, daÇ eine Familienplanungvereini-

gung, die 21 Jahre lang in gutem Ruf stand,

wegen des Verkaufs von Kondomen bestraft

werden sollte. Auch wenn es unglaubhaft

klingt, so war die Verurteilung der IFPA ein

Ergebnis der irischen komplexen und re-

striktiven VerhÖtungsgesetzgebung, mit der

die Vereinigung seit ihrer GrÖndung im

Jahre 1969 gekÑmpft hat.

Die letzte Episode dessen, was sowohl

eine irische Farce als auch Tragâdie gewor-

den ist, begann in der zweiten HÑlfte des

Jahres 1987. Die lang erwartete Kampagne

der irischen Regierung, um die Ausbreitung

von AIDS zu verhindern, begann inmitten

vieler Auseinandersetzungen. Die IFPA

und eine groÇe Anzahl von freiwilligen

Gruppen, die sich fÖr die AIDS-Verhinde-

rung engagiert hatten, machten kein Ge-

heimnis aus ihrer Frustrierung und EnttÑu-

schung Öber die Initiative der Regierung.

Die Kampagne konzentrierte sich fast aus-

schlieÇlich auf nur zwei Aspekte der Vor-

beugung, auf Enthaltsamkeit und Monoga-

mie. WÑhrend alle Beteiligten die Bedeu-

tung dieser beiden AnsÑtze und die Notwen-

digkeit anerkannten, kulturell einfÖhlsam

zu sein, schien es vollkommen unrealistisch

und unverantwortlich, Üsafer sexá, was den

Gebrauch von Kondomen einschlieÇt zu

ignorieren. Wie in anderen modernen euro-

pÑischen Staaten haben viele irische junge

Leute vor der Ehe sexuelle Beziehungen

mit einem oder mehreren Partnern.

WÑhrend manche Leute dies von einem

Ümoralischená Standpunkt aus fÖr wÖn-

schenswert halten mâgen, schien es doch

zumindest einigen jungen Leuten ein unrea-

listischer Ansatz zu erwarten, daÇ jeder sein

etabliertes Verhalten drastisch Ñndern und

Sex solange aufschieben wÖrde, bis er in ei-

ner Ehe mit einem Partner mâglich sein

kânnte. WÑhrend die einzige von der Regie-

rung Öber AIDS herausgegebene BroschÖre

erwÑhnte, daÇ der Gebrauch von Kondo-

men einigen Schutz gegen eine HIV-Infek-

tion geben kann, wurden in ihr weder an-

John OçBrien

Die Irische Republik gilt als ein eher

rÖckschrittliches Land in Westeuropa,

das in mehrfacher Weise durch den

EinfluÇ der Katholischen Kirche ge-

prÑgt ist. Auch das Rechtssystem wird

gegen eine liberale Familienplanungs-

praxis in extremer Weise eingesetzt.

Dieser Beitrag berichtet Öber einen ak-

tuellen Fall.

dere explizite Richtlinien Öber safer sex aus-

gearbeitet oder gegeben, noch wurde darin

der korrekte Gebrauch von Kondomen er-

klÑrt. Bis heute wird die einzige BroschÖre

Öber den Gebrauch von Kondomen, die im

Lande verteilt wird, geschrieben, herge-

stellt und finanziert von der IFPA, die kei-

nerlei Finanzierung von der Regierung er-

hÑlt.

Der Reineffekt des offenkundigen Aus-

weichverhaltens der Regierung beim Thema

safer sex war nach Meinung der IFPA der,

daÇ Kondome als Mittel, die Ausbreitung

von HIV zu verhindern, vom Staat nicht ge-

fârdert oder unterstÖtzt wurden. In deutli-

chem Gegensatz zu anderen Gesundheitsor-

ganisationen weltweit, die groÇe Geldmen-

gen ausgeben, um den korrekten Gebrauch

von Kondomen zu fârdern und zu ermuti-

gen, hatte sich die irische Regierung auf

Enthaltsamkeit und Monogamie be-

schrÑnkt. Viele Beobachter hatten damals

das GefÖhl, daÇ dieser Üexklusiveá Ansatz

in Irland das direkte Ergebnis eines traditio-

nellen Ümoralischená Konservatismus in

der irischen Politik war, der eine Folge des

mÑchtigen Einflusses ist, der sich in der

Macht der râmisch-katholischen Kirche in

allen Bereichen der irischen Gesellschaft

manifestiert.

Politik

WÑhrend das Schweigen der Regierung

zum Thema Kondome politischer Pragma-

tismus gewesen sein mag oder nicht, war es

irrelevant fÖr die IFPA. Unsere Sorge galt

denjenigen, die leiden und sterben wÖrden

infolge der kurzsichtigen Antwort des iri-

schen Staates auf die grâÇte Gesundheitsge-

fÑhrdung dieses Jahrhunderts. In unserer

Sexualerziehungsarbeit, unserem Kontakt

mit jungen Leuten in der Gemeinschaft, un-

serem Telefondienst und in unseren Fami-

lienplanungzentren wurde uns bewuÇt, daÇ

junge sexuell aktive Erwachsene trotz einer

Kampagne der Regierung safer sex nicht

praktizierten. Unsere Besorgnis erreichte

einen Hâhepunkt, an dem wir beschlossen,

daÇ wir als eine verantwortliche Gesund-

heitsorganisation die Pflicht hatten, aktiv

etwas zu unternehmen. Was offenkundig be-

nâtigt wurde und noch wird, waren eine

Multi-Medien-Kampagne und UnterstÖt-

zungsdienste. FÖr eine Organisation wie die

IFPA, die sich stÑndig am Rande des finan-

ziellen Ruins befindet, war dies auÇerhalb

ihrer spÑrlichen Mittel. Wir wuÇten jedoch,

daÇ irgendeine Antwort erforderlich war

und entschlossen uns, diese zu finden.

Zu dieser Zeit hatte Richard Branson,

ein GeschÑftsmann aus GroÇbritannien und

EigentÖmer des Virgin-Schallplatten- und

Musikreichs, eine neue Kondom-Marke auf

den Markt gebracht. ÜMatesá-Kondome

wurden dafÖr bestimmt und vertrieben, um

junge Erwachsene anzusprechen. Die IFPA

war beeindruckt von Bransons frischem An-

satz, in einem AIDS-Zeitalter die weitver-

breiteten MiÇverstÑndnisse und das morode

Image, die Kondome umgaben, zu verÑn-

dern. WÑhrend die Virgin-PlattengeschÑfte

diese Kondome von ihren Verkaufsstellen in

GroÇbritannien aus verkaufen konnten, wÑ-

ren solche VerkÑufe nach den archaischen

VerhÖtungsgesetzen Irlands verboten gewe-

sen. Die IFPA wandte sich an das Virgin-

Management in Irland, um die Situation zu

diskutieren.

Kampagnen

Als Ergebnis dieser Diskussionen wurde

im Februar 1988 Irlands erster Stand fÖr

den Verkauf von Kondomen und fÖr safer

sex-Information im grâÇten PlattengeschÑft

der Hauptstadt eingerichtet. Passender-

weise wurde der Stand am St. Valentinstag

erâffnet, an dem TaAg, an dem Liebe und

Romantik weltweit gefeiert werden. Unter

der Kontrolle der IFPA wurde der Stand mit

ausgebildeten freiwilligen Mitgliedern der

Jugendgruppe der Familienplanungsvereini-

gung besetzt und war an sechs Tagen der Wo-

che geâffnet.

Die Absicht des Schrittes hinaus aus unse-

ren traditionellen Familienplanungszentren
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in ein PlattengeschÑft hinein war zweifach.

Erstens unternahmen wir dadurch, daÇ wir

Kondome aus den Drogerien, aus den Klini-

ken herausnahmen, einen ersten versuchs-

weisen Schritt, sie zu entmystifizieren. Der

Kauf von Kondomen muÇ mit der Zeit ein

mormaler, akzeptierter Teil des verantwort-

lichen Lebens werden und nicht eine er-

schreckende Erfahrung. In den meisten an-

deren europÑischen LÑndern sind Kondome

in GeschÑften und Toiletten verfÖgbar. Der

Virgin-Stand kann aufgrund seiner einzigar-

tigen Plazierung den Tag einen Schritt nÑ-

herbringen, an dem diese Situation eine iri-

sche RealitÑt werden kann. Zweitens hatten

wir durch unseren Kontakt mit jungen MÑn-

nern seit langem erfahren, daÇ Familien-

planungszentren von ihnen noch immer als

ÜFrauenterritoriumá betrachtet werden und

daÇ der Kauf in Drogerien hâchst unange-

nehm war. Der Virgin-Stand war neutrales

Territorium, wo junge MÑnner Kondome in

der von ihnen bevorzugten AtmosphÑre

kaufen konnten. Durchschnittlich kommen

100 Leute pro Woche zum Stand. 90 % der

Kunden sind mÑnnlich und 50 % der KÑufer

sind 18-25 Jahre alt.

Rechtsmittel

Der Stand war so erfolgreich, die Vorstel-

lungen der Leute Öber Kondome in Frage

zu stellen, daÇ unser Stand, unsere Kam-

pagne und das Ansehen, das wir genossen,

den Unwillen derjenigen Gruppen erregte,

die gegen VerhÖtung opponierten. Mitglie-

der dieser Gruppen beklagten sich bei der

irischen Polizei und Politikern Öber die Le-

galitÑt des Standes. Fast ein Jahr nach

Erâffnung des Standes, erhielt die Vereini-

gung eine Gerichtsvorladung mit der Be-

schuldigung, daÇ die IFPA rechtswidrig Ver-

hÖtungsmittel verkaufe. Dies verschaffte

der IFPA eine einzigartige Gelegenheit zu

erklÑren, warum sie an den Wert von Kon-

domen als einen positiven und verantwortli-

chen Beitrag zur Gesundheitsfârderung

glaubte, und auszusagen, daÇ sie fÖr die âf-

fentliche Gesundheit nicht gefÑhrlich oder

schÑdlich seien. Die Familienplanungsver-

einigung argumentierte in den Medien, daÇ

die restriktiven Gesetze Irlands medizinisch

und moralisch nicht notwendig seien und in

einem AIDS-Zeitalter sogar gefÑhrlich. Ab-

gesehen von wenigen Ausnahmen hatte die

IFPA niemals ein so hohes Ansehen genos-

sen wie das, welches aus diesem Rechtsfall

resultierte. Fernsehteams aus Kanada, den

Vereinigten Staaten und GroÇbritannien

wurden nach Irland eingeflogen. Radiosta-

tionen aus Australien, Journalisten aus Eu-

ropa, alle waren daran interessiert, wie eine

Familienplanungsvereinigung wegen des

Verkaufs von Kondomen, einer vollkom-

men akzeptablen AktivitÑt, strafrechtlich

verfolgt werden kânne. Auch nationales

Fernsehen und Presse brachten die Ge-

schichte. WÑhrend wir diese strafrechtliche

Familienplanungsvereinigung entschlossen,

diese zu nutzen, um die Heuchelei aufzuzei-

gen, die in irischen Gesetzen, die sich auf

viele Aspekte von Sex und SexualitÑt bezie-

hen, enthalten sind.

Als der Fall schlieÇlich im Oktober 1989

vor Gericht kam, wurde er aus technischen

GrÖnden abgewiesen, da die Gerichtsvorla-

dung nicht innerhalb der festgelegten sechs

Monate Frist nach der angeblichen Straftat

zugestellt worden war. Dieser technische

Sieg war kurzlebig. Der Oberste Staatsan-

walt stellte der IFPA eine zweite-Gerichts-

vorladung im Januar 1990 zu, vielleicht ein

neues Jahrzehnt, aber ein altes und ver-

staubtes StÖck Gesetzgebung war bewahrt

worden!

Verfahren

Und so geschah es, daÇ an einem Nach-

mittag im Mai 1990 Mitarbeiter und Mitglie-

der der Irish Family Planning Association

zuhârten, wie Sergeant John McKeown

dem Gericht erzÑhlte, wie er beim IFPA-

VerkÑufer im dritten Stock des Virgin-Mega-

store-PlattengeschÑft in Dublin ein Paket

ÜMatesá-Kondome gekauft hatte. Die

IFPA-Verteidigung, der der angesehene

Kondomexperte Dr. Malcolm Potts ange-

hârte, argumentierte mit viel VergnÖgen,

daÇ die im GeschÑft kÑuflichen Kondome

als vorbeugende Mittel angewandt wurden

und als solche nicht nach der Gesetzgebung

beurteilt werden sollten, die den Verkauf

von VerhÖtungsmitteln auf bestimmte be-

grenzte Verkaufsstellen beschrÑnken - nÑm-

lich auf Drogerien, Arztpraxen, Kliniken

den und Familienplanungszentren. Ein

Zeuge fÖr die IFPA-Verteidigung war mutig

genug, um zu bezeugen, daÇ er Kondome

benÖtze und sich auf sie verlasse, um seine

Frau gegen die HIV-Infektion zu schÖtzen,

die er sich wÑhrend der Behandlung seiner

Bluterkrankheit zugezogen hatte.

Distriktrichter Oliver Macklin, PrÑsident
des Distriktgerichts, erklÑrte die IFPA fÖr

schuldig, in einem GeschÑft rechtswidrig

VerhÖtungsmittel zu verkaufen, und be-

wirkte damit, daÇ zum erstenmal in den

letzten Jahrzehnten irgendeine integre Per-

son oder Institution in irgendeinem Teil der

Welt dafÖr bestraft wurde, weil sie prÑven-

tive Medizin praktizierte. Der Richter ver-

fÖgte eine Geldstrafe von 400 und sagte:

ÜGesetz ist Gesetz, und es verbietet den Ver-

kauf und die Bereitstellung von VerhÖtungs-

mitteln an bestimmten PlÑtzen.á Er fuhr

fort und sagte, er halte die Straftat fÖr einen

bewuÇten Gesetzesbruch und nicht

fÖr ein zufÑlliges Geschehen und so mÖsse

er ernstnehmen, was geschehen sei.

äffentlichkeit

Auf einer Pressekonferenz nach der Ver-

handlung sagte Christine Donaghy, Vorsit-

zende der IFPA, daÇ sie auch weiterhin im

Virgin-GeschÑft Kondome verkaufen wÖr-

den. Richard Branson, Chef der Virgin-

Gruppe, sagte in einer SolidaritÑtserklÑ-

rung: ÜDie irische Regierung scheint, wÑh-

rend sie die EG-PrÑsidentschaft als eine

westliche Demokratie innehat, ihre BÖrger

mit derselben RÖcksichtslosigkeit zu behan-

deln, wie es Ceausescu in RumÑnien tat.á

Branson sagte, daÇ Kondome Leben rette-

ten und daÇ, wenn irgendjemand sie benâ-

tigte, sie verfÖgbar sein sollten wo und

wann sie nâtig sind. Branson sicherte seine

weitere UnterstÖtzung fÖr die Haltung der

Familienplanungsvereinigung zu und sagte:

ÜEs gibt in Irland bereits Babys, die mit

HIV infiziert sind, und traurigerweise wird

dieser Gerichtsfall bedeuten, daÇ es noch

mehr davon geben wird.á

Freiwillige AIDS-Gruppen in vereinigter

Front unter der AIDS Action Alliance ap-

pellierten zusammen mit BÖrgerrechtsgrup-

pen, Politikern, Frauengruppen und Ge-

werkschaften an die Regierung, die Fami-

lienplanungsgesetzgebung dadurch zu ver-

bessern, daÇ ErlaubnisbeschrÑnkungen fÖr

einen weiteren Verkauf von Kondomen auf-

gehoben wÖrden. Trotz dieses Apells und

trotz ErklÑrungen von HIV-Positiven und

an AIDS bereits Erkrankten, daÇ sie sich

auf die Virgin-Verkausstelle fÖr Kondome

der IFPA verlieÇen, bleibt die Regierung

ungerÖhrt. Dr. Rory OçHanlon, der irische

Gesundheitsminister, sagte vor kurzem dem

irischen Parlament, daÇ er froh darÖber sei,

daÇ die âffentliche Nachfrage nach Kondo-

men durch die bestehenden Gesetze in an-

gemessener Weise gedeckt sei und daÇ es

keine Notwendigkeit fÖr Verbesserungen

gebe.

Strafen

Die offiziellen Statistiken besagen, daÇ

Irland bis heute 130 AIDS-FÑlle hat, in de-

nen die Krankheit voll zum Ausbruch ge-

kommen ist, 61 TodesfÑlle und 922 Perso-

nen, deren Test positiv war. Seit den vergan-

genen zwei Jahren hat sich die Zahl der

AIDS-Erkrankungen alle neun Monate ver-

doppelt. Jeder gibt zu, daÇ diese Statistiken

nur die Spitze des Eisberges sind. Ange-

sichts dieser RealitÑt zeigt die Irish Family

Planning Association eine feste Haltung.

Die Kondom-Verkaufsstelle arbeitet im Vir-

gin-PlattengeschÑft weiter, und die Vereini-

gung hat gegen den GerichtsbeschluÇ Ein-

spruch erhoben, der Öber die nÑchsten we-
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nigen Monate angehârt werden sollte. In-

zwischen hat die Vereinigung Geldstrafen

fÖr eine zweite oder nachfolgende Strafta-

ten nach dem Familienplanungsgesetz zu er-

warten, die maximal 5.000,- betragen sowie

(im Falle der FortfÖhrung der Straftat) eine

Geldstrafe von maximal 250,- pro Tag fÖr je-

den Tag, den die Straftat weiterhin ausge-

fÖhrt wird und/oder eine GefÑngnisstrafe

von maximal zwâlf Monaten. Vor kurzem

wurde eine Person, die des Kokain-Besitzes

schuldig gesprochen worden war, mit 500,-

bestraft. So streng sind Irlands Sex-Ge-

setze! Solche Geldstrafen wÖrden eine Fa-

milienplanungsvereinigung vollstÑndig zu-

grunderichten, die seit 21 Jahren irischen

Paaren angesichts der GleichgÖltigkeit der

Regierung zu Diensten stand. Wir halten je-

doch unser Engagement fÖr Familienpla-

nung als Menschenrecht aufrecht, und in

diesem BewuÇtsein kânnen wir mutig sein,

kânnen wir zornig sein - kânnen wir gewin-

nen.

(aus dem Englischen Öbersetzt von Meike Loth-Kraemer, der Bei-
trag erschien im September 1990 in ÜPlanned Parenthood in Eu-
ropeá).

Krishna Ahooja-Patel

ÜKeine Frau kann sich selbst frei nennen,

deren Kârper nicht ihr gehârt und nicht

ihrer Kontrolle unterliegt.á

Margaret Sanger

Heute wird der wirtschaftliche Beitrag

von Frauen bewertet auf der Basis der

Gleichberechtigung mit den MÑnnern beim

Zugang zu Kredit, Einkommen und Vermâ-

gen. Wenn es jedoch um die reproduktiven

Rechte von Frauen geht, verÑndern sich die

BewertungsmaÇstÑbe; verschiedene Krite-

rien beginnen, in der Gesellschaft wirksam

zu werden. Ist es mâglich, die Freiheit von

Frauen durch eine neue Norm zu definie-

ren, nach der Freiheit auf der Grundlage

dessen definiert werden kânnte, in welchem

MaÇe und Grad Frauen Öber ihren eigenen

Kârper Kontrolle ausÖben kânnen?

Eine BroschÖre, die 1989 vom United Na-

tions Fund for Population Activities

(UNFPA) verâffentlicht wurde, stellt das

Problem folgendermaÇen dar:

... das AusmaÇ, in dem Frauen frei sind,

Entscheidungen Öber ihr Leben zu treffen,

kann der SchlÖssel fÖr die Zukunft sein,

nicht nur der armen LÑnder, sondern auch

der reicheren. Als MÖtter, Hersteller und

Lieferanten von Essen, Brennstoff und Was-

ser, HÑndler und Produzenten, politische

und in der Gemeinschaft tÑtige FÖhrungs-

krÑfte stehen Frauen im Mittelpunkt des

Wandlungsprozesses.')

Frauen kânnten Üim Mittelpunkt des

Wandlungsprozessesá stehen, aber alte oder

neue Technologien sind noch nicht fÖr ihre

Freiheit vollstÑndig eingesetzt worden. Sie

sind immer noch mit repressiven Strukturen

belastet, die sie trotz der vielen technologi-

schen Fortschritte, die sie von ihrer harten

Arbeit und ihrem gesellschaftlichen Einge-

sperrtsein befreien kânnten, unterjocht hal-

ten. Sowohl in der Theorie als auch in der

gegenwÑrtigen Literatur gab es viele Dis-

kussionen Öber Produktion und Reproduk-

tion und die ZusammenhÑnge zwischen den

beiden Konzepten, in deren Mittelpunkt

billige bezahlte Arbeit und freie unbezahlte

Arbeit stehen. Was den Lebenszyklus und

den Arbeitszyklus von Frauen betrifft, so

sind dies zwei Aspekte einer Einheit, der

Gesamtheit ihres Lebens. Die Verwirrung

entsteht aus der Tatsache, daÇ Kârper und

Seele einer Frau als getrennte Teile gesehen

werden. Bis heute konzentrierte sich Politik

und Gesetzgebung auf ihren Kârper und

den reproduktiven ProzeÇ. Gesellschaftli-

che Auffassungen verstehen die Frau als

kopfloses und seelenloses Wesen, das seine

tÑgliche Aufgaben verrichtet, die ohne wirt-

schaftliche oder gesellschaftliche Konse-

quenz sind.

Diskriminierung

FÖr analytische Zwecke muÇ man fest-

stellen, daÇ der Lebenszyklus einer Frau

lÑnger dauert als der Arbeitszyklus. Nach

jÖngeren demographischen SchÑtzungen le-

ben Frauen 72 bis 89 Jahre in entwickelten

LÑndern und 55 bis 60 Jahre in Entwick-

lungslÑndern. Andererseits ist der Arbeits-

zyklus kÖrzer, je nachdem, wann die Frauen

in den Arbeitsmarkt eintreten und wann sie

ihn verlassen. Die meisten Gesetze haben

fÖr Frauen einen frÖheren Eintritt in den

Ruhestand festgelegt als fÖr MÑnner. Diese

Diskrepanz zwischen dem lÑngeren Leben

von Frauen und ihrem frÖheren Eintritt in

den Ruhestand ist eine der am meisten ver-

zerrten RealitÑten des Lebens von Frauen

und eine Form versteckter Diskriminie-

rung.

In der Tat hat die technologische Revolu-

tion im allgemeinen die Frauen mehr an die

niedrigere Stufe der wirtschaftlichen Hierar-

chie im Arbeitsmarkt gedrÑngt. Wissen-

schaftliche Forschungslabors, staatliche Fa-

milienpolitik, Kirchendekrete und -vor-

schriften und die Launen patriarchaler Insti-

tutionen haben die Frauen auch weiter von

reproduktiven Freiheiten abgedrÑngt. Fast

alle Religionen haben patriarchale Institu-

tionen benÖtzt, um ÜFrauen zu beschÖt-

zená, indem sie ihre Philosophien in rÖck-

schrittlicher Weise interpretieren und sie in

jÖngster Zeit mit politischem Fundamenta-

lismus verbinden. Das Ergebnis ist, daÇ die

Frauen gefangen sind zwischen dem, was

Demographen ÜBevâlkerungsexplosioná
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nennen und dem, was die äkonomen fÖr
Rezessionen und niedrigere Wachstumsra-

ten halten. ÜGleichheit fÖr Frauená zu

Hause und am Arbeitsplatz steht nicht auf

der Tagesordnung ihrer Diskussionen. Trotz

dieses Zusammenhangs haben wenige LÑn-

der versucht oder es ist ihnen gelungen, de-

mographische und wirtschaftliche Politik

fÖr das Wohlergehen von Frauen zu verbin-

den. Das Zusammenspiel von demographi-

scher und wirtschaftlicher Politik hat eine

ernsthafte Auswirkung auf das tÑgliche Le-

ben von Frauen, darauf, ob Frauen steuerli-

che oder andere Anreize geboten werden,

Kinder zu haben, oder ob diese ihnen ent-

zogen werden, um die Anzahl der Kinder zu

beschrÑnken. In der ersten Kategorie gibt

es mehrere Beispiele, darunter Frankreich,

Ungarn und die Provinz Quebec in Kanada;

unter die zweite Kategorie fallen Indien,

Bangladesch und Kenia.

Politik

GegenwÑrtig gibt es in den meisten ent-

wickelten äkonomien groÇe Debatten Öber

die Üstaatliche Interventioná als den Bâse-

wicht der Planwirtschaften und Öber die ne-

gative Kettenreaktion, die diese bei der

Produktion von Waren und Dienstleistun-

gen und von Verbraucherauswahlmâglich-

keiten auslâst. Und doch besteht bei der

Analyse der Reproduktion von Frauen

kaum eine Diskussion Öber die Verdienste

und Nachteile von ÜStaatspolitiká, von wirt-

schaftlichen Anreizen und Abschreckungen

und von Frauenrechten. In entwickelten

LÑndern gibt es nun zusÑtzliche Forschungs-

mittel fÖr neue medizinische Technologien

der Bevâlkerungskontrolle, wÑhrend eine

restriktive Gesetzgebung die Norm wird,

selbst dort, wo es um den MiÇbrauch der

SexualitÑt der Frauen in FÑllen wie etwa

Vergewaltigung oder åberfall geht. Der bei

weitem bedeutendste von staatlicher Politik

versuchte Eingriff in den intimen und ge-

fÖhlsmÑÇigen Lebenszyklus einer Frau ge-

schieht durch verschiedene Arten von Ge-

burtenkontrollprogrammen, die euphemi-

stiich ÜFamilienplanungá (Frauenverpla-

nung), ÜFamilienwohlergehená (mangeln-

des Wohlergehen der Frauen) genannt wer-

den, und in jÖngster Zeit bekam das Paket

in einigen LÑndern den Namen ÜSichere

Mutterschaftá. Die meisten der heute auf

der Welt erforschten und angewandten Ge-

burtenkontrollmethoden lassen den Frauen

immer weniger Wahl, besonders dort, wo

Ügeplante Elternschaftá oder Ükeine Abtrei-

bungá Staatspolitik sind.

Bevâlkerung

Eine Unterscheidung zwischen Geburten-

kontrolle und Bevâlkerungskontrolle wird

gewâhnlich nicht gemacht; in vielen LÑn-

dern kritisieren Frauengruppen die Bevâl-

kerungskontrollprogramme und die Art und

Weise, wie sie ohne RÖcksicht auf die Ge-

sundheit und den sozio-äâkonomischen Hin-

tergrund von Frauen durchgesetzt werden.

In Armutssituation haben medizinische

NachlÑssigkeit und das Fehlen moderner

Ausstattung und Nachsorge zu einem An-

steigen der MÖttersterblichkeitsraten ge-

fÖhrt.?) Ein weiter åberblick Öber das Be-

vâlkerungsproblem,ê) das von einigen So-

zialwissenschaftlern analysiert wurde, kon-

zentriert sich auf den wirtschaftlichen, poli-

tischen und kulturellen Zusammenhang ge-

sellschaftlicher Macht, die die Fruchtbar-

keit beeinfluÇt.

ÜWir bilden, was wir die Machtstrukturen-

perspektive nennen, indem wir uns auf die

vielschichtigen SchauplÑtze der entschei-

dungstreffenden Macht beziehen, auf denen

die reproduktiven Wahlmâglichkeiten der

Leute oder deren Fehlen beschlossen wer-

den. Wir benÖtzen diesen Rahmen, um auf-

zuzeigen, daÇ die Machtlosigkeit der Armen

ihnen oft wenig Mâglichkeiten auÇer einer

groÇen Familie lassen. In der Tat kann, so ar-

gumentieren wir die Geburtenrate unter den

Armen am besten als defensive Antwort auf

Machtstrukturen verstanden werden, denen

es nicht gelingt, Sicherheitsquellen auÇer-

halb der Familie bereitzustellen, oder die

diese aktiv blockieren. Von dieser Perspek-

tive ist eine schnelle Bevâlkerungsabnahme

eine moralische Krise, weil sie die weitver-

breitete Verweigerung von wesentlichen Men-

schenrechten auf åberlebensressourcen, auf

Land, Essen, Arbeit und die Mittel, Schwan-

gerschaft zu verhindern, widerspiegelt.*)'

Wie verbinden wir global die Emanzipa-

tion der Frauen mit ihren reproduktiven

Prozessen? Die Probleme von SexualitÑt

und Schwangerschaft bekommen in jÖnge-

rer Zeit in Nordamerika und Europa die

Aufmerksamkeit der Medien und åber-

schriften. Die entwickeltsten und die unter-

entwickeltsten LÑnder haben Öber die Par-

teilinien hinweg in ihrer Politik und Gesetz-

gebung rigide Auffassungen vertreten. ÜAb-

treibung auf Verlangená, ein Slogan vieler

Frauenorganisationen, hat die Politiker und

Gesetzgeber in unrealistische Haltungen ge-

drÑngt, in denen die Probleme auf Kosten

der Frauen eingefroren werden. Millionen

von Frauen sterben oder leiden wegen ille-

galer, gesundheitsgefÑhrdender und im Ge-

heimen durchgefÖhrter Abtreibungen. Kei-

nem einzigen Land ist es bisher gelungen,

allein durch einen gesetzgeberischen ErlaÇ

oder eine polizeiliche VerfÖgung Abtreibung

zu verhindern. Wo immer das Recht auf Ab-

treibung gesetzlich eingeschrÑnkt ist und

die Zustimmung eines Arztes oder der Fa-

milie die Vorbedingung dafÖr ist, leiden im-

mer mehr Frauen weiterhin unter Gesund-

heitsgefÑhrdung und demÖtigenden Bedin-

gungen. Der EntscheidungsfindungsprozeÇ

darÖber, ob sie im Falle einer Vergewalti-

gung oder weil sie sehr jung sind ihre Babys

behalten kânnen oder nicht, ist belastend

und unrealistisch. Der Widerspruch an die-

sem Punkt ist, daÇ, wÑhrend Abtreibungs-

gesetze und Familienpolitik im Parlament

diskutiert werden, Mâglichkeiten und Ein-

richtungen der Kinderversorgung privaten

Initiative Öbertragen werden, kirchlichen

Organisationen, Gemeinschaftsgruppen

oder einzelnen Unternehmen. Das Fehlen

von Mâglichkeiten der Kinder- und Fami-

lienversorgung im privaten oder âffentli-

chen Bereich haben ernste Auswirkungen

auf das Arbeitsleben von Frauen in vielen

LÑndern. Die verfÖgbaren und zugÑngli-

chen Einrichtungen sind zu teuer oder zu

unpraktisch. Dadurch, daÇ diese fehlen

oder ungeeignet sind, bleiben die Frauen

stÑndig erschâpftç) oder stÑndig schwanger

oder permanent abhÑngig zwischen Haus

und Arbeitsplatz.

SexualitÑt

Es Öberrascht nicht, daÇ die Frauenbewe-

gungen in den meisten LÑndern das Thema

SexualitÑt und Familienpolitik als einen ih-

rer Schwerpunktbereiche aufgenommen ha-

ben. Sehr wenige Frauenorganisationen

konnten in irgendeinem Land gefunden

werden, die nicht an Demonstrationen oder

MÑrschen oder Petitionen gegen beste-

hende oder neue Gesetzgebung oder neue

oder alte Politik teilgenommen haben. Um

die Kontrolle Öber ihre eigene Reproduk-

tion ausÖben zu kânnen, haben die Proteste

von Frauen gegen gesetzliche EinschrÑn-

kungen neue Forderungen nach Üreproduk-

tiven Rechtená, die mit reproduktiven Tech-

nologien verbunden sind, entstehen lassen.

Nach Belegen aus EntwicklungslÑndern

zeigt sich, daÇ die meisten der in stÑdti-

schen und lÑndlichen Gebieten gebrÑuchli-

chen Geburtenkontrollmethoden die Kon-

trolle den MÑnnern vor, wÑhrend und nach

dem Geschlechtsverkehr Öberlassen: Viele

åbersichten zeigen, daÇ der Erfolg oder

MiÇerfolg von Geburtenkontrollprogram-

men nicht allein von den Frauen abhÑngt,

sondern in den meisten FÑllen davon, wie

die EhemÑnner die Freiheit ihrer Frauen

einschÑtzen, diese Methoden zur benÖtzen.

Selbst in lÑndlichen Gebieten von Entwick-

lungslÑndern haben die mÑnnlichen Haus-

haltsmitglieder verstanden, daÇ der Zugang

zu Geburtenkontrolle eine MobilitÑt der

Frauen bedeuten kânnte, die zu Freiheit

here Versagensquote in manchen Kulturen,

in denen Frauen ihre GefÖhle nicht artiku-
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lieren sollen oder Öber dieses spezielle Pro-

blem nicht entscheiden dÖrfen. Die Familie

oder der Clan Öben eine grâÇere AutoritÑt

aus.

VerhÖtung

èhnlich zeigen åbersichten Öber entwik-

kelte LÑnder, zum Beispiel Westdeutsch-

land, Frankreich, Italien, Australien, Ka-

nada und die Vereinigten Staaten, zum

Thema Geburtenkontrolle, daÇ effektive

VerhÖtungsmethoden, Dienste fÖr Arme

und MinderjÑhrige, Sexualerziehung in

Schulen und Familienplanungsinformation

fast Öberall vâllig unpassend sind. In man-

chen LÑndern sind die Ergebnisse kritisch.

Schwangerschaften bei Teenagern sind be-

sonders dort ein groÇes Problem geworden,

wo die jungen MÖtter ihre Babys behalten

wollen und keine Einkommensquelle ha-

ben. In vielen EntwicklungslÑndern ist das

Problem versteckt aufgrund der Tatsache,

daÇ eine frÖhe Heirat Sitte ist, auch wenn

das Gesetz das Heiratsalter auf 18 oder 21

heraufgesetzt hat. Die Familien sind darauf

bedacht, ihre MÑdchen wegzugeben, sobald

sie die PubertÑt erreichen, und dies nicht

nur aus GrÖnden der Tradition, sondern

auch wegen Armut.

In manchen LÑndern kânnen die èrzte

sich weigern, VerhÖtungsmittel an Teenager

auszugeben, selbst wenn kein Gesetz spe-

zielle VerhÖtungsmethoden verbietet. Ande-

rerseits haben LÑnder wie etwa Jugosla-

wien, Tschechoslowakei und Polen ernst-

hafte Versorgungsprobleme und strenge

EinschrÑnkungen der VerfÖgbarkeit von

Sterilisation, insbesondere fÖr MÑnner.ã)

Dies hat eine unterschiedliche Auswirkung

in EntwicklungslÑndern, wo es fÖr Frauen

schwierig geworden ist, Schwangerschaften

unter Kontrolle zu haben. Mit dem Fort-

schritt der Technologie, der eine Verbesse-

rung in unserem tÑglichen Leben bewirkt,

ist der fehlenden Freiheit von Frauen eine

neue Dimension hinzugefÖgt worden. Die

neuen Üreproduktiven Technologiená stel-

len traditionelle Auffassungen, Wertsysteme

und Lebensstile in Frage. Die Herausforde-

rungen sind komplex und bestehen aus wis-

senschaftlichen, medizinischen, gesetzli-

chen, philosophischen, ethischen und wirt-

schaftlichen Komponenten. WÑhrend

èrzte, Biologen, Soziologen und Rechtsan-

wÑlte Öber das FÖr und Wider kÖnstlich er-

zeugten Lebens argumentieren und debat-

tieren, stehen Frauengruppen, Fraueninter-

essen und FrauenbedÖrfnisse oft nicht auf

der Tagesordnung. In den meisten demokra-

tischen LÑndern werden Frauengruppen

und -organisationen nicht immer konsul-

tiert, bevor ein Gesetzentwurf dem Parla-

ment vorgelegt wird, und in den Parlamen-

ten vieler LÑnder ist die Anzahl der Frauen

entweder gering oder uneffektiv.

KÑuflichkeit

Die erste einfache Frage ist zu Öberlegen,

was Frauen darÖber denken, daÇ ihre Ge-

bÑrmutter eine auf dem Markt kÑufliche

Ware wird. Die GebÑrmutter einer Frau ist

nicht wie irgendeine andere Maschine,

Werkzeug oder Ware, bei der eine interna-

tionale Preisgestaltung ausgearbeitet wer-

den kânnte und Kauf und Verkauf die Regel

fÖr immer hâhere Profite weltweit werden.

Aber dies geschieht in schnellemTempo - in

Form einer wissenschaftlichen und medizi-

nischen Welt, die ihre Kontrolle Öber die

menschliche Reproduktion erstreckt. Da es

nun technologisch mâglich ist, Sperma-Ban-

ken, in-vitro-Fertilisation, Retortenbabys

und die Kombination all dieser Methoden

zu haben, kânnten arme Frauen in reichen

LÑndern und viele Frauen in armen LÑn-

dern Öberzeugt werden, aus ihrem Repro-

duktionssystem ein kÑufliches Produkt zu

machen. Die Fragen, die sich stellen, be-

treffen die Leihmutter, die AnonymitÑt von

Sperma-Spendern, die Rechte des Foetus,

die physische und psychische Gesundheit

und WÖrde der MÖtter und die Familienpo-

litik in einem gegebenen Land.

Nach der Analyse mancher Frauengrup-

pen sollten Wege fÖr Frauen gefunden wer-

den, um Öber die Entwicklung, Finanzie-

rung und Anwendung von neuen reproduk-

tiven Technologien die Kontrolle auszu-

Öben. Wie kânnen nationale und internatio-

nale Unternehmen eine wirksame Kon-

trolle Öber die PhÑnomene neuer Repro-

duktionstechnologien gewinnen? Um die

vollstÑndige Kontrolle Öber ihren Kârper zu

gewinnen, wird eine Frau in diesem Jahr-

hundert als einen ersten Schritt uneinge-

schrÑnkten Zugang zu Einkommen und Ver-

mâgen haben mÖssen. Das bedeutet, daÇ

die Armut von Frauen (die Feminisierung

der Armut genannt wird) in diesem Jahr-

hundert gelindert, wenn nicht vollstÑndig

beseitigt werden muÇ. Das Fehlen von Ein-

kommen und Kontrolle gibt einer Frau eine

Reihe von Nicht-Wahlmâglichkeiten in ih-

ren produktiven und reproduktiven Funk-

tionen. Das Fehlen von Einkommen und

Kontrolle bedeutet auch, daÇ in vielen Ent-

wicklungs- und entwickelten LÑndern ihr

Status der AbhÑngigkeit von einem mÑnnli-

chen Mitglied der Familie beibehalten wird.

Es bedeutet auch, daÇ sie keine wirtschaftli-

che Macht oder soziale Stellung hat, um

Entscheidungen zu treffen, ob sie Kinder

haben will oder nicht oder in welchem Ab-

stand sie sie bekommen sollte oder ob sie in

diesem ProzeÇ die Partnerschaft mit einem

Mann oder mit einer Frau suchen wollte.

WÑhrend die Frauen noch einen sehr harten

Kampf um Gleichberechtigung auf dem Ar-

beitsmarkt ausfechten, haben sie noch ei-

nen langen Weg vor sich, um auszuÖben,

was man Üreproduktive Rechteá zu nennen

beginnt. Keine Verfassung der Welt hat bis

jetzt diese Rechte anerkannt; sie sind bisher

noch nicht integraler Bestandteil der Ge-

samtheit der Menschenrechte. Wie werden

reproduktive Rechte, fÖr die Frauen Öberall

kÑmpfen, definiert? Das ist eine komplexe,

gesellschaftliche, gesetzliche und politische

Frage, und die Antworten darauf werden

dringend gefunden werden mÖssen, wenn

wir in einer rationalen und gleichberechtig-

ten Gesellschaft leben sollen, in der Frauen

ihre volle WÖrde und Freiheit haben.
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Ob im kaiserlichen Deutschland, im zari-

stischen RuÇland, in China, der Dritten

Welt, ob gestern oder heute: Wieviele Kin-

der geboren werden, ist ein differenziertes

soziologisches und soziales Problem. Inwie-

weit Familienplanung gesellschaftlich-ob-

jektiven und persânlich-subjektiven ZwÑn-

gen oder mehr oder weniger intellektuell

gesteuerten Prozessen unterliegt, ist ebenso

dynamisch verschiedenartig wie die damit

verbundenen sozialpsychologischen und

psychischen PhÑnomene.

Kinder werden gezeugt und geboren,

Wunschkinder sind sie in ihrer Gesamtheit

nicht.

Die Kinderzeitschrift ÜBummiá lâste
kÖrzlich unter Eltern eine kontroverse Dis-
kussion aus zum Thema: éÜWunschkinder -
was wird aus ihnen?á

Fragen: ÜWieviel ungeborene Kinder hat
die gesellschaftliche Entwicklung seit
Herbst 89 schon gefordert?á; Standpunkte,

Meinungen: ÜManches sollten wir aus der
BRD nicht Öbernehmen ..... Die von uns
angestrebte Gesellschaft ist wohl doch kin-

derfeindlich!á; Zweifel, èngste: ÜAm lieb-
sten wÖrde ich meine Kinder wieder in mich

zurÖcknehmen.á werden artikuliert.

Eine Familie bringt in die Debatte ein:

ÜEs stimmt, in der Vergangenheit sind fast

nur Wunschkinder entstanden. Aber wieviel

Eltern fragten sich dabei auch, was es denn

wirklich heiÇt, einem Kind das Leben zu

schenken, Verantwortung zu tragen? Das

Kinderkriegen wurde uns leicht gemacht.

Aber hatten wir nicht zuviel Verantwortung

fÖr unsere Kinder an den Staat delegiert?á!)

FÖrsorge

Idealisiert war die ÜFÖrsorgeá des soziali-

stischen Staates so zu lesen: ÜEs bestehen

alle Voraussetzungen dafÖr, daÇ in der

DDR jedes geborene Kind ein Wunschkind

sein kann. Die Geburtenentwicklung in der

DDR ist somit ein Spiegelbild der sozialen

Sicherheit, sie ist Ausdruck des GefÖhls der

Geborgenheit in der sozialistischen Gesell-

schaft.á?)

SozialmaÇnahmen wurden festgeschrie-

ben. Sie vermittelten ein BewuÇtsein, daÇ

alles fÖr Familie und Kinder getan wird. Si-

cher sollten Üsozialistische Idealeá verwirk-

licht werden, jedoch aufgrund ungenÖgen-

Roswitha Raue

Als die Autorin, Psychologin in

Jena, diesen Beitrag schrieb, Öber-

stÖrzten sich die Ereignisse im damals

noch existenten Staat DDR. So stellt

dieser Beitrag eine Momentaufnahme

dar, die persânliche EinschÑtzungen

und Erfahrungen in einer bewegten

Zeit wiederspiegelt. Die Redaktion,

die fÖr Anfang 1991 ein Schwerpunk-

theft Öber die fÖnf neuen BundeslÑn-

der vorbereitet, will mit dem Abdruck

nicht zuletzt die Sensibilisierung derje-

nigen fârdern, die in vergangenen

Jahrzehnten keine Mâglichkeiten hat-

ten, die Befindsamkeit von Frauen und

MÑnnern in der frÖheren DDR ken-

nenzulernen.

der ProduktivitÑt sozialistischer Wirtschafts-

strukturen Ügriffená SozialmaÇnahmen

nicht. Formulierte hohe AnsprÖche gerieten

in Widerspruch zur Wirklichkeit.

So wurde z.B. Medizinstudenten im Fach

Sozialhygiene gelehrt, welche ÜErrungen-

schaftená sozialistische Sozialpolitik bie-

tet.?) Der praktizierende Arzt, die èrztin,

bemerkte dann die WidersprÖche.

Normen

Die Vereinbarkeit von Mutterschaft und

Beruf wurde zur gesellschaftlichen Norm,

auch staatlich gefârdert. Das wÑre durchaus

als positiv hervorzuheben; die Kehrseite

war allerdings, daÇ der einzelnen Familie,

der einzelnen Frau wenig individuelle Spiel-

rÑume zur VerfÖgung standen. ÜNurá Mut-

ter oder Ünurá Hausfrau zu sein, wurde ge-

sellschaftlich negativ bewertet. Damit wird

das Bild der Üidealen sozialistischená Frau

offensichtlich. Hieraus ergaben sich oft indi-

viduell starke psychische und physische Be-

lastungen. Gebote wie ÜDu sollst Deine

Kinder im Geiste des Friedens und des So-

zialismus zu allseitig gebildeten, charakter-

festen und kârperlich gestÑhlten Menschen

erziehen ..... Du sollst sauber und anstÑn-

dig leben und Deine Familie achtená*) ver-

stÑrkten den Zwang, die gesellschaftliche

Bedeutung anzuerkennen und individuelle

BedÖrfnisse anzupassen.

So wurden Ideale gesetzt, zentral vorge-

geben, aufgenommen, aber natÖrlich indivi-

duell unterschiedlich verinnerlicht und in

praktischer TÑtigkeit differenziert psychisch

bewÑltigt. WidersprÖche zwischen Ideal und

Wirklichkeit wurden unangemessen wirk-

sam. Insbesondere junge Menschen erleb-

ten somit unmittelbare soziale Beziehungen

konfliktreicher als rational vermittelt.

Die Vorbereitung auf das Leben, nicht

nur auf den ÜBerufsmenschená, besonders

auch auf den ÜSozialpartnerá war demzu-

folge unzureichend.

Mit der Üsozialistischen Einheitsschuleá

war in der DDR ein beachtliches Bildungs-

niveau programmiert. Es gab viele schuli-

sche und auÇerschulische AktivitÑten.

Wachsende Reglementierung und Ideologi-

sierung engtenbesonders in den 80iger Jah-

ren die Individualisierung ein. Das bezog

sich bei der Entwicklung von Kindern und

Jugendlichen auf die Vorbereitung fÖr Ehe

und Familie, Partnerschaft und SexualitÑt,

auf ungenÖgende Beachtung der Vorranges

der Erziehung durch die Eltern und beein-

fluÇte so staatlicherseits individuelle Ent-

scheidungen bis hin zur Familienplanung.

So sollte z.B. die Mehrkindfamilie als er-

strebenswertes Ziel persânlicher Lebensge-

staltung angesehen werden. Zu wenig be-

wegte der Gedanke, daÇ Kinder als Be-

reicherung individueller LebenssphÑre von

hohem Wert sind. Das ist durch materiellen

Besitz oder berufliche Erfolge nicht Üaufzu-

hebená. Aber die Soziokultur einer sensi-

blen, intimen Familienbeziehung wurde im

Prinzip oftmals agitatorisch vom Staat Üver-

einnahmtá. Werte wie Geborgenheit,

WÑrme, Miteinander, Aufeinanderzugehen,

SolidaritÑt wurden anhand vorgegebener

ÜRichtliniená zu sehr gewichtet. Die Frau

sollte, und es wurde ihr auch ermâglicht,

ihre ÜVerpflichtung als StaatsbÖrger, Werk-

tÑtige und Mutter erfÖllen.áê)

Erziehung

Zur Vorbereitung auf Partnerschaft und

SexualitÑt, Ehe und Familie gab es in der

DDR Konzepte, die zu wenig Beachtung

fanden. Prof. Borrmann, SexualpÑdagoge,

forderte, den Heranwachsenden als aktiv

handelndes Subjekt zu achten und Sexualer-

ziehung unablÑssig als einen kontinuierli-
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chen ProzeÇ zu gestalten, bereits ab dem

frÖhen Kindesalter.

Er verweist auf den wertvollen ÜAn-

schauungsunterrichtá einer harmonischen

Elternbeziehung.

Gesellschaftliche Anforderungen und in-

édividuelle Entscheidungen sind neu zu be-

denken und zu gestalten. Deshalb sind Be-

ratungsstellen, Ratgeberangebote, Lebens-

hilfen notwendig.

Individuell sinnvolle Partnerschaften, Se-

xualitÑt zÑhlen Jugendliche zum Leben ge-

hârig. Sie plÑdieren fÖr einen freien, sachli-

chen Meinungsaustausch darÖber in der äf-

fentlichkeit, besonders aber auch in der

Schule. Befragt nach ÜWissensvermittlerná

ihrer Wahl antworten Jugendliche wie folgt:

BRD - Jugendliche

(14 - 18 Jahre, Aachen,

DÖsseldorf, 1986)ê

DDR - Jugendliche

(14-17 Jahre, Jena,

Jena 1986)ç

wollen mehr Öber SexualitÑt erfahren von

Gleichaltrigen 45% 22,9%

Eltern 29% 27,9%

Vater 5% 12,0%

Mutter 20 % 39,2%

Arzt/èrztin 20 % 17,4%

Lehrer/Lehrerin 20% 0,3%

AuffÑllig die prozentual erheblich abwei-

chenden Forderungen nach wÖnschenswer-

ten Diskussionen mit Lehrern Öber solche

Fragen. Defizite werden deutlich. Das so-

zialistische Bildungssystem war auf Einheit-

lichkeit ausgerichtet, sexuelle Bildung und

Erziehung wurde als unerlÑÇlich zur For-

mung des Menschen proklamiert, aber ein-

seitig oder unzureichend praktiziert. So

wird bereits 1969 auf die Verwirklichung der

Gleichberechtigung der Frau verwiesen.

1988 fÖhrt die Jugendzeitung ÜJunge Weltá

eine Umfrage zur Problematik ÜTypisch

Mann - typisch Frauá durch.

Jugendliche formulieren auch hier, daÇ

der Lebensalltag oft ganz anders und wider-

sprÖchlicher verlÑuft als die Idealdarstel-

lung. Interessant ein Vergleich von Stand-

punkten Jugendlicher zu spezifischen

Aspekten der Familienplanung, der sich

vorrangig auf Borrmann (1980)ê bezieht.

Das Partnerideal hat sich in den letzten

zehn Jahren kaum verÑndert. Die Öber-

groÇe Mehrheit der Jugendlichen will heira-

ten, das Heiratsalter sollte zwischen 20 und

25 Jahren sein. Nur 4,75 % aller Jugendli-

chen kânnen sich vorstellen, ohne eigene

Kinder ihre LebensansprÖche zu verwirkli-

chen (bei Borrmann ca. 9 %).

Der Trend der Zwei-Kinder-Familie ist

konstant geblieben. 73,75 % der SchÖler

wÖnschen sich zwei Kinder (bei Borrmann

73,6 %). Der Zeitpunkt der Informations-

vermittlung Öber Kontrazeptiva sollte nach

Wunsch der SchÖler genannter Population

in åbereinstimmung mit Borrmann in der

7.18. Klasse gewÑhlt werden.

Zukunft

Bei aller Problematik des gesellschaftli-

chen Umfeldes 1988 sind die Jugendlichen

von der Realisierung ihrer ZukunftsplÑne

Öberzeugt. Soziologen der DDR verweisen

1989 darauf, daÇ WÖnsche nach einem ho-

hen Lebensniveau, nach mehr Freizeit und

nach voller beruflicher Entfaltung in den

Vordergrund rÖcken werden. Der Wert

ÜKindá wird Öberdacht werden in Zukunft,

auch gemessen an der Frage, ob man es sich

Üleisten kanná und will, sowohl finanziell als

auch beruflich und sozial. DDR-Jugendli-

che heute stehen vor einem ÜVakuumá gei-

stiger, moralischer Art. Stephan Heym

sprach von der DDR als eine kÖnftige FuÇ-

note in der Geschichte. Jugendliche stellen

sich die Frage, ob sie nur eine FuÇnote wert

sind.

AIDS, Drogen, Vermarktung von Sexua-

litÑt sind Erscheinungen, die Üverarbeitetá

werden mÖssen vom einzelnen Jugendli-

chen und Erwachsenen. Prostitution, Por-

nographie werden nicht mehr verteufelt,

sondern sind RealitÑt.

Schwarz à weiÇ, gut à bâse existieren

nicht mehr, KonfliktbewÑltigungsstrategien

wurden kaum erlernt, ProblembewuÇtsein

nicht entwickelt.

Der Hauptgesichtspunkt, daÇ es sich um

Bildung und Erziehung Jugendlicher han-

delt, die als IndividualitÑt in ihrem gesell-

schaftlichen Umfeld unter konkreten gesell-

schaftlichen Bedingungen aufwachsen,

wurde zu wenig berÖcksichtigt. Erziehung,

Sexualerziehung speziell, ausgerichtet auf

Entfaltung der IndividualitÑt, ist die Voraus-

setzung fÖr die Meisterung von Lebenspro-

zessen, besonders auch hinsichtlich der Ge-

staltung von Partnerschaften und sexuellen

Wohlbefindens.

Wesentlich ist, daÇ Jugendliche mit ihren

Problemen nicht an den Rand der Gesell-

schaft gedrÖckt werden dÖrfen, weil fÖr sie

Geborgenheit, Meinungspluralismus, Zu-

kunftsperspektive wichtige Elemente sind,

um den LebensprozeÇ eigenstÑndig zu ge-

stalten und so das komplizierte, wider-

sprÖchliche und oft auch konflicktreiche Le-

ben meistern zu kânnen.
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Angeregt durch das Buch von Kristine

von Soden! habe ich begonnen, mich in

meiner lokalen Umgebung ein wenig umzu-

sehen nach den hiesigen SexualaufklÑrungs-

AktivitÑten der 20er/30er Jahre. SchlieÇlich

sind sie ja eine Art VorlÑufer der pro fami-

lia-Arbeit.

Es ist so etwas wie ein Puzzlespiel, die

spÑrlichen Informationen, die die Beute

langer WÖhlarbeiten in Archiven sind, zu ei-

nem Bild zusammenzufÖgen. Spannend ist

es allemal, in der zeitgenâssischen Lokal-

presse nachlesen zu kânnen, in welchem

Umfang VerhÖtungsfragen und Abitrei-

bungsproblematik in der âffentlichen Dis-

kussion jener Zeit waren -à nicht zuletzt

dank der AktivitÑten der zahlreichen ÜSexu-

alreformá-Vereine im Ruhrgebiet.

Die Einrichtung fester Beratungsstellen

scheint es, zumindest in Bochum und Gel-

senkirchen, nicht gegeben zu haben. Ver-

mittlung von VerhÖtungswissen geschah in
den Vereinen, auf Mitgliederversammlun-

gen, wo immer Interessierte mitgebracht

werden durften, und in âffentlichen Veran-

staltungen. Da gab es Ausstellungen, Vor-

trÑge mit und ohne Lichtbilder, AufklÑ-

rungsfilmveranstaltungen und Theater-

stÖcke.

Zentrale Themen der äffentlichkeitsar-

beit waren die Vorstellung von ÜSchutzmit-

telná und der Kampf gegen $ 218. Die Ver-

eine waren der Arbeiterbewegung verbun-

den, und sie verstanden ihre Arbeit als

Kampf insbesondere fÖr die proletarischen

Frauen, fÖr die die Begrenzung der Kinder-

zahl ein materiell und gesundheitlich exi-

stentielles Problem war. Krise Massenar-

beitslosigkeit hatten die Familien in den Ar-

beitervierteln verelendet; 40.000 Frauen

starben jÑhrlich in Deutschland an Kurpfu-

scher-Abtreibungen, noch mehr behielten

lebenslange GesundheitsschÑden, -zigtau-

sende brachte der $ 218 vor die Gerichte,

ins GefÑngnis oder ins Zuchthaus.Ä Das war

die Situation.

$ 218 StGB

Anhand der Veranstaltungs-Kalender der

Lokalpresse lassen sich die AktivitÑten der

Sexualform-Gruppen z.B. in Bochum und

Gelsenkirchen gegen den $ 218 nachlesen:

Da gibt es VortrÑge, Diskussionen und Aus-

Gabriele Dahle

Mit ÜMuckertumá und ÜspieÇbÖr-

gerlichen Ansichtená hatten die sexual-

reformerischen Vereine zu kÑmpfen,

die sich im Bochum der Weimarer Zeit

um VerhÖtungsaufklÑrung und den

Kampf gegen den $ 218 StGB bemÖh-

ten. u

stellungen, Filme wie ÜKreuzzug des Wei-

besá oder ÜSchatten Öber der Liebeá wer-

den reihum in verschiedenen StÑdten ge-

spielt; es gibt die Zusammenarbeit mit Ar-

beiter- Theatergruppen (z.B. dem Arbeiter-
Theater-Bund Bottrop und der Freien Volks-
bÖhne Langendreer), die durch die Ruhrge-

bietsstÑdte Ütourená mit ÜCyankaliá von
Friedrich Wolf und ÜGequÑlte Menschená
von Crede.

RichtungskÑmpfe

Der enge Kontakt verschiedener sexual-

aufklÑrerischer Vereine mit der Arbeiterbe-
wegung zeitigte allerdings auch Richtungs-

und SpaltungskÑmpfe, die in Zusammen-

hang mit der jeweiligen (partei-) politischen

Ausrichtung standen. Im ÜRuhrechoá, der

lokalen KPD-Presse, lÑÇt sich in den frÖhen

30er Jahren z.B. ein teilweise erbitterter

Kampf des KPD-orientierten ÜEinheitsver-

bandes fÖr proletarische Sexualreform und

Mutterschutzá um die Vormachtstellung in

den Gelsenkirchener Sexualreform-Verei-

nen verfolgen. Heftige Auseinandersetzun-

gen um die politische und ideologische

Ürichtige Linieá in einer Zeit, als die Sexual-

aufklÑrer in ganz Deutschland lÑngst unter

zunehmenden politischen Druck gerieten.Ä

Bochum

In Bochum waren mindestens 4 Vereini-

gungen aktiv:

à Der éVerein zur Kleinhaltung der Fami-

lieá (in Bochum-Hofstede, einem von Ze-

che und chemischer Industrie geprÑgten

Stadtteil);

à die ÜLiga fÖr Mutterschutzá (in Bochum-

Werne, einem Zechenstadtteil. Die Zen-

trale der Organisation lag in Leipzig);

à die ÜLiga fÖr Mutterschutz und soziale

Familienhygieneá . (Ortsgruppe in Bo-

chum-Stiepel. Die Zentrale lag in Ber-
lin);

à der ÜFreie Bund fÖr Sexualreform und

AufklÑrungá (mit Bezirksgruppensitz in

Wanne-Eickel; war in Bochum aber mit

etlichen Veranstaltungen aktiv).

Sie hatten offenbar einen schweren Stand

gegen die lokalen Behârden, die sich als

zensurfreudiger erwiesen als die Nachbar-

stÑdte. Das ÜBochumer Volksblattá beklagt

z.B. am 29.1.1932 die ÜspieÇbÖrgerliche An-

sichtá und das ÜMuckertumá der Bochumer

StadtvÑter, die eine ÜGroÇe Sexual-Ausstel-

lungá des Sexualreform-Verbandes ausgie-

bigst zensiert hatten bis hin zu den Plakaten

und zur ÜSchutzmittelabteilungá, welche so-

gar die neugeworbenen Vereinsmitglieder

nicht zu Gesicht bekommen durften. Oben-

drein verlangte das Amt Lustbarkeitssteuer

fÖr die Ausstellung, die sich mit so wenig lu-

stigen Dingen wie den Folgen von $ 218

Kurpfuscherei, Geschlechtskrankheiten,

Wohnungsnot und Prostitution befaÇte. Ein

Vortrag zum Thema ÜGeschlecht in Fesselná

des bekannten Berliner Arztes Max Ho-

dann wurde gleich ganz verboten: Üauf

Grund einer groÇen Anzahl von Beschwer-

den.á

Leider bleibt vieles aus der Arbeit der Se-

xualaufklÑrungs-Gruppen im Verborgenen:

Unterlagen sind durch die nationalsozialisti-

sche politische Polizei vernichtet worden,

die im FrÖhsommer 1933 in breitangelegten

Razzien die Vereine auflâsten; und es ist

nicht leicht, heute noch Menschen zu fin-

den, die sich an Existenz und Arbeit der da-

maligen Gruppen noch erinnern kânnen

oder wollen. -à Dennoch beweisen die

bruchstÖckhaft in Archiven auffindbaren

Dokumente die vielfÑltigen und engagier-

ten AktivitÑten dieser Vereine, und es ist

spannend, einen Blick zu werfen auf ein ver-

gessenes und tabuisiertes StÖck Geschichte,

das auch ein Teil der Geschichte unserer An-

liegen und unserer Arbeit in der Pro Fami-

lia ist.

! v. Soden, Kristine, Die Sexualberatungsstellen der
Weimarer Republik, Berlin 1988.

2 v. Soden, S. 139, 144
? v. Soden, $.146

Gabriele Dahle, Sozialwissenschaftlerin, war
zwei Jahre als ABM in der Bochumer Pro Fami-
lia-Beratungsstelle tÑtig.
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Rainer Hohlfeld

Durch Zellkulturtechniken und Gentech-

nologie werden heute Verfahren bereitge-

stellt, die es erlauben, gezielt in das Erbgut

menschlicher Zellen einzugreifen und neue

Gene in die Zellen einzuschleusen (39). Da-

mit kann z.B. ein genetischer Defekt beho-

ben (durch Einsatz des normalen Gens),

eine Eigenschaft verbessert (optimiert)

oder eine gÑnzlich neue Eigenschaft in die

Zelle eingefÖhrt werden. Es kânnen zwei

Ebenen solcher Eingriffe unterschieden

werden: Eingriff auf der Ebene der Kârper-

zellen (somatische Gentherapie) und Ein-

griffe auf der Ebene der Zellen der Keim-

bahn (Keimbahn-Gentherapie), d.h. die

gentechnischen Eingriffe erstrecken sich

auf die Keimzellen und werden damit ver-

erbbar. Die Problematik dieser Entwick-

lung liegt darin, daÇ mit den therapeuti-

schen Mâglichkeiten die Verlockung sehr

groÇ wird, Öber die Wiederherstellung einer

normalen Funktion (die Festlegung dieser

Norm ist ja in sich schon ein Problem) hin-

auszugehen und der Natur ein wenig Ånach-

zuhelfenë. Die Trennlinie zur Menschen-

zÖchtung und damit der åbergang zur posi-

tiven Eugenik wird dann nicht mehr klar zu

ziehen sein. Im folgenden soll dieses Pro-

blem fÖr experimentelle Eingriffe in Keim-

bahnzellen diskutiert werden.

Es gibt bestimmte Erbkrankheiten, von

denen viele Kârperteile oder verschiedene

Gewebe betroffen sind und die daher nicht

einer somatischen Gentherapie zugÑnglich

sind. Dazu gehâren z.B. Muskelschwund

und seltene Stoffwechselkrankheiten (9, S.

186). FÖr die Heilung dieser Krankheiten

kÑme im Prinzip - wenn man einmal von

der Mâglichkeit der prÑnatalen Aussonde-

rung absieht - eine Keimbahn-Gentherapie

in Frage. Zu diesem Zweck muÇ die åber-

tragung von Genen so frÖhzeitig erfolgen,

daÇ nahezu alle Zellen die neue genetische

Information erhalten, das heiÇt, kurz nach

der Befruchtung der Eizelle. Erfolgreiche

Experimente der GenÖbertragung in be-

fruchtete Eizellen (Zygoten) sind bei ver-

schiedenen Tierarten gelungen: bei Krallen-

frâschen, Taufliegen, MÑusen, Kaninchen,

Ziegen, Schweinen, Schafen und KÖhen (9,

S. 184-185). GegenwÑrtig kânnen auch aus

frÖhen Embryonalstadien von MÑusen Zel-

linien in Kultur gezogen werden, die dann

gentechnologisch verÑndert und vorsortiert

wieder in einem Embryo injiziert werden

kânnen (4l). Das ist die bisher eleganteste

Variante einer KeimbahnverÑnderung.

GenÖbertragungsexperimente mit

menschlichen Zygoten oder frÖhen Em-

bryonalstadien, die bei der Methode der In-

vitro-Fertilisierung anfallen, wurden bisher

nicht verâffentlicht. Die åbertragbarkeit

der Tierergebnisse wird jedoch von wissen-

schaftlicher Seite ernsthaft bestritten. Die

Vorbereitung einer Keimbahn-Gentherapie

jedenfalls wird als Bindeglied zwischen ex-

trakorporaler Befruchtung, Embryonenfor-

schung und Gentechnologie angesehen (39,



18

S.33). In welcher Weise die humanembryo-

logische Forschung hier Voraussetzungen

schafft, wird ersichtlich aus der AufzÑhlung

der aktuellen Forschungsfelder, die. dem

medizinischen Fortschritt dienen sollen (21,

48). Zum einen geht es um die AufklÑrung

der frÖhen menschlichen Embryonalent-

wicklung. Es wird angenommen, daÇ in die-

sem Stadium viele Differenzierungsgene ak-

tiv sind, die die Entwicklungsrichtung der

embryonalen Zellen festlegen. Wenn solche

Gene zu spÑteren Zeiten der Individualent-

wicklung wieder aktiv werden, kânnen sie

als ÜOnkogeneá zur Krebsentstehung bei-

tragen. Zu diesem Forschungsfeld gehârt

auch die Untersuchung der menschlichen

FrÖhentwicklung in der Petrischale, also au-

Berhalb der GebÑrmutter (Ektogenese).

ÜFÖr die wissenschaftliche Forschung wÑre

eine solche Ektogenese von grâÇter Bedeu-

tung; viele kritische Einzelheiten der nor-

malen und abnormalen fetalen Entwicklung

sind noch unbekanntá (14, S.48)

Zum anderen geht es um den ÜEinsatz

embryonaler Zellen in neuartigen Therapie-

verfahrená. Der Embryo soll so lange im

Reagenzglas kultiviert werden, bis sich An-

lagen fÖr bestimmte Zelltypen, die soge-

nannten Stammzellen herausgebildet ha-

ben. Diese kânnten dann kultiviert, einge-

froren und zum gegebenen Zeitpunkt als

Gewebespender fÖr ein defektes Organ ver-

wendet werden, ohne daÇ es zu einer Absto-

Bungsreaktion kommen muÇ. Das konnte

in Tierversuchen nachgewiesen werden

(24). Auch hier liegt die vorherige gentech-

nische VerÑnderung der embryonalen Zelli-

nien im Bereich der Mâglichkeiten.

Die Wissenschaftler, die die GenÖbertra-

gungsexperimente an menschlichen Em-

bryonen progagieren, denken nicht nur an

die Beseitigung von Erbkrankheiten. Auch

fÖr andere Fragestellungen mÖsse man of-

fen sein: ÜTumorprophylaxe bzw. -therapie

(Abschaltung bestimmter Gene); BekÑmp-

fung neuartiger Virusinfektionen; Korrek-

tur immunologischer Defekteá (10). Vorstel-

lungen dieser Art finden sich auch in der

Stellungnahme der Deutschen Forschungs-

gemeinschaft (8) zum Entwurf eines Em-

bryonenschutzgesetzes des Bundesmini-

sters fÖr Justiz.

Sehr prÑzise åberlegungen Öber einen

Gentransfer in menschliche Embryonen

zum Zwecke einer KrankheitsprÑvention

werden auch in den USA angestellt. Es ist

epidemiologisch nachgewiesen, daÇ es eine

Risikogruppe gibt, die eine Disposition fÖr

frÖhe Arteriosklerose hat. Diese steht mit

einer niedrigen Konzentration von LDL-

Rezeptoren auf der ZelloberflÑche in Zu-

sammenhang. Diese niedrige Konzentra-

tion hat einen erhâhten Cholesterin-Spiegel

im Blut zur Folge. ÜWenn die zukÖnftige

Forschung zeigen sollte, daÇ eine erhâhte

Anzahl von LDL-Rezeptoren auf der Zell-

oberflÑche zu niedrigeren Cholesterolwer-

ten im Blut fÖhren soll und als Folge davon

zu einer Abnahme von Herzattacken durch

Schlaganfall, dann kânnte das Einsetzen ei-

nes zusÑtzlichen LDL-Rezeptorgens in énor-

maleã Individuen signifikant die MorbiditÑt

und MortalitÑt, verursacht durch Arterio-

sklerose, senken. In einer solchen Konstel-

lation wÑre der Zweck der Intervention der

PrÑvention der Krankheit, nicht einfach der

persânliche Wunsch eines Individuums nach

einer verÑnderten Charakteristiká (2). FÖr

eine Ülebenslange KrankheitsprÑventioná

plÑdiert auch Winnacker (44): ÜEs ginge bei-

spielsweise darum, ein Gen einzubauen,

das AIDS-Resistenz verleihen wÖrde. Als

Wissenschaftler wÖrde ich, wenn ich ein sol-

ches Gen hÑtte, an die äffentlichkeit gehen

und sagen: Wollt ihr das machen? Und dann

muÇ das diskutiert werden... Ich bin per-

sânlich der Meinung, wenn es wirklich ge-

lÑnge, ein Gen zu finden, mit dem wir Tur-

mor à oder Virusresistenz erreichen wÖrden,

wenn das ein Problem wÑre, das ich als rele-

vant empfÑnde., dann wÖrde ich diesen Ver-

such der äffentlichkeit auch vorschlagen.á

TrÑume der Genetiker und der

gesellschaftliche Wertkonflikt

An Projekten wie den zuletzt zitierten

scheiden sich die Geister. Sie bereiten den

Boden fÖr die Nutzung von Fortpflanzungs-

medizin und Gentechnik zu einer éNachbes-

serungã der éunzulÑnglichenã menschlichen

Natur, denn solche Projekte setzen Embryo-

nenversuche und einen Keimbahneingriff

voraus. Sa ein Retortenembryo im Zwei à

oder Vierzellstadium noch keinen Turmor,

keine Arteriosklerose oder eine Immun-

schwÑche erworben hat, setzen solche Pro-

jektvorschlÑge eine Manipulation von Ge-

nen voraus, die dafÖr mitverantwortlich

sind, daÇ die zukÖnftigen erwachsenen Per-

sonen unter bestimmten Bedingungen bei

einer bestimmten Lebensweise mit 40, 50

oder 60 Jahren vielleicht an einem Tumor,

einer Viruserkrankung oder einem Herzin-

farkt leiden. Und dieser Schritt zu einer le-

benslangen PrÑvention einer Disposition ist

nicht mehr unterscheidbar von dem Wunsch

nach einer verÑnderten genetischen Charak-

teristik, sei es der Person oder der Bevâlke-

rung. Das aber genau ist der Schritt in die

positive Eugenik, der beabsichtigt oder un-

beabsichtigt anknÖpft an die genetischen

Utopien, wie sie auf dem eingangs zitierten

CIBA-Symposium formuliert wurden. Die

Tâne sind leiser geworden, die Intentionen

sind geblieben. Dennoch gibt es auch in

jÖngster Zeit immer wieder Stimmen, die

selten zwar, dafÖr aber um so schriller,

einige Projekte zu Ende denken und mit ih-

ren Utopien - trotz der historischen Hypo-

thek der Genetik - nicht hinter dem Berg

halten:

Der Schritt Öber die natÖrliche geneti-

sche Ausstattung hinaus wird vorgeschla-

gen, wenn es darum geht, daÇ man ange-

sichts der drohenden Katastrophe der Ex-

termination des Menschen durch den Men-

schen ein éwohltÑtigesã Neuropeptid einset-

zen mÖsse, um den Widerspruchgeist und

die resistenz gegen FÖhrung und Menschen-

wahn zu stÑrken (27, S. 118-126). Eine an-

dere Variante der positiven Eugenik hat in

der DDR zu einer heftigen, immer noch an-

haltenden Kontorverse in Wissenschaft und

éäffentlichkeitã gefÖhrt: éIn-vitro-Befruch-

tung und Zygoten-Manipulation lassen in

spÑterer Zukunft auch eine eugenische

Gentherapie als nicht undenkbar erschei-

nen. Selbst eine gelenkte biotische Manipu-

lation des Menschen erscheint uns vorstell-

bar. Warum sollte der Mensch in der Anwen-

dung seiner Naturerkenntnis vor sich selbst

haltmachen?ã (15,22). Wohl am deutlichsten

in der KontinuitÑt der Ideen des CIBA-

Symposiums wird folgender Leitgedanke

formuliert:,Die Bezeichnung éHomo sa-

piensã, die sich der Mensch selbst gegeben

hat, ist fÖr ihn mehr als schmeichelhaft.

Stuft man jedoch den heutigen Menschen

tatsÑchlich schon als weise ein, dann ist der

éHomo supersapiensã unausweichlich... Was

wir brauchen, ist eine humanistische Euge-

nik. Humanistisch kann sie jedoch nur sein,

wenn sie gleichzeitig biologisch istã (36)

Das fortschreitende wissenschaftlicheTun

und die genetischen Phantasien von einem

éHomo supersapiensã geraten à auch wenn

sie sich éhumanistischã gebÑrden - in Kon-

flikt mit der gesellschaftlich und kulturell

noch gÖltigen Moralauffassung, nach der

eine negative und positive Eugenik nicht le-

gitimiert werden kann. Die Debatte um

Embryonenforschung und Experimente der

GenÖbertragung in menschliche Embryo-

nen ist durch diese Konfliktlinie gekenn-

zeichnet: den Konflikt um die Ausweitung

wissenschaftlich-technischer Handlungs-

spielrÑume à den éFortschrittã à in gesell-

schaftliche Bereiche, die traditionell von

den Normen des praktisch-moralischen und

nicht des wissenschaftlich-technischen Han-

dels bestimmt sind. Die Positionen in die-

sem Konflikt sind nicht mehr eindeutig be-

stimmten Gruppen, Personen, Institutio-

nen, Parteien oder VerbÑnden zuordenbar;

es ist ein Konflikt jenseits der traditionellen

Parteien, VerbÑnde und Institutionen.

(Literaturverzeichnis in: Der codierte Leib.)

Dieser Beitrag ist ein Auszug aus einem lÑnge-
ren Aufsatz, der enthalten ist in: Alexander
Schuller, Nikolaus Heim (Hg.): Der codierte
Leib. Zur Zukunft der genetischen Vergangen-
heit. ZÖrich und MÖnchen: Artemis Verlag 1989,
320 S., DM 36,-.
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Von den Verâffentlichungen zu Aspekten | den strukturellen Wandel dieses Wirtschafts- Ruth Baumann-
des Schwerpunktthemas lassen sich hier

nicht alle auffÖhren. Manches muÇ schlicht

Öbergangen werden. Dazu zÑhlt auch, daÇ

unter dem Titel ÜE.coli-briãá mehrere Mate-

rialbÑnde gegen Bevâlkerungspolitik und

Gentechnologie von Frauengruppen vorge-

legt wurden. In eine Ñhnliche Richtung

weist auch das Buch

Renate D.Klein (Hg)

Das GeschÑft Renate D. Klein
tderHoff (Hg.): Das GeschÑft

MEER ING mit der Hoffnung. Er-
Erfahrungen mit.der fahrungen mit der
Fortpflanzungsmedizin Fortpflanzungsmedi-

zin. Frauen berichten.
Aus dem Englischen
von Ursual Bischoff.
Berlin: Orlanda Frau-

enverlag 1989, 320 S.,
DM 38,-.

Frauen berichten

Orkínda Frusmuerkg

Die Herausgeberin Renate Duelli Klein

hat bereits eine Reihe von einschlÑgige Lite-

ratur zum Thema verâffentlicht. Sie ist Na-

turwissenschaftlerin und forscht in Austra-

lien. Dieses Buch enthÑlt eine Reihe von

Berichten von Frauen aus verschiedenen

LÑndern, die sich der Fortpflanzungsmedi-

zin unterzogen haben. Wer im Bereich der

Familienplanung tÑtig ist, sollte sich mit die-

sen Erfahrungen bekannt machen.

Kritische BeitrÑge zu neuen Wissen-

schaftsentwicklungen kânnen auch MÑnner

verfassen, wie ein interssantes Buch zeigt:

T
Wolfgang Fremuth

(Hg.): Das manipu-

lierte Leben. Pflanze-

Tier-Mensch: Die Gen-

technik entlÑÇt ihre

Kinder. Kâln: Kâlner

Volksblatt Verlag 1988,

184 S., DM 22,-.

In einer Zusammenfassung heiÇt es:

ÜAus der Sicht des Natur- und Umweltschut-

zes wird die Gentechnik durch ihren Einzug

in den landwirtschaftlichen Produktionspro-

zeÇÉ den ohnehin schon gravieren-

Deutscher ParitÑti-
scher Wohlfahrtsver-
band (Hg.): Nach-
richten ParitÑt 6/1990.
Darin: Karl-Heinz
Struzyna: Elternlose
Kinder kinderloser EI-
tern. åber die psychi-
schen, sozialen und ge-
sellschaftlichen-kultu-

rellen Auswirkungen

der Reproduktions-

technologie. S. 77-81.

Institut fÖr Kultur und

èsthetik (Hg.): Gen-

technologie. èsthetik
und Kommunikation,
Heft 69/1988, 128 S.,
DM 12,50.

Es sei besonders auf einen Beitrag in die-

sem Heft aufmerksam gemacht: Regine

Kollek: ÜVer-rÖckteá Gene. Die inhÑrenten

Risiken der Gentechnologie und die Defi-

zite der Risikodebatte. Gegen Ende dieses

Beitrags heiÇt es: ÜDie Neuformulierung

der Risikofrage als Frage nach unterschied-

lichen Wegen wissenschaftlich-technischer

Entwicklung provoziert letztlich auch die

Formulierung neuer Leitvorstellungen fÖr

die Bearbeitung gesellschaftlicher und âko-

logischer Probleme und ihrer technischen,

sozialen und politischen Realisierungen.á

Zu Biologie, Medizin und Gentechnolo-

gie gibt es in einigen Verlagen schon eine

ganze Reihe von Buchverâffentlichungen.

Hier sei nur mit Nachdruck auf drei von ih-

nen aufmerksam gemacht.:

Das transparente Ei

Jacques Testart: Das
transparente Ei:

Frankfurt am Main/
MÖnchen: J. Schweit-

zer Verlag 1988, 196 S.,

DM 19,80.

Hâlzle, Alberto Bon-
dolfi, Hans Ruh (Hg.):

Genetische Testmâg-
lichkeiten. Ethische
und rechtliche Fragen.

Frankfurt am Main/

New York: Campus
Verlag 1990, 176 S.,
DM 24,80. (Gentech-
nologie; Band 20)

Er

Franz M. Wuketits

ne, Kultur

und Moral
Soziobiologie- Pro und Contra

Franz M. Wuketis:

Gene, Kultur und Mo-
ral. Soziobiologie -
Pro und Contra.

Darmstadt: Wissen-
schaftliche Buchgesell-

schaft 1990, 185 S.,
= à DM 36,-.

Wesenschafliche Buchgeselschet à IH.

Buchbesprechungen

Rasse, Blut

undGene

der

P. Weingart, J. Kroll,

K. Bayertz: Rasse,

Blut und Gene, Suhr-

kamp 1988 (Paperback

58,- ; Leinen 78,-

DM)

Da

Das im Suhrkamp-Verlag 1988 erschie-

nene Buch mit dem Titel ÜRasse, Blut und

Geneá ist eine 746 Seiten zÑhlende Gemein-

schaftsarbeit dreier Autoren, die à so auch

der Untertitel à die Geschichte der Eugenik

und Rassenhygiene in Deutschland be-

schreiben und zusammenfassen will.

Nachdem seit dem Berliner Gesundheits-

tag 1980, als erstmalig âffentlichkeitswirk-

sam und deutlich akzentuiert eine jÖngere

Medizinergeneration sich mit der Heil-

kunde wÑhrend der nationalsozialistischen

èra beschÑftigte, eine ganze FÖlle an Arbei-

ten, Arbeitsgruppen und lokalen wie Öber-
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regionalen Publikationen entstanden sind,

trat auch der Begriff des Sozialdarwinismus

wieder aus seinem Schattendasein heraus.

Seine Entstehung als eine auf die menschli-

che Gesellschaft Öbertragene biologische

Deszendenztheorie in der Folge von Dar-

wins Verâffentlichung Öber die éOrigins of

Speciesã hin zu der Hoche/Binding-Schrift

von 1920 Öber die Freigabe der Vernichtung

unwerten Lebens zur praktischen und mâr-

derischen Umsetzung dieser Utopien (sSo

die Autoren) unter Hitler wurde dem histo-

risch interessierten Mediziner gelÑufig.

Das Buch stellt diese Entwicklung in

Deutschland minutiâs dar; der Kontext der

Rationalisierung des Geschlechtslebens (I.

Kapitel) wird beschrieben und in den Ge-

samtzusammenhang der Bevâlkerungswis-

senschaften gebracht. Vergleiche mit ande-

ren LÑndern (F, GB, USA, Skandinavien)

werden nur peripher erwÑhnt, denn Mono-

graphien Öber die eugenische Entwicklung

gibt es dort - im Gegensatz zu beiden heu-

tigen Deutschlands - zahlreiche, auf welche

im Öbrigen die ausfÖhrliche Bibliographie

verweist.

Die ersten vier von acht Kapiteln behan-

deln die Zeit bis 1933; nur dasV. Kapitel à

allerdings auch das umfangreichste à behan-

delt die Realisierung des bisher ÜUtopi-

schená im Nationalsozialismus. Danach

werden drei weitere Kapitel benâtigt, um

KontinuitÑten und DiskontinuitÑten sowie

den Umschwung von der allgemein-gesell-

schaftlichen Eugenik zur individual-gesell-

schaftlichen Humangenetik mit ihrer Ver-

gangenheitsbelastung zu benennen. Damit

kommt der zweifellos zu Beginn des Natio-

nalsozialismus am ausgeprÑgtesten betrie-

benen Rassenhygiene die Bedeutung zu,

die ihr historisch gebÖhrt: eingebettet zu

sein in eine im Detail nachvollziehbare Ent-

wicklung, welche im 19. Jahrhundert be-

gann und 1945 nicht endete (Die Stunde

Null als ideologische Metapher der VerdrÑn-

gung) und welche in der heutigen (gynÑko-

logischen) Reproduktionsmedizin und Hu-

mangenetik ihre schillernde, wenn auch bis-

lang nicht so extremisierte Fortsetzung fin-

det.

Aus der FÖlle der vorgetragenen und ent-

sprechend belegten Einzelinformationen

bleiben Einzelheiten wie Konrad Adenau-

ers Vorsitz im PreuÇischen Staatsrat haften.

Von diesem Gremium wurde im Januar 1932

das PreuÇische Staatsministerium aufgefor-

dert, die fÖr die Ü... geistig und kârperlich

Minderwertigen aufzuwendenden Kosten

auf das évon einem vâllig verarmten Volkeã

noch tragbare MaÇ zu senken.á(S. 296)

Insgesamt haben die drei Autoren ein zu-

sammengehârendes Werk verfaÇt, welches

gut bibliographiert und gut lesbar, teilweise

sogar sehr spannend ist: sicherlich fÖr die

Zukunft ein Standardwerk, nicht zuletzt we-

gen des Namenregisters. Eine dem Histori-

ker leichter als anderen wissenschaftlich Ar-

beitenden mâgliche kritische Distanz zu ih-

rem Gegenstand bringt die dargestellten In-

halte immer wieder in ein wÖnschenswertes

VerhÑltnis zu einem aufklÑrerischen und die

menschliche und individuelle Selbstbestim-

mung respektierendes Wertesystem.

Ulrich Clever

Karin Lehner, Ver-
pânte Eingriffe. So-
zialdemokratische Re-
formbestrebungen zu
den Abtreibungsbe-
stimmungen in der
Zwischenkriegszeit.
Wien: Pincus 1989, 216
S.

Auch heute werden die angebotenen Fa-

milienplanungsmethoden im Rahmen be-

vâlkerungspolitischer Programme in Ent-

wicklungslÑndern vordergrÖndig als Weg

zur Entwicklung und Emanzipation von

Frauen dargestellt. DaÇ eine solche Vermi-

schung frauenpolitischer Argumente mit be-

vâlkerungspolitischen Absichten Tradition

hat, stellt die Autorin in ihrer historischen

Quellenarbeit Öber die sozialdemokrati-

schen Reformbestrebungen zum âster-

reichischen Abtreibungsparagraphen ($

144) und der Gesundheitspolitik des Wiener

Stadtrats fÖr Soziales, Julius Tandler, in der

Zwischenkriegszeit dar. In der Sozialdemo-

kratie bestand trotz unterschiedlicher Posi-

tionen zu VerhÖtungsmitteln, Abtreibung

und Bevâlkerungspolitik ein Grundkon-

sens: Der Kârper der Frauen und die von

ihnen geborenen Kinder sollten dem Klas-

senkampf verfÖgbar gemacht werden. Um-

stritten war dagegen, ob Kinderreichtum

oder eine BeschrÑnkung der Kinderzahl der

Arbeiterklasse eher zum Sieg verhelfen

wÖrde (S. 47). Argumente fÖr VerhÖtungs-

mittel gingen demnach immer vom Inter-

esse der Allgemeinheit, der Arbeiterbewe-

gung oder der Volksgesundheit aus. Zwar

spielte in diesem Zusammenhang auch das

Wohl der Frauen eine Rolle. Goldscheidt

(1870-1931), der in den zwanziger Jahren

der BegrÖnder des Konzeptes rationaler

ÜMenschenâkonomieá war, sah die Frauen

als ÜHâherentwicklungsfaktorá und kalku-

lierte ihre Arbeitskraft und GebÑrfÑhigkeit

in Hinblick auf Ügesunden Nachwuchsá

(55). Solche Konzepte waren in den zwanzi-

ger Jahren Grundlage sozialdemokratischer

Forderungen nach einer wissenschaftlich-

medizinischen Entscheidungsbefugnis der

èrzte Öber die GebÑrfÑhigkeit der Frau im

Rahmen einer reformierten Indikationsre-

gelung des Abtreibungsparagraphen. Selbst

exponierte Sozialdemokratinnen wie Adel-

heid Popp plÑdierten dafÖr, daÇ èrzten und

nicht den Frauen selbst die Entscheidung

Öber eine Abtreibung Öberlassen und anti-

natalistischen Vorstellungen. Denn gesunde

Kinder sollten mâglichst viele geboren wer-

den, und nur die Geburt schwÑchlicher, so-

zial maginalisierter und kranker Kinder

sollte vermieden werden.

Die Sozialdemokratie erreichte die Re-

formierung des $ 144 vor dem zweiten Welt-

krieg nicht , aber auch der Ausbau der So-

zialfÖrsorge unter sozialdemokratischen

StadtrÑten im Üroten Wiená zeigt deutliche

AnsÑtze zur Umsetzung eugenischer Poli-

tik. Eheberatungsstellen, MÖtterberatung

und JugendfÖrsorge implizierten das Ziel

der Kontrolle Öber die GebÑrfÑhigkeit der

Frau, deren Produkt (Kinder) Tandler aus-

drÖcklich als Eigentum der Gemeinschaft

betrachtete. ÜSelbstbestimmungá meinte im

Zusammenhang mit Eheberatung vor allem

ÜSelbstverantwortlichkeitá dafÖr, daÇ nur

Kinder gezeugt werden, die gesund sind

und fÖr die gesorgt werden kann.

Die Autorin bemerkt in der Einleitung,

daÇ der Begriff der Selbstbestimmung im

Rahmen einer feministischen Kritik an se-

lektiven bevâlkerungspolitischen Strategien

problematisch ist und fordert eine breite

Diskussion neuer Ansatzpunkte feministi-

schen Widerstands gegen solche Politik. Lei-

der kommt sie darauf in dem Buch nicht zu-

rÖck. Sie dokumentiert zahlreiche Redebei-

trÑge und Zeitungsartikel die WidersprÖche

der Diskussion um VerhÖtungsmittel und

Abtreibung. Aber, wie z.B. geht frau damit

um, daÇ auch die Anarchistin Emma Gold-

mann fÖr Geburtenkontrolle aus eugeni-

schen GrÖnden plÑdierte, weil Frauen weni-

ger und bessere Kinder fÖr eine bessere

Rasse wollen? Ist sie und viele der zitierten

âsterreichischen Sozialdemokratinnen da-

mit als Eugenikerin disqualifiziert oder gibt

es mehr aus der Gradwanderung zwischen

progressiven Forderungen und reaktionÑ-

rem Bevormundungsstreben dieser Frauen

zu lernen?

Heide Mertens
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Horst W. Kupka

Der Gesetzentwurf des Bundesjustizmini-

sters Engelhard zum Embryonenschutzge-

setz (ESchG)") sieht keine Reglementierun-

gen zur heterologen oder donogenen Inse-

mination (kÖnstliche Befruchtung mit Spen-

dersamen) vor. Im Gegensatz zu ihm schei-

nen Teile der SPD? und der CDU in den

AusschÖssen des Bundestages auf den Vor-

stellungen der Bund-LÑnder-Arbeitsgruppe

ÜFortpflanzungsmediziná zu beharren, die

unserem Land die restriktivsten Vorschrif-

ten in Europa auf dem Gebiet der Repro-

duktionsmedizin bringen wÖrden.

Nach einer kÖrzlich verâffentlichten Re-

prÑsentativerhebungãÉ gibt es in der Bundes-

republik gegenwÑrtig circa 1,4 Millionen

Ehepaare ohne Kinder, von denen circa

410.000 einen unerfÖllten Kinderwunsch ha-

ben. Da sich die InfertilitÑt der Paare zu

etwa 40 Prozent auf den Mann, zu etwa 40

Prozent auf die Frau und zu etwa 20 Prozent

auf beide Partner verteilt, muÇ man mit

mindestens 200.000 infertilen, also zeu-

gungsunfÑhigen MÑnnern mit Kinder-

wunsch rechnen.

Wir wissen, daÇ innerhalb der Bevâlke-

rung Vorbehalte gegen die kÖnstliche Be-

fruchtung mit Spendersamen bestehen. Sie

sind jedoch nicht so groÇ, wie uns die Stim-

men aus den Ügesellschaftlich relevanten

Gruppená, sprich Parteien, Kirchen und

Gewerkschaften glaubhaft machen mâch-

ten.

Sollten nur 10 Prozent der betroffenen

MÑnner eine heterologe SamenÖbertragung

in ihrer Ehe anstreben, dann suchten min-

destens 20.000 Paare den Weg zu einem

Arzt. TatsÑchlich schÑtzt man jÑhrlich 600

bis 800 Schwangerschaften nach heterolo-

ger Insemination in der BundesrepublikÄ

bei etwa 600.000 Geburten. Etwa 20.000 bis

30.000 Kinder sollen danach in der Bundes-

republik leben, die dieser Behandlungsme-

thode ihre Existenz verdanken.

Der ÜKabinettbericht zur kÖnstlichen Be-

fruchtung beim MenschenáÉ vom

23.2.1988 erklÑrt auch, daÇ es Übislang an

umfassenden Nachuntersuchungen, die hin-

reichend klare Aussagen Öber die Entwick-

lung der durch heterologe Insemination ge-

zeugten Kinder erlauben wÖrdeá fehle. Die-

ser Mangel erklÑrt sich fast schon allein aus

der Natur der medizinischen Behandlung

mit anonymisierten Spendersamen und der

kleinen Zahl der therapierten Paare. AuÇer-

dem wollen die Eltern den Kindern Öber-

wiegend das Wissen um deren kÖnstliche Er-

zeugung aus verstÑndlichen GrÖnden erspa-

ren. Trotzdem liegen aus Schweden,Ä Eng-

land,É der DDRÄ'Ä und der Bundesrepu-

blik'' genÖgend seriâse Studien Öber

Langzeitnachuntersuchungen vor. Sie alle

zeigen, daÇ die Paarbeziehung - wie zu er-

warten à ÑuÇerst stabil (0,1 Prozent Schei-

dungen)" ist und der Wunsch nach einem

Zweit - oder Drittkind vom gleichen Spen-

der aufgrund der guten Erfahrung mit dem

ersten Kind zunimmt.

Schon die Empfehlungen der ÜBenda-

Kommissioná von 1984 lieÇen erkennen,

daÇ ein Verbot der heterologen Insemina-

tion die Bundesrepublik in Europa auf me-

dizinischem Gebiet isolieren wÖrde, da die

Therapie im europÑischen Ausland als Steri-

litÑtsbehandlung - (in Frankreich jÑhrlich

bei Öber 2000 Frauen)!Ä à anerkannt ist.

Parlament

Die Diskussion in den Rechts- und Ge-

sundheitsausschÖssen des Bundestages wird

kontrovers gefÖhrt und stÖtzt sich bei den

Verfechtern von Reglementierungen auf die

Empfehlungen der Bund-LÑnder-Arbeits-

gruppe. Die beiden Punkte, die eine sinn-

volle Therapie unmâglich machen wÖrden

lauten:

1. Der Samen des Spenders darf nach er-

folgreicher Insemination nicht fÖr wei-

tere Ehepaare verwendet werden (sog.

Einspenderregelung).

2. Dem Spender darf keine AnonymitÑt zu-

gesichert werden. Vielmehr sollen seine
Daten gesammelt und fÖr AuskÖnfte dem

Kind ab dem 16. Lebensjahr zur VerfÖ-

gung stehen.

Diese Regelung wÖrde bedeuten, daÇ

kÖnftig Spender schwerlich zu finden sein

werden und damit die heterologe Insemina-

tion ohne strafrechtliche Regelung zu La-

sten der betroffenen Paare aus der Welt ge-

schafft wÑre.

Den Reglementierungen liegt die åberle-

gung zugrunde, daÇ das Recht des Kindes

auf Kenntnis seiner genetischen Abstam-

mung hâher bewertet werden mÖsse als der

momentane Elternwille. Diese Auffassung

ist aber auch unter Juristen stark umstritten

und schlieÇt die Meinung der Betroffenen

aus, die ja bewuÇt die AnonymitÑt des

Spenders suchen. ÜWer sich fÖr eine hetero-

loge kÖnstliche Befruchtung entscheidet

und eine rechtliche Verantwortung des Sa-

menspenders ablehnt, sollte sich deshalb

auch fÖr die AnonymitÑt des Samenspen-

ders aussprechen. Ein uneingeschrÑnktes

Recht auf Kenntnis der genetischen Her-

kunft gibt es nicht. Es ist weder verfassungs-

rechtlich gewÑhrleistet noch im geltenden

Familienrecht verankert.á So Prof. R.

Frank, Freiburg/Breisgau 1988.').

Therapie

Einigen anderen VorschlÑgen aus der Dis-

kussion kann vorbehaltlos zugestimmt wer-

den, wenn auch gesetzgeberischer Hand-

lungsbedarf bezweifelt werden kann. DaÇ

nur Ehepaare therapiert werden sollen und

der Ehemann notariell der Behandlung zu-

stimmen muÇ, ist sicherlich in allen seriâsen

Praxen schon lange Usus. DaÇ Samenban-

ken mit Katalogauswahl der Spender verbo-

ten werden sollen, versteht sich von selbst

und sollte als grotesker Gedanke ebenso

aus den Denkschablonen von Politikern ge-

strichen werden wie der 60jÑhrige Nobel-

preistrÑger als potentieller Samenspender.

Obwohl die Erfahrungen der mit der he-

terologen Insemination befaÇten èrzte eine

deutlich positive Sprache fÖr die Methode

und die bisher geltende Regelung der An-

onymitÑt des Spenders spricht, wird Üdie

Trennung der sozialen und genetischen Va-

terschaft als Gefahr fÖr dasWohl des Kindes

und der Partnerbeziehungáã angesehen.

Belege fÖr diese angebliche Gefahr fehlen

und kânnen auch durch einen Einzelfall

nicht erhÑrtet werden.

Erkannt wird ebenfalls im Kabinettbe-

richt, daÇ Üdie heterologe Insemination

bei InfertilitÑt des Mannes die einzige Mâg-

lichkeit darstellt, dem Ehepaar den Wunsch

nach einem Kind zu erfÖllen, das à anders

als bei einer Adoption à wenigstens mit der

Mutter genetisch verwandt ist.á Daraus

sinnvoll die AnonymitÑt des Spenders abzu-

leiten, wÑre Aufgabe der Volksvertreter. $
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Denn dem vielzitierten Eltern-Egoismus Schon einmal hat das Gesundheitsreform-

begegnet der behandelnde Arzt in der Kin- | gesetz voreilig medizinisch selbstverstÑndli-

dersprechstunde selten. Jeder erfahrene | che Leistungen auf dem heiklen Gebiet der

Therapeut wird sich Öber das Kind nicht | InfertilitÑt aus Unkenntnis als Kassenlei-

zum Retter einer instabilen Partnerschaft | stungen gestrichen. Eine GesetzesÑnderung

miÇbrauchen lassen. Auch fehlen Beweise | soll die zum 1. 1. 1989 vorschnell aufgehobe-

fÖr die Behauptung, daÇ das Kind sein Le- | nen Leistungen wie die homologe Insemina-

ben lang mit IdentitÑtsproblemen zu kÑmp- | tion und Embryotransfers ab 1.7.1990 rÖck-

fen habe. Man sollte den Eltern die Tole- | wirkend wieder den Kassen auferlegen.

ranz entgegenbringen und das Recht zu- | Schon daran erkennt man die RigorositÑt,

sprechen, dem Kind seine genetische Identi- | mit der der InfertilitÑt begegnet wird. Die

tÑt zu offenbaren oder nicht. Die eben so | jetzt erfolgte gesetzliche ènderung zeigt zu-

oft zitierte LebenslÖge durch die Anonymi- | dem, daÇ der Gesetzgeber auch dort ein-

sierung erwies sich bisher als rein theore- | greift, wo Ñrztliche Standesorganisationen

tisch, die am lebendigen Modell nicht er- | allein Regelungen hÑtten finden kânnen.'Ä

forscht werden konnte. Dieses Beispiel sollte vor einer ÖberstÖrz-

ten Gesetzgebung warnen, die im Falle des

Recht Embryonenschutzgesetzes restriktive Ver-

ordnungen bei der heterologen Insemina-

Sogar der 56. Deutsche Juristentag hat | tion ÖberflÖssig machen kânnte.

sich 1986 mit Mehrheit gegen generelle Un-

zulÑssigkeit der heterologen Insemination

ausgesprochen. Auch der 73. Deutsche Arz-

tetag hat schon 1970 die DurchfÖhrung die- !) Entwurf eines Gesetzes zum Schutz von Embryonen
ser Behandlungsmethode als nicht standes- (Embryonenschutzgesetz-ESchG), Deutscher Bun-
4 destag, 11. Wahlperiode. Drucksache 11/5460 v.

widrig angesehen. ii 25.10.89, Bonner UniversitÑts-Buchdruckerei
Dem Bundestag und Bundesrat stÖnde es | ?) Gesetzentwurf. der Fraktion der SPD. Entwurf eines

= - 5 Gesetzes zur Regelung von Problemen der kÖnstli-
gut zu Gesicht, WEHNISIG den vorliegenden chen Befruchtung beim Menschen und bei Eingrif-
Gesetzentwurf ohne eingreifende BeschrÑn- fen in menschliche Keimzellen, Deutscher Bundes-

Sie # tag, 11. Wahlperiode. Drucksache 11/5710 v.
kungen der heterologen Insemination ver 16.11.89, Bonner UniversitÑts-Buchdruckerei
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FACULTATIVE STERILITèT

Wilhelm Peter Johann

Mensinga: Facultative

SterilitÑt. DÖsseldorf:

Kupka-Verlag 1987,

140 S., DM 28,-. one

Nach Öber hundert Jahren hat ein

kleiner Verlag ein Buch wieder aufge-

legt, das wichtig in der Geschichte der

Familienplanung ist. Der Arzt Men-

singa hat das Scheidendiaphragma

zum Wohle der Frauen erfunden und

ist dafÖr in den achtziger Jahren des

vorigen Jahrhunderts angegriffen wor-

den.

Sein Vorwort zur fÖnften Auflage

von 1888 beginnt mit den Worten:

ÜJegliche Kunst ist hochethischer

Natur, ihre Aufgabe ist: den GenuÇ

des menschlichen Daseins zu erhâ-

hen, dahin und derart, daÇ dasselbe

dadurch veredelt, womâglich verlÑn-

gert wird. Dieses Prinzip ist auch an-

zuwenden auf die Ñrztliche Kunst.á

Der Verlag verdient das Interesse

vieler Frauen und MÑnner, um auch

andere wichtige historische Werke zu

Familienplanungsfragen anbieten zu

kânnen.

J.H.

B) Katzorke,Th. u. D. Propping: Pro Familia Magazin,
3, 19 (1985)

") Helminger, A.: Zur Gesetzgebung Öber die Repro-
duktionsmedizin in Frankreich, FertilitÑt 6 (1990),
110-114 i

'5) In: Zeitschrift fÖr das gesamte Familienrecht, Feb.
1988

!6) Council of Europe: Human artifical procreation,
Strasbourg 1989

"") Der Umgang mit dem Leben, Fortpflanzungsmedi-
zin und Recht, der Bundesminister der Justiz infor-
miert, Referat fÖr Presse- und äffentlichkeitsarbeit,

. Bonn, Postfach 200365, Dez. 1987, S. 70
's) ènderung des FÖnften Buches Sozialgesetzbuch,

Bonn Drucksache 414/90, Deutscher Bundestag, 11.
Wahlperiode

Dr. Horst W. Kupka,

52 Jahre, Frauenarzt

mit Praxis in DÖssel-

dorf, Schwerpunktar-

beit InfertilitÑtsthera-

pie.
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Die bisweilen reiÇerische Aufbereitung

der In-vitro-Fertilisation und ihrer ethi-

schen Probleme erweckt den trÖgerischen

Eindruck, medizinische Ethik werde erst in

neuerer Zeit diskutiert, anlÑÇlich jÖngster

technologischer Entwicklungen. Dieser

Eindruck trÖgt. Zwar haben wir unzweifel-

haft neue FÑhigkeiten der Medizin und ein

geÑndertes SelbstverstÑndnis der Patienten

zu gewahren, das Arzt-Patient-VerhÑltnis

wurde jedoch immer auch in seiner ethi-

schen Dimension bedacht und normiert.

Diese Tatsache bedeutet aber zugleich,

daÇ die neuen Technologien nicht aus-

schlieÇlich in ein éethisches Vakuumã fielen.

Unzweifelhaft wurden neue Fragen aufge-

worfen, auf die es bislang keine Antworten

gab. Trotzdem galten die bestehenden Nor-

men des Arzt-Patient-VerhÑltnisses, sobald

die neuen FÑhigkeiten angewand wurden.

Die tradierten Normen Ñrztlichen Verhal-

tens gegenÖber dem Patienten wurden

durch neue Methoden keinesfalls ungÖltig

oder gar ÖberflÖssig.

Was sich im Bereich ethischer Fragen des

Arzt-Patient-VerhÑltnisses bei der EinfÖh-

rung einer neuen Technologie ereignete,

will ich exemplarisch am Beispiel der IVF

beleuchten.

Zu diesem Zweck sind vorweg zwei Fra-

gen zu klÑren. Zum einen sollten die Aufga-

ben der Ñrztlichen Ethik erlÑutert werden

und zum anderen die Bereiche dargestellt

werden, die normiert waren, als die IVF ver-

breitet wurde.

Zur ersten Frage: In Anlehnung an Wolf-

gang Wieland (1986) stellen sich der Ñrztli-

chen Ethik zwei verschiedene Aufgaben.

Erstens muÇ sie die Ziele normieren, die

ein Arzt in seiner TÑtigkeit anzustreben hat.

FÖr unseren Bereich wÖrde die ethische

Frage lauten: Sollen wir ungewollte Kinder-

losigkeit auch durch Befruchtung auÇerhalb

des Mutterleibes behandeln? Die meisten

Verlautbarungen kommen zu dem Ergeb-

nis, ÜdaÇ kein ethischer Einwand gegen die

extracorporale Insemination als solche ab-

geleitet werden kanná (Zimmerli 1985, S.

58). Unter bestimmten Bedingungen, die al-

lerdings international sehr variieren, wurde

die IVF zumeist als ethisch gerechtfertigt

Urban Wiesing

Der Autor hat sich vor einem Jahr

bereits mit dem Beitrag ÜEin éKind um

jeden Preisã - ein ethisches Problem?á

in pro familia magazin 5/89 vorge-

stellt. Im selben Heft schrieb Christine

Hâlzle Öber ÜDie physischen und psy-

chischen Belastungen durch In-vitro-

Fertilisation.á In der Zeitschrift Ethik

in der Medizin ist in der Ausgabe 4/

1989 Öber psychologische Untersu-

chungen solcher FÑlle ein ausfÖhrli-

cher Bericht erschienen unter dem Ti-

tel ÜEin Kind um jeden Preis ?á.

Der hier abgedruckte Text von Wie-

sing ist Teil eines Vortrags, der am 6. Juli

1990 auf der Pro Familia-Arbeitstagung

ÜSexualitÑt BRD/DDR im Vergleich: ge-

sellschaftliche Normen, rechtliche Rege-

lungen, professionelle Praxisá in Bad

Nenndorf gehalten wurde.

angesehen.

Die zweite Aufgabe der Ñrztlichen Ethik

ergibt sich zwangslÑufig aus einer konstituti-

ven Besonderheit der Ñrztlichen Handlung.

Ein Arzt kann niemals fÖr den Erfolg seiner

MaÇnahmen garantieren. Es ist auch in der

Reproduktionsmedizin kaum mâglich, die

angestrebten Ziele sicher zu erreichen.

Auf dieses Dilemma kann der Arzt nur

mit einer Haltung, mit einem Ethos reagie-

ren. Er kann nicht den Erfolg seiner BemÖ-

hungen garantieren, aber er kann à und

muÇ - dafÖr garantieren, daÇ er eine Thera-

pie sorgfÑltig und mit grâÇter Vorsicht, nach

bestem Wissen und Gewissen, mit einer be-

stimmten Haltung, auswÑhlt. Diese Hal-

tung manifestiert sich z. B. im Hippokrati-

schen Eid und seinem Ethos primum nil no-

cere, vor allem nicht schaden.

Die hippokratische Ethiktradition hat

sich bis in unsere Zeit im bundesdeutschen

èrztegelâbnis fortzupflanzen vermocht,

und so kann sie auch heute noch als eine

Art éGrundgesetzã fÖr èrzte gelten. Damit

kÑmen wir zum zweiten vorab zu klÑrenden

Punkt: was existierte an ethischen Kodices,

als die IVF entwickelt wurde? FÖr die Ñrztli-

che Therapie gilt nach wie vor die Hippokra-

tische Ethiktradition. Mit der naturwissen-

schaftlichen Ausrichtung der Medizin im 19.

Jahrhundert ergab sich aber ein neues Pro-

blem, auf das der Eid keine Antwort gibt:

das klinische Experiment, in dem der Pa-

tient behandelt wird, um wissenschaftliche

Erkenntnisse zu gewinnen. Die èrzteschaft

reagierte hierauf mit der revidierten Dekla-

ration von Helsinki aus dem Jahre 1964.

Es gilt also im Folgenden zu untersuchen,

in wie weit bei der EinfÖhrung der IVF auf

bestehende ethische Kodices zurÖckgegrif-

fen wurde und wie sich die Entwicklung der

IVF zu diesen ethischen Normen verhÑlt.

Die IVF und der

Hippokratische Eid

In der Diskussion um die IVF wurde von

offizieller Seite mit der Hilfsverpflichtung

argumentiert, die aus dem Hippokratischen

Eid fÖr den Arzt erwÑchst. Die Autonomie

des Patienten, wurde von Seiten der èrzte

nur unmaÇgeblich herangezogen, der

Wunsch des Patienten wurde nicht als hin-

reichender Grund fÖr eine In-vitro-Fertilisa-

tion angesehen. Die Richtlinien und Kom-

mentare der BundesÑrztekammer berufen

sich nicht auf das Recht der Patienten, son-

dern auf die Pflicht des Arztes.

Um zu prÖfen, inwieweit die Praxis der

IVF mit dem Hippokratischen Eid zu ver-

einbaren ist, sei gefragt, welche therapeuti-

sche Haltung fÖr den Arzt aus dem Eid er-

wÑchst ? Der zentrale Satz lautet:

ÜMeine Verordnungen werde ich treffen

zu Nutz und Frommen der Kranken nach

meinem besten Vermâgen und Urteil, sie

schÖtzen vor allem, was ihnen schaden

und Unrecht zufÖgen kânnte.á (nach

DeichgrÑber 1955, S. 9)

Diese Worte beinhalten in ihrer Interpre-

tation folgendes therapeutisches Ethos: Der

Arzt ist in jedem Falle verpflichtet, dem Lei-

denden nach bester Mâglichkeit zu helfen.

Nicht die Gesellschaft oder jemand ande-

res, sondern nur der Patient ist einziger

MaÇstab des Nutzens. Somit bezieht sich
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der Eid ausschlieÇlich auf die individuale-

thische Ebene. Des weiteren impliziert er

eine Verpflichtung, in jedem einzelnen Fall

abzuwÑgen, was dem Patienten nÖtzt und

was nicht.

Sofern die hippokratische Verpflichtung,

dem Leidenden zu helfen, handlungsgebie-

tend wird, bedarf es obligatorisch einer Re-

flexion durch den Arzt, inwieweit es ihm

tatsÑchlich gelingt, mit der gewÑhlten MaÇ-

nahme der Verpflichtung zu entsprechen.

Als Arzt hat er die Auswirkungen seiner

Therapie fÖr den Leidenden selbstverstÑnd-

lich zu reflektieren.

Damit nicht genug. Viele Erkrankungen

heilen spontan, sie weisen eine gute Pro-

gnose auf. Wer einem Leidenden helfen

will, muÇ selbstverstÑndlich die Wahrschein-

lichkeit der spontanen Heilung in seine Er-

wÑgungen einbeziehen. So gesehen hat der

Arzt stets seinen Erfolg in Ansicht des unbe-

handelten Krankheitsverlaufes zu prÖfen.

Diese åberlegungen sind auf den konkre-

ten Fall der IVF anzuwenden. Die Methode

erreicht nur in einem niedrigen Prozentsatz

das Ziel der Therapie - ein Kind. Die inter-

nationalen Statistiken pendeln sich nach an-

fÑnglich schlechteren Ergebnissen auf eine

Geburtenrate von etwa 10% pro Behand-

lungsversuch ein (vgl. Hâlzle 1990). Wenn

den Leidenden durch die Geburt eines Kin-

des geholfen werden soll, so geschieht das

durch die In-vitro-Fertilisation anhand of-

fensichtlich nur in geringem MaÇe. Weiter-

hin bleibt zu fragen, mit welcher Wahr-

scheinlichkeit eine Unfruchtbarkeit spontan

heilt.

Die Antwort kann selbstverstÑndlich nur

differenziert nach den verschiedenen Dia-

gnosen erfolgen. Sind beide Eileiter ent-

fernt oder vollstÑndig verklebt, so besteht

keine Chance auf spontane Heilung. An

dieser Erkrankung leidet aber nur ein Teil

aller IVF-Patienten. Alle anderen Unfrucht-

barkeitsdiagnosen, die als Indikation fÖr die

IVF angegeben werden, heilen mit einer be-

stimmten HÑufigkeit spontan. Bei der sog.

idiopatischen SterilitÑt, wenn keine organi-

schen Befunde erhoben werden kânnen,

liegt die Rate langfristig bei bis zu 60%

(Templeton/Penney 1982). Bei der androlo-

gischen SubfertilitÑt tritt in etwa 20% der

FÑlle eine Vaterschaft ohne Therapie ein

(Abyholm/Stray-Pedersen 1981). Ben Ra-

fael et al. 1986 stellten bei einseitigem intak-

ten Eileiter eine Quote von 38,3 % fest.

Kurzum: Bei all diesen Diagnosen liegt die

spontane Schwangerschaftsquote Öber der

Erfolgsquote mittels IVF (vgl. auch Roh et

al. 1987). Es fehlt bislang auÇer bei beidsei-

tiger Eileiterinsuffizienz der eindeutige éwis-

senschaftliche Beweis, daÇ die mittels IVF

behandelten Paare langfristig eine hâhere
Geburtenrate haben als die unbehandelten.

Auch die zahlreichen unerwÖnschten Wir-

kungen gilt es zu berÖcksichtigen, will man

Nutzen und Schaden gegeneinander abwÑ-

gen. ErwÑhnt seien ohne Anspruch auf Voll-

stÑndigkeit die Gefahren fÖr die Frau bei

der hormonellen Stimulation, bei der Punk-

tion der Eizellen, dem Transfer, die erhâhte

Abortrate und die vermehrten Komplikatio-

nen bei der Geburt (Hâlzle 1990). Auch fÖr

die MÑnner sind Stârungen der SexualitÑt

bis zur vorÖbergehenden Impotenz bekannt

(Berger 1981). Mehrere TodesfÑlle von

Frauen aufgrund der Behandlung wurden

berichtet.

Um das zentrale Argument édem Leiden-

den helfenã weiter zu untersuchen, ist nicht

nur die vermeintliche Hilfe, sondern auch

das Leiden selbst zu analysieren. Es muÇ

die Frage gestellt werden, ob das ange-

strebte Therapieziel à ein Kind - tatsÑchlich

allen Leidenden hilft. Die Untersuchungen

zu den psychischen Aspekten der Unfrucht-

barkeit haben deutlich werden lassen, daÇ

nicht allen Patienten mit der IVF in dem

Sinne geholfen wird, daÇ sich dadurch ihr

Leiden mindern wÖrde, da das Leiden nicht

nur in einer ungewollten Kinderlosigkeit an

sich besteht, sondern sich auch auf andere

Konflikte erstreckt, die durch die Geburt ei-
nes Kindes selbstredend nicht gelâst wer-

den.

Um die Ausgangsfrage zu beantworten,

in wie weit die Praxis der IVF mit dem Hip-

pokratischen Eid zu vereinbaren ist, gilt es

sehr genau zu differenzieren. Im einzelnen

Fall kann die IVF zweifelsohne eine segens-
reiche Hilfe fÖr den Patienten bedeuten.

Die dokumentierten Erfolge und Nebenwir-

kungen, die generelle Gefahr der somatisch

orientierten Medizin, das eigentliche Lei-

den zu verkennen, lassen es aber unwahr-

scheinlich anmuten, daÇ tatsÑchlich in allen

FÑllen der IVF dem Leidenden geholfen

wurde. Denn das Therapieziel hilft nicht un-

bedingt jedem Leidenden und es wird nur in

geringem MaÇe erreicht. Dadurch wird

aber die Argumentation, édem Leidenden

zu helfenã, fÖr alle Patienten betrachtet, in-

konsistent, wiewohl sie im einzelnen Fall

durchaus zutreffend gewesen sein mag.

Denn das offensichtlich grâÇere Leiden

nach der Therapie durch eine zusÑtzliche,

belastende und enttÑuschend verlaufende

Therapie wird nicht als HandlungsanlaÇ

wahrgenommen.

Neben dem Verweis auf die Ñrztliche

Hilfsverpflichtung wird von den Betreibern

zurecht betont, man mÖsse wie bei den mei-

sten komplizierten MaÇnahmen anfangs mit
einer Phase schlechter Ergebnisse rechnen.

Durch diese Feststellung wandelt sich die

ethische Legitimation grundlegend: Nicht

nur um dem Leidenden zu helfen, sondern

um zusÑtzlich neue wissenschaftliche Er-

kenntnisse und FÑhigkeiten zum mâglichen

Nutzen spÑterer Patienten zu erlangen, wird

die MaÇnahme vollzogen. Es bedarf einer

vollstÑndig anderen ethischen BegrÖndung.

Im BewuÇtsein dieser Probleme enthÑlt

die revidierte Deklaration von Helsinki

strenge Anforderungen an klinische Versu-

che. Danach sind die èrzte bei ihrer For-

schung zur umfassenden AufklÑrung der Pa-

tienten, sorgfÑltiger Konzeption und zu ei-

nem AbwÑgen von konkretem Leid fÖr den

Patienten und abstraktem Fortschritt fÖr die

Wissenschaft verpflichtet. Im Zweifelsfalle

hat das Wohl des Patienten zu Öberwiegen.

ÜDie Sorge um die Belange der Versuchs-

person muÇ stets ausschlaggebend sein im

Vergleich zu den Interessen der Wissen-

schaft und der Gesellschaft.á (BèK 1983,

S. 4). Es bleibt zu ÖberprÖfen, inwieweit

die Praxis der IVF mit diesen selbstgegebe-

nen Richtlinien in Einklang steht.

Die Deklaration enthÑlt eindeutige An-

forderungen an die vorherige AufklÑrung

und das informierte EinverstÑndnis des Pa-

tienten. Es bleibt an dieser Stelle das Pro-

blem der zweideutigen Statistiken zu erwÑh-

nen. In den weltweit fÖhrenden Zeitschrif-

ten und von renomierten Klinikern wurde

beklagt, daÇ die Ergebnisse der IVF durch

statistische Manipulation aufgebessert wÖr-

den (Blackwell et al. 1985, Rjosk 1978, Sou-

les 1985). Aber wie sollen Patienten aufge-

klÑrt werden, wenn die zugrundeliegenden

Informationen fragwÖrdig und die realen

Chancen fÖr sie nicht zu durchschauen sind,

wenn sie von ungerechtfertigt hohen Erwar-

tungen ausgehen?

Um ein Experiment durchzufÖhren, sind

die Patienten sorgfÑltig auszuwÑhlen; ein-

mal unter wissenschaftlichem Aspekt, ob

bei ihnen die Vorraussetzungen fÖr den er-

hofften Erkenntnisgewinn gegeben sind,

und zum anderen, um mâglichen Schaden

zu vermeiden. Es kann als unumstritten gel-

ten, daÇ bei einem bestimmten Teil der

IVF-Patienten ein konflikthaftes VerhÑltnis

zum Kinderwunsch besteht. Es ist gleich-

wohl nicht zu vertreten, Patienten in ein Ex-

periment zur Behandlung der Unfruchtbar-

keit aufzunehmen, wenn sich bei denen

eine éMessiasphantasieã (Goldschmidt/de

Boer 1976) an das mâgliche Produkt dieser

Behandlung entwickelt hat.

Der erwÑhnte Fall der psychologischen

Komplikationen gehârt in den Bereich der

Nutzen/Kosten-Analyse. ÜJedem biomedizi-

nischen Forschungsvorhaben am Menschen



sollte eine sorgfÑltige AbschÑtzung der vor-

aussehbaren Risiken im Vergleich zu dem

voraussichtlichen Nutzen fÖr die Versuchs-

person oder andere vorausgehen.á (BèK

1983, S. 3). Insofern sind noch einmal unter

dem Aspekt des Experiments die Kosten

und der mâgliche Nutzen darzustellen: Öber

80 von 100 Frauen werden erfolglos behan-

delt, bei aufwendiger und nebenwirkungs-

reicher Therapie mit erheblichen psychi-

schen Folgen. Auf der anderen Seite die

Hoffnung, die schlechten Erfolgsquoten zu

verbessern, um spÑteren Patienten helfen

zu kânnen.

Die nach BundesÑrztekammer Üdrin-

gendá (BèK 1988) erforderliche Verbesse-

rung der Erfolge ist zur Zeit nicht ohne wei-

teres in Sicht. Wenn sich aber die aktuellen

Erfolgsquoten nicht absehbar bessern, so

drÑngt sich die Frage auf, wie lange sich die

Medizin auf das Argument einer in der Ent-

wicklung befindlichen Methode berufen

kann. Diese Frage ist bei der IVF nicht be-

antwortet, doch darÖber hinaus scheint es

viel bedeutsamer zu sein, daÇ sich niemand

diese Frage ernsthaft stellt.

Denn die Mehrzahl der Zentren betrei-

ben die IVF nicht als klinischen Versuch,

sondern als Therapie. 16 der 55 registrierten

bundesdeutschen Zentren forschten im

Jahre 1989 Öber IVF, 14 verâffentlichten

zum Thema (Zentrale Kommission 1990, S.

10 - 11). Somit ist die Frage ÜTherapie oder

klinischer Versuch?á fÖr die Zentren selbst

unzweideutig beantwortet. Nur die åberle-

gungen zum Erfolg und zu den spontanen

Schwangerschaften lassen zweifeln, ob

diese SelbsteinschÑtzung zu rechtfertigen

ist.

Dem ist die stattgehabte Entwicklung

entgegenzusetzen. Die Gesamtzahl der Be-

handlungsversuche pro Jahr vervierfachte

sich zwischen 1984 und 1986, von 972 auf

3806 Punktionen. Wobei zu bedenken ist,

daÇ die summarische Erfolgsquote 1984 un-

ter 4% (Semm 1985) lag und 1986 knapp

5% pro Behandlungsversuch (FertilitÑt

1987) erreichte. Die IVF wurde demnach

schlagartig verbreitet, als sie kaum wirksam

war. Auch bei den Indikationen, die stets

umstritten waren vermehrte sich die Zahl

der Zentren sprunghaft. 1984 gaben 7 Zent-
ren an, auch die andrologische SubfertilitÑt

mittels IVF zu behandeln, 1985 waren es 12

und 1986 22 (FertilitÑt 1987). Bei der sog.

idiopathischen SterilitÑt stieg die Zahl der

Zentren im gleichen Zeitraum von 8 Öber 16

auf 19 (FertilitÑt 1987).

Zusammenfassung

Die Entwicklung der IVF wird der Beob-

achter zuallererst mit den spektakulÑren

Mâglichkeiten in Verbindung bringen, vor

allem in Kombination mit den sich abzeich-

ÜUngewollt kinderlos sind in der Bundesre-
publik vermutlich mehr als 1,2 Millionen
Paare. Sie richten ihre Hoffnungen ver-
mehrt auf neue verbesserte Methoden der
kÖnstlichen Befruchtung. Besonders die so-
genannte In-vitro-Fertilisation, zunÑchst
unter dem Schlagwort éRetortenbabyã heftig
umstritten, wird in jÖngster Zeit vermehrt

zur åberwindung von SterilitÑt angewandt.
Die Techniken der kÖnstlichen Befruchtung
werfen allerdings - auch wenn sie medizi-
nisch beherrscht werden - eine Unzahl ethi-

scher, juristischer und politischer Fragen
auf, die keineswegs ausdiskutiert und gelâst
sind.á

Das steht im Vorwort von Joachim Baltes

zu einem neuen Buch: Heike Hesse: KÖnst-
liche Befruchtung und ihre mâglichen psy-
chosozialen Konsequenzen. Dortmund:
Verlag Modernes Lernen, 1989, 172 S., DM

26,-.

nenden FÑhigkeiten der Gentechnologie.

Es entseht bei einer Analyse der stattgehab-

ten Entwicklung und Verbreitung der IVF

der Eindruck, die traditionellen und durch-

aus gÖltigen Normen des Ñrztlichen Verhal-

tens seien angesichts des ungeheuer Neuen

in Vergessenheit geraten. Der Hippokrati-

sche Eid wird zwar als Argument fÖr die

IVF angefÖhrt, ob die praktische Anwen-

dung der IVFso ohne weiteres mit dem Eid

in Einklang zu bringen ist, darf angezwei-

felt werden, obwohl die Therapie im einzel-

nen Fall durchaus segensreich wirken kann.

Gleichwohl wird vielfach betont, daÇ es

weiterer Forschung bedarf, um die bekann-

termaÇen dÖrftigen Erfolgsergebnisse zu

verbessern. Trotzdem forscht nur eine Min-

derheit der Zentren, die meisten sind allein

aufgrund der Patientenzahlen fÖr umfang-

reiche Studien ungeeignet. Wenn man sich

die Aussage des Kliniker Schâlmerich aus

dem Jahre 1985 vor Augen fÖhrt: ÜKeine

groÇe Frauenklinik kann es sich leisten,

nicht auf diesem Gebiet tÑtig zu seiná

(Schâlmerich 1985, S. 38) so stellt sich die

Frage, ob hier nicht Ñrztliche ethische Tradi-

tion der drohenden Gefahr geopfert wurde,

eine technologische Entwicklung zu verpas-

sen.

Dr. med. Urban
Wiesing, 31 Jahre; ar-
beitet am Institut fÖr
Theorie und Ge-
schichte der Medizin

an der UniversitÑt

MÖnster. Schwer-

punkte: Ethik in der
Gen- und Reproduk-
tionstechnologie, Me-
dizin in der deutschen

Romantik.

AIDS:

Beratung und Kondome -

ein Familienplanungsthema

Das Thema Aids ist mittlerweile integra-

ler Bestandteil von Familienplanungsaktivi-

tÑten geworden.

Vor allem das Kondom spielt im Rahmen

der Beratung eine wichtige Rolle bei der

BekÑmpfung der åbertragung des Aids-Er-

Tegers.

Aber die Aids-Furcht wirft noch mehr

Fragen auf als die nach verbesserter Anwen-

dung von Kondomen.

Wichtig fÖr die praktische Arbeit ist, daÇ

ihr der Bezug zu fÖr sie relevante Forschung

nicht verloren geht. UnÖbersehbar ist auch,

daÇ die Krankheit Aids zu einer neuen Ein-

ordnung von Familienplanung in die Medi-

zin gefÖhrt hat.

In diesem Zusammenhang sei hier auf

zwei neue lesenswerte BÖcher aufmerksam

gemacht.

Gisela Bleibtreu-Ehrenberg: Angst und

Vorurteil. AIDS-èngste als Gegenstand

der Vorurteilsforschung. Reinbek: Ro-

wohlt Taschenbuch Verlag 1989, 310 S.,

DM 14,80.

Dort heiÇt es in der Vorbemerkung:

ÜAIDS ist eine schwere, aber auch schwer

Öbertragbare Krankheit, darum ist AIDS

keine Seuche. Und dennoch wird diese In-

fektion wÑhrend der nÑchsten Jahrzehnte

das Leben auf der ganzen Welt beeinflus-

sen, denn AIDS ist vor allem eine neuartige

Krankheit, gegen die sogenannte ébe-

wÑhrteã Strategien, wie man sie gegen schon

bekannte einzusetzen gewohnt ist, ohne

Wirkung bleiben. Statt jener brauchen wir

eine RÖcksicht, eine neue Vorsicht und eine

stÑrkere partnerschaftliche Verantwortung

auf allen Bereichen von Liebe und Sexuali-

tÑt, um dem AIDS-Problem erfolgreich zu

begegnen.á

GÖnter Grau: AIDS - Krankheit oder

Katastrophe? Berlin: Verlag Neues Le-

ben 1990, 215 S., DM 4,70.

In seinem Vorwort steht:

ÜVier Buchstaben haben Menschen in
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Angst und Schrecken versetzt. Sich lieben

scheint zu einer Gefahr geworden zu sein,

seit es eine neue Krankheit gibt, die vorwie-

gend sexuell Öbertragen wird: AIDS. Ein Vi-

rus, dessen åbertragung zu verhindern

nicht nur ein medizinisches Problem ist, hat

in vielen LÑndern Fronten aufgeworfen.

WÑhrend die Mehrheit auf Gesundheitser-

ziehung und AufklÑrung setzt, entwerfen

Apokalyptiker Schreckensbilder, deren Di-

mensionen einzigartig sind. ... Hier setzt

dieses Buch an. Es deckt ZusammenhÑnge

auf im GefÖge von Gesellschaft und Krank-

heit.á J. H.

Neuerscheinungen

In dieser Rubrik teilt die Redaktion mit,

welche Neuerscheinungen ihr zugesandt wur-

den. Eine Beurteilung ist mit dem Abdruck

nicht verbunden.

Gerhard Amendt/Michael Schwarz: Das

Leben unerwÖnschter Kinder. 240 Seiten

(gegen Vorkasse 40,à DM zu bestellen bei

Uni Bremen, FB 12, PF 330440, 2800 Bre-

men).

BÑrbel Schân/Tamara Frankenberger/Maria

Tewes-Karimi: Gratwanderung (Studie-
rende Frauen mit Kindern). Deutscher Stu-
dienverlag, Weinheim 1990. 214 Seiten, DM
36,-

Birgit Ostermann: Wer versteht mich? IKO-

Verlag, Frankfurt 1990. 204 Seiten, DM

32,-

Horst Czock, Berhard Hâbel, Beate Guthke

(Hersg.): Lesebuch zu Arbeit und Gesund-

heit. Berliner Gesundheitsladen, Berlin

1990. 160 Seiten, DM 20,-).

Eva-Maria Weinwurm-Krause: Soziale Inte-

gration und sexuelle Entwicklung Kârper-

behinderter. Heidesberger Verlagsanstalt,

Heidelberg 1990. 252 Seiten, DM 32,-.

Birgitta Schumann-Gliwtzki/Salwa Meier:

Schwierigkeiten und Chancen fÖr Steiffami-

lien. Volker SpieÇ Verlag, Berlin 1990. 168

Seiten, DM 34,-.

Ina Fritsch/Hilde Sanders: Hau ab, Du

bist nicht meine Mutter. Maro Verlag, Augs-

burg 1987. 208 Seiten.

Sylvia Schneider/Birgit Rieger: Das AufklÑ-

rungsbuch. Otto Maier Verlag, Ravensburg

1990. 144 Seiten, DM 22,-.

Andres Braig/Reinhardt Brandau: Viel

GlÖck, kleiner Mecki (KinderbÖcher).

Reichl Verlag, St. Goar 1990. Band 1 DM

14,80, Band 2 DM 18,-.

Ilse Achilles: ÜWas macht Ihr Sohn denn

da?á - Geistige Behinderung und Sexuali-

tÑt. Piper, MÖnchen 1990, 128 Seiten, DM

24,80.

Die Abteilung fÖr Sexualforschung der

UniversitÑt Hamburg fÖhrt 1991/92 eine 15-

monatige Fortbildung ÜPaartherapie bei se-

xuellen Funktionsstârungená durch. Das

Curriculum (12 TeilnehmerInnen) umfaÇt

eine dreiwâchige Intensivphase (3. bis 24.

August 1991) und drei zentrale Workshops

in Hamburg sowie lokale Supervisionsgrup-

pen (einmal monatlich) fÖr Paartherapien

am eigenen Arbeitsplatz von November 91

bis Oktober 9.

Informationen und Anmeldung bis 15. Ja-

nuar 1991 bei: Dr. Kleber Abteilung fÖr Se-

xualforschung, Martinistr. 52, 2 Hamburg

20.

Ä

Eine Fachtagung unter dem Motto ÜBera-

tung im Spannungsfeld von Kinderlosigkeit

und Fortpflanzungsmediziná hat in Bam-

berg begonnen. Der Landesverband Pro
Familia Bayern veranstaltet diese Tagung

zusammen mit dem Deutschen ParitÑti-

schen Wohlfahrtsverband und der dem

Bayerischen Staatsministerium fÖr Arbeit

und Sozialordnung. Die Fachtagung wird
am 1. Dezember in MÖnchen fortgesetzt.

Weitere Informationen bei: Pro Familia

(Frau Freund), Tel. 089/3 162714.

Ä

EBstârungen stehen im Mittelpunkt einer

Fachtagung der Frauenberatungsstelle

ÜFrauen lernen lebená (HansemannstraÇe

43, 5000 Kâln 30). Sie findet am 22./23. Fe-

bruar 1991 statt. Ein ausfÖhrliches Pro-

gramm kann bei Zusendung eines frankier-

ten RÖckumschlages angefordert werden.

Ä

Systematische und indirekt-hypnotische

Konzepte fÖr die Arbeit mit Sexualproble-

men und Paarkonflikten stehen im Mittel-

punkt eines Seminars des Milton-Erickson-

Instituts. Es findet in Heidelberg vom 20.

bis 22. MÑrz 1991 statt. NÑhere Informatio-

nen bei Dr. Gunther Schmidt, Im Weiher

12, 6900 Heidelberg.

%

In der Karl-Marx-UniversitÑt Leipzig fin-

det vom 10. bis 13. April 1991 die 8. Öberre-

gionale Workshoptagung der Deutschen Ge-

sellschaft fÖr Verhaltenstherapie statt. Es

steht unter dem Leitwort ÜWeiterentwick-

lungen in der Verhaltenstherapieá. Weitere

Termine

Informationen bei der DGVT, Postfach

1343, 7400 TÖbingen.

%

Ihre Winterprogramme zum Anfordern

bieten folgende Einrichtungen an: Femini-

stisches Frauengesundheitszentrum Frank-

furt (Hamburger Allee 90, 6000 Frankfurt);

Feministisches Frauengesundheitszentrum

NÖrnberg (FÖrther StraÇe 142, 8500 NÖrn-

berg 80; Verein zur Weiterbildung fÖr

Frauen (Venloer StraÇe 405-407, 5000 Kâln

30).

In MÖnster/Westfalen hat sich im April 1990

die Gesellschaft fÖr Klinische Psychologie

und Beratung gegrÖndet. Ein Ziel der Ge-

sellschaft sind Fort- und Weiterbildungen

fÖr psychosoziale und psychotherapeutisch

tÑtige Berufsgruppen. TrÑger und Einrich-

tungen kânnen sich in Fort- und Weiterbil-

dungsfragen durch die Gesellschaft beraten

lassen, spezifische Konzeptionen erarbeiten

und fÖr die Mitarbeiter/innen durchfÖhren

lassen. Als erstes Angebot legt die Gesell-

schaft fÖr Klinische Psychologie und Bera-

tung ein Programm zur Sexualberatung/Se-

xualtherapie/Sexual-PÑdagogik vor, welches

angefordert werden kann: Hansaring 67,

4400 MÖnster, 0251 à 60041.

aus: PSYCHOLOGIE HEUTE Nr. 8/90

*

Das Feministische Frauen Gesundheits-

Zentrum (FFGZ) in Berlin lÑdt Multiplika-

torinnen am 11./12. Januar 1991 zu einer Ta-

gung nach Berlin ein. Es geht um

à den Austausch Öber die verschiedenen

Beratungs- und Kurskonzeptionen sowie

um

à Informationen Öber medizinische Kon-

zepte zu den Ursachen der Wechseljahre

und der Behandlungsmethode Hormon-

ersatztherapie.

Der Unkostenbeitrag betrÑgt DM 50,-.

FÖr Essen und åbernachtung kânnen die

Veranstalterinnen nicht sorgen. Wer Inter-

esse hat, melde sich bitte umgehend beim

FFGZ Berlin, Bamberger Str. 51, 1000 Ber-

lin 30, Telefon: 030/ 2139597

%

Das Fortbildungswerk des ParitÑtischen

Wohlfahrtsverbandes -à Gesamtverband e.V.

bietet von 1991 bis 1993 eine acht Kurswo-

chen umfassende Fortbildung fÖr Mitar-
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beiter/innen der Jugendhilfe an, die in ih-

rem Berufsalltag Ratsuchende bei der Lâ-

sung ihrer Probleme unterstÖtzen. Die

Kursreihe geht in Zielsetzung, Inhalt und

Umfang Öber eine Ausbildung in ÜPerso-

nenzentrierter GesprÑchsfÖhrungá hinaus.

Ein ausfÖhrliches Programm mit Anmelde-

bogen und Informationen Öber Inhalte, Ko-

sten, Teilnahmevoraussetzungen, Anmel-

dungs- und Bewerbungsverfahren, Ausbil-

derinnen und Experten/innen und ihre fach-

lichen Schwerpunkte sowie Öber die Kurs-

struktur kânnen Sie anfordern beim: Fort-

bildungswerk im ParitÑtischen, z. Hd.

Herrn Jens-G. Engel-Kemmler, Heinrich-

Hoffmann-Str. 3, D-6000 Frankfurt/M. 71,

Telefon: 069/6706 à 280.

Leserbrief

(Zu: Heft 5/90 ÜSuchtá)

Ich mâchte Ihnen Lob und Dank fÖr die

Ausgabe 5/90 ÜSuchtá zukommen lassen.

Als Nicht-Insiderin der Psycho-Szene hat

mir dieses Heft DenkanstâÇe, Wissenswer-

tes und Brauchbares (z. B. Literaturhin-

weise) vermittelt. Nun, nicht immer bin ich

so betroffen wie von dieser Thematik, aber

auch sonst finde ich im pro familia magazin

immer Anregungen, sowohl journalistischer

als auch thematischer Art.

Vielleicht als Hintergrund: seit ÜMem-

mingená bin ich (passives) Mitglied der Pro

Familia, weil ich die Arbeit von Pro Familia

schÑtze und mindestens materiell unterstÖt-

zen will. Eine ÑuÇerst angenehme Begleiter-

scheinung ist dabei das Magazin, das mir

manches nÑher bringt, was sonst an mir vor-

beigehen wÖrde.

Stuttgart Dagmar Behme

RedaktionsschluÇ fÖr

die nÑchsten Ausgaben

Die Redaktion freut sich Öber jeden

Beitrag aus dem Kreis der Leserinnen

und Leser, auch Öber Leserbriefe (die

sollten mâglichst kurz gehalten sein,

damit KÖrzungen nicht erforderlich

sind).

Heft 1/91 zum Thema ÜSchwanger-

schaftsabbruch in anderen LÑnderná er-

scheint Anfang Januar. Das Schwer-

punktthema ist redaktionell abgeschlos-

sen. Aktuelle Kurzberichte kânnen bis

zum 30. November eingeschickt wer-

den.

Heft 27/91 zum Thema ÜFamilienpla-

nung im geeinten Deutschlandá er-

scheint Anfang MÑrz 1991. Redaktions-

schluÇ fÖr BeitrÑge zum Schwerpunkt-

thema ist der 30. November, fÖr aktu-

elle Kurzberichte ist es der 1. Februar

1991.

ur. Bonn

Die FDP-Frauenpolitikerinnen Irmgard
Adam-Schwaetzer und Uta WÖrfel hatten
sich mit der SPD und den GrÖnen bereits
auf einen Entwurf fÖr ein Schwangeren-
hilfegesetz verstÑndigt, das als Gruppen-
antrag in den Bundestag eingebracht wer-
den und noch in dieser Legislaturperiode
in erster Lesung beraten werden sollte. Im
Einigungsvertrag hat sich das gesamt-
deutsche Parlament selbst verpflichtet,
durch eine Neuregelung des Paragraphen
218 den ungleichen Rechtszustand in den
alten und neuen BundeslÑndern so rasch
wie mâglich zu beenden. An einem ab-
schlieÇenden Treffen des ÜRunden Frau-
entischesã nahmen Adam-Schwaetzer und
WÖrfel aber nicht mehr teil, nachdem Par-
teichef Lambsdorff Üeine gemeinsame Ini-
tiative mit der SPDçvor der Wahlã ausge-
schlossen und die Zusammenarbeit der
Frauen damit beendet hatte.
Die SPD-Frauenpolitikern Renate

Schmidt ÑuÇerte sich enttÑuscht Öber die-
sen RÖckzug. ÜAuf Kosten der Frauen be-
reitet die FDP wieder einmal einen Um-
faller vorá, sagte Frau Schmidt. Die MÑn-
ner-Riege habe bei den Liberalen den
Frauen das Heft aus der Hand genommen.
Der FDP-Rechtsexperte Gerhard Baum
wies die VorwÖrfe zurÖck und erklÑrte, in

der Sache habe sich nichts geÑndert. Die
Liberalen seien nach wie vor fÖr eine mo-
difizierte Fristenlâsung, das heiÇt mit vor-
hergehender Beratung. Die Strafandro-
hung solle wegfallen, wenn im gleichen
Gesetz ein Paket sozialer MaÇnahmen
vorgesehen werde. s
Der ÜRunde Frauentischãá will nach den

Worten von Renate Schmidt den eigenen
Gesetzentwurf nun doch als Gruppenan-
trag einbringen und hofft dabei auf die
Unterschriften aus den Reihen der Koali-
tionsparteien. Vor allem die Unionsabge-
ordneten aus der ehemaligen Volkskam-
mer stÖnden bei ihren WÑhlern im Wort,
meinte Schmidt, weil sie dort vor der Ver-
einigung noch einem BeschluÇ zum Erhalt
der Fristenlâsung zugestimmt hÑtten.
Der Gruppenantrag beruht auf der Ein-

fÖhrung der Fristenlâsung in ganz
Deutschland, verbunden mit einem Sy-
stem von Beratung und Hilfe. Die Bera-
tung soll freiwillig, die Hilfe kostenlos
sein. Zur Vorbeugung gegen ungewollte
Schwangerschaften soll es VerhÖtungs-
mittel auf Kosten der Krankenkasse ge-
ben. Damit die Bereitschaft zum Kind
wachse, mÖsse der Anspruch auf einen
nperartenplat festgeschrieben wer-
en.

4 Hannoversche
Allgemeine
20. Okt. 1990

Bonn (afp) à Nach dem gescheiter-
ten Versuch, den Abtreibungspara-
graphen 218 fraktionsÖbergreifend
zu Ñndern, hat die Bonner FDP jetzt
einen eigenen Gesetzentwurf vorge-
legt. Das Gesetz solle den Schutz
werdenden Lebens garantieren und
fÖr eine kinderfreundlichere Gesell-
schaft sorgen, sagte der stellvertre-
tende Parteivorsitzende Gerhart
Baumam Freitag in Bonn. Man wolle
sich damit deutlich von Vorstellun-
gen bei CDU und SPD abgrenzen.
Eine Abtreibung innerhalb derersten

zwâlf Schwangerschaftswochen
bleibt danach unter der Vorauset-

Fraktion, der noch vom Parteivor-
stand gebilligt werden muÇ, Forde-
rungen nach sozialpolitischen Ver-
besserungen fÖr Eltern. So soll es ei-
nen Anspruch auf die Tagesbetreu-
ung von Kindern geben, falls die EI-
tern Üaus zwingenden GrÖndená
dazu nicht in der Lage sind. Als gra-
vierenden Unterschied zu Gesetzes-
plÑnen der SPD nannte Baum das Be-
harren aufder Beratungspflicht. Da-
mit erfÖlle man die vom Bundesver-
fassungsgericht geforderten Aufla-
gen.

Åtaz,
27. Okt. 1990



28

Die nebenstehende PresseerklÑrung

vom 24. September 1990 scheint auf

den ersten Blick klare VerhÑltnisse zu

schaffen: Pro Familia dehnt sich nicht

wie viele andere West-Organisationen

auf das Gebiet der frÖheren DDR aus,

sondern will zusammen mit der beste-

henden Gesellschaft ÜEhe und Fami-

lieá LandesverbÑnde aufbauen, die

dann spÑter einen gemeinsamen Dach-

verband grÖnden. In den fÖnf neuen

LÑndern bilden sich zur Zeit Landes-

verbÑnde, und dabei zeigt sich, daÇ es

doch mehr zu bedenken gibt als ange-

nommen. Am Beispiel ThÖringen soll

hier aufgezeigt werden, daÇ wirklich

erst zusammenwachsen muÇ, was zu-

sammengehârt. Und das gilt nicht nur

im VerhÑltnis West-Ost, sondern auch

innerhalb der neuen LÑnder.

Um zu verstehen, warum sich neue Orga-

nisationsstrukturen in der DDR schwer tun,

muÇ man wissen, daÇ es 40 Jahre lang na-

hezu keine selbstverwalteten VerbÑnde gab.

Frauen und MÑnner, die teilweise die selben

TÑtigkeiten ausÖbten, haben sich vor der

Wende so gut wie nie zu freien Zusammen-

kÖnften getroffen. Erst seit der Wende ist

das mâglich. Das gilt auch fÖr Frauen und

MÑnner, die Sexualberatung gemacht hat-

ten. In vielen Orten entstanden neue Frau-

enzentren, wobei die GrÖnderinnen meist

aus der Revolutionsbewegung stammen.

Nach den Kommunalwahlen stellen diese

Gruppen oft Gleichstellungsbeauftragte.

Sie treffen in den RathÑusern auf Mitarbei-

ter aus der Zeit vor der Wende; MiÇtrauen

kommt da natÖrlich auf, oft begrÖndet ge-

genÖber einzelnen Personen, oft irrational

erscheinend pauschal gegen alles, was ÜVvor-

herá auch schon da war (ohne daÇ damit al-

les bejubelt wird, was der Westen als schein-

bare Segnungen ins Land fluten lÑÇt).

In diesem SpannungsverhÑltnis steht of-

fenbar auch die Gesellschaft ÜEhe und Fa-

milieá, die es einerseits vor der Wende als

Sektion bereits gab und die andererseits seit

Jahren gute Kontakte mit westlichen Orga-

nisationen unterhÑlt. Da hilft es zunÑchst

nicht viel klarzumachen, daÇ ÜEhe und Fa-

milieá ein nicht-staatlicher Zusammen-

beratung und SexualpÑdagogik.

sprechend initiativ zu werden.

menarbeit.
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Familienplanungsarbeit in Deutschland.

schluÇ von Öberwiegend Wissenschaftlern

(èrztinnen und èrzten) war und ist.

Im thÖringschen Sondershausen wurde

dieses SpannungsverhÑltnis deutlich und so

kam es Ende Oktober nicht zur GrÖndung

eines Landesverbandes. Der Landesver-

band Hessen kann es sich zugute schreiben,

daÇ in ThÖringen jetzt ein Weg eingeschla-

gen wird, der eine breite Basis zu gewÑhrlei-

sten scheint. Zwei Tage lang fand eine Infor-

mations- und Diskussionsveranstaltung

statt, zu der neben denVertretern von ÜEhe

und Familieá auch Mitarbeiter/innen von

bestehenden Beratungsstellen und Frauen-

zentren eingeladen waren.

Unmittelbar nach AbschluÇ dieser Veran-

staltung wurde dann Öber die GrÖndung ei-

nes Landesverbandes ÜEhe und Familie/

Pro Familiaá diskutiert. Die Diskussion war

zeitweise zwar emotionsgeladen, aber spie-

gelte sehr gut wieder, wie breit das Spek-

trum potentieller LandesverbandsgrÖnde-

rinnen und -grÖnder ist. Da waren die Re-

prÑsentanten von ÜEhe und Familieá, da

waren engagierte Frauen aus Frauenzent-

ren, da waren Mitarbeiter/innen bereits be-

stehender Beratungsstellen, da waren Politi-

ker/innen. Durchsetzen konnten sich weder

die, die einen Landesverband ÜEhe und Fa-

milieá grÖnden wollten, noch die, die am

liebsten sofort einen Landesverband ÜPro

Familiaá ins Leben rufen wollten. Es drohte

ein Scheitern, dankbar wurden die hessi-

schen GÑste als ÜVermittler/innená angeru-

fen, wobei diese jeden Anschein vermie-

den, als wollten sie nach westlicher Manier

den Oberlehrer spielen.

So kam denn ein AusschuÇ zustande, in

dem neben den Vertretern von ÜEhe und Fa-

milieá auch interessierte Frauen aus ver-

schiedenen StÑdten und unterschiedlichen

Gruppierungen vertreten sind. DaÇ darun-

ter z.B. auch die 1. Kreisbeigeordnete (zu-

stÑndig fÖr Gesundheit) von Eisenach ist,

macht deutlich, daÇ das Treffen von Son-

dershausen ein gelungener Start ist.

Viele der Teilnehmer/innen hatten sich

zum ersten Mal gesehen. Der gewÑhlte Aus-

schuÇ hat daher nun eine doppelt schwere

Aufgabe: Neben Erarbeitung einer Satzung

und Vorbereitung einer GrÖndungsver-

sammlung wird Kommunikation ein

Schwerpunkt sein mÖssen.

Gerd J. Holtzmeyer

Hinweis: Die Redaktion plant fÖr An-

fang 1991 ein Schwerpunktheft, das den

fÖnf neuen LÑndern und der gesamtdeut-

schen Diskussion um Familienplanungsar-

beit gewidmet ist. Dieser Beitrag aus ThÖ-

ringen ist also nur ein Auftakt fÖr ausfÖhrli-

che Berichterstattung. Auch bereits gegrÖn-

dete LandesverbÑnde wie z.B. Sachsen wer-

den sich vorstellen.

Aufn.: Holtzmeyer

Schwangerschaftsabbruch:

ÜWir wollen

Öberhaupt

kein Modell.á

Rede von Monika Simmel-Joachim

anlÑÇlich der Protestaktion gegen den

Schwangerschaftsabbruch am 16. Juni 1990

in Bonn

Viele von uns, die heute hier versammelt

sind, haben bereits vor 20 Jahren gegen den

$ 218 demonstriert. Wir fordern wie damals

immer noch das Recht auf die freie Gewis-

sensentscheidung, ob wir eine ungewollte

Schwangerschaft austragen. Niemand soll

uns zum Abbruch zwingen dÖrfen und nie-

mand zur ungewollten Mutterschaft.

Wir haben vor 20 Jahren etwas erreicht.

Es gab eine parlamentarische Mehrheit fÖr

die freie Entscheidung in den ersten 12 Wo-
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chen. Doch das Erreichte ist im Internatio-
nalen Jahr der Frau 1975 vom Bundesver-

fassungsgericht zurÖckgewiesen worden. Ei-

nes der zentralen Argumente damals war,

daÇ das Recht der Frau auf Selbstbestim-

mung keinen Vorrang habe vor dem Schutz

des ungeborenen Lebens. Es ist kein Zufall,

daÇ diese BegrÖndung im Internationalen

Jahr der Frau so und nicht anders erfolgte.

Es ist kein Zufall, daÇ man mit der Floskel

von der ÜZumutbarkeit der Lastená, die mit

einer Schwangerschaft verbunden sind, im $

218 wenigstens das Prinzip der traditionel-

len Frauenpflicht zum GebÑren retten

wollte.

Gleichheit soll der Frau nur dort zuge-

standen sein, wo sie wie ein Mann funktio-

niert. Aber dort, wo sie sich ganz wesentlich

vom Mann unterscheidet, in ihrer GebÑrfÑ-

higkeit, soll sie nicht als Gleiche anerkannt

sein.

Es gab und gibt weiterhin politische

KrÑfte, die mit Hilfe von Gerichten das,

was den Frauen zugemutet und zugemessen

werden soll, noch weiter begrenzen wollen,

als es der $ 218 nach seinem gesetzlichen

Wortlaut tut. Wir stehen heute hier, weil wir

diese KrÑfte mit demokratischen Mitteln

bekÑmpfen wollen.

Nur Frauen werden schwanger. Es gibt

tausende von individuellen LebensumstÑn-

den in einem Öber dreiÇig Jahre wÑhrenden

fruchtbaren Frauenleben, in denen die Ver-

hÖtung nicht gelingt. Es gibt vielfÑltige so-

ziale und emotionale UmstÑnde, die es

Frauen unmâglich machen, in dieser kon-

kreten Situation und mit diesem Mann ein

Kind zu haben. Diese UmstÑnde sind ein

BÖndel von GrÖnden, Öber die niemand zu

Gericht sitzen kann, will er nicht seine ei-

gene, willkÖrliche und persânliche Sicht der

Dinge anderen aufzwingen. Diese GrÖnde

sind nicht objektivierbar, will man nicht

WillkÖr zu Recht verdrehen.

Wir mÖssen heute immer noch fÖr unser

Recht eintreten, als weibliche Menschen

gleich behandelt zu werden, weil immer

noch nicht anerkannt ist, daÇ sich weibliche

Menschen von mÑnnlichen in diesem einen

entscheidenden Punkt unterscheiden:

Frauen kânnen Kindern das Leben schen-

ken.

Wir fordern nicht geringeres als die Einlâ-

sung des Gleichheitsversprechens: Gleich-

heit als Anerkennung der Differenz von

Frauen und MÑnnern. Wir wollen und wer-

den uns nicht mit dem Versprechen auf

Gleichheit begnÖgen. Wir nehmen es nicht

mehr hin, daÇ unsere Potenz zu gebÑren im-

mer wieder zum AnlaÇ von Benachteiligung

gemacht wird.

Reale Gleichheit fÖr Frauen ist erst dann

erreicht, wenn Frauen die selbstverantwort-

liche Entscheidung Öber ihre FÑhigkeit zu

gebÑren zugestanden wird.

Unter dem Vorwand, werdendes Leben

zu schÖtzen, ist die Frau immer wieder un-

ter Vormundschaft gestellt worden: von der

Kirche, vom Staat und mit dem sog. Indika-

tionen-Modell unter die Vormundschaft der

èrzte.

Sind die èrzte als Berufsstand eine ge-

sonderte und hâhere Rechtsinstanz als die

Frauen, als die freien und gleichen BÖrge-

rinnen?

Schwangerschaft ist ein weiblicher Zu-

stand, der ebenso wie Mutterschaft in der

langen Tradition der UnterdrÖckung von

Frauen der zentrale AnlaÇ fÖr ihre Kon-

trolle war und ist. Der $ 218 stellt die

Schwangere mit ihrer Leibesfrucht nicht un-

ter den Schutz von Staat und Gesellschaft,

er bedroht sie mit Strafe. Der $ 218 ist kein

wirksamer Schutz fÖr das werdende

menschliche Leben in ihr. Der $ 218 er-

mÑchtigt die èrzteschaft zur Auslese durch

Indikationen.

Trotz dieser Jahrhunderte der Vormund-

schaft haben Frauen immer Wege gefunden,

ungewollte Schwangerschaften zu beenden.

FÖr uns ist entscheidend, unter welchen Be-

dingungen VerhÖtung und Schwanger-

schaftsabbruch mâglich sind.

Wir werden in dieser Entscheidung in der

BRD durch ein Gesetz beschnitten, das uns

nicht nur mit Strafe bedroht, das uns èrzte

zu VormÖndern mittels der Indikationen be-

stellt, das uns zu einer Beratung verpflich-

tet, auch wenn wir nicht Rat suchen. Wir

werden durch ein Gesetz gegÑngelt, das es

auch noch nach landespolitischer Situation
mâglich macht, ungleiche Bedingungen zur

Entscheidung zu erzwingen. Dieser gel-

tende $ 218 hat sich nicht bewÑhrt als Re-
form zur Regelung des Abbruchs, die einer

freien und demokratischen Gesellschaft

wÖrdig wÑre - und er hat sich nicht bewÑhrt

als Gesetz zum Schutz des werdenden Le-

bens.

Die zur Zeit in der DDR geltende Rege-

lung ist liberaler. Sie wurde zu einer Zeit

eingefÖhrt, als man an der besseren VerfÖg-

barkeit und Nutzung des weiblichen Ar-

beitskrÑftepotentials interessiert war und

als sich ein undemokratischer Staat ein frau-

enfreundliches MÑntelchen umhÑngen

wollte. Aber die dortigen gesetzlichen Be-

dingungen zwingen der Frau einen Kran-

kenhausaufenthalt auf, der medizinisch

lÑngst nicht mehr gerechtfertigt ist. Das be-

wirkt, daÇ der Abbruch dort unter Bedin-

gungen erfolgt, die nicht akzeptabel sind.

Kein Mann wÖrde sich fÖr eine Operation

derartigen Bedingungen ohne Widerspruch

unterziehen!

Nun droht der in der BRD geltende $ 218

mit der Vereinigung auch in die DDR einge-

fÖhrt zu werden. Den Frauen in der DDR

soll eine kurze åbergangsfrist zugebilligt

werden. Man fÖrchtet offenbar den Protest

der in Massen erwerbslos werdenden

Frauen. Auch dagegen setzten wir uns

heute zur Wehr, im Interesse der Frauen in

ganz Deutschland.

Man versucht uns allenthalben einzure-

den, das Urteil des Bundesverfassungsge-

richtes begrÖnde einen Verfassungsgrund-

satz, der nicht mehr zu revidieren sei. Jedes

Urteil ist eine Auslegung der Verfassungs-

grundsÑtze, auch dieses. Es ist revidierbar

auf dem Hintergrund der Erfahrungen, die

mit dem geltenden $ 218 in diesen 15 Jahren

gemacht wurde. Es muÇ revidiert werden,

angesichts der deutschen und der europÑi-

schen Einigung. Will man uns denn wirklich

glauben machen, daÇ die anderen europÑi-

schen LÑnder weniger an Menschenrechten

und am Lebensschutz orientiert sind als die

Bundesrepublik? Will man uns wirklich ein-

reden, nur die westdeutsche Variante der

Regelung des Schwangerschaftsabbruchs

diene dem Lebensschutz?

Diese Haltung ist ein klassisches Beispiel

fÖr deutschen GrâÇenwahn!

Der $ 218 ist ein Gesetz zur Bevormun-

dung von Frauen, er schlieÇt die Frau als

freie BÖrgerin und eigenstÑndige Rechtsper-

son im Zustand der ungewollten Schwanger-

schaft von einem entscheidenden Grund-

recht aus: dem der freien und selbstverant-

worteten Gewissensentscheidung, nicht nur

Öber ihren eigenen Kârper und ihre Leibes-

frucht, sondern er beschrÑnkt Frauen in der

eigenen Verantwortung fÖr die Gestaltung

des weiteren Lebens.

Der Schutz des werdenden Lebens kann

und darf nicht gegen die Schwangere durch-

gesetzt werden. Der Schutz des Lebens ist

eine Aufgabe von so hohem moralischen

Rang, daÇ an ihn ganz andere Forderungen

zu stellen sind als die Bevormundung der

Frau durch gesetzlich bestellte Vormund-

schaft.

Wir wollen weder das Indikationenmodell

noch das zur Zeit in der DDR geltende Fri-

stenmodell. Wir wollen Öberhaupt kein Mo-

dell! Wir wollen das freie Menschenrecht fÖr

die Frau, sich ohne Androhung von Strafe

fÖr oder gegen Kinder zu entscheiden.

Wir wollen das Recht fÖr jedes Kind, er-

wÖnscht zu sein.

Wir wollen eine menschengerechte Welt,

in der Kinderfreundlichkeit nicht mehr als

Alibi fÖr Sonntagsreden herhalten muÇ.

Der beste Schutz des ungeborenen Le-

bens ist eine soziale, freie und gerechte Ge-

sellschaft. Dazu ist eine umfassend neue

Frauenpolitik notwendig, die nicht nur die

Nutzung der weiblichen Arbeitskraft ver-

bessert, sondern die mÑnnliche Privilegien

beseitigt, im Beruf, in der Bildung, in Kul-

tur und Politik à bis hinein in die alltÑgli-

chen Geschlechterbeziehungen.
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ÜWer Akzeptanz will, darf

sie nicht wollená!

äffentlichkeitsarbeit ist ein wichtiger und

selbstverstÑndlicher Bestandteil der Arbeit

der Pro Familia und ihres demokratischen

SelbstverstÑndnisses. Generell hat äffent-

lichkeitsarbeit in unserer Gesellschaft aber

immer noch einen schlechten Ruf. Das er-

gab 1988 eine Untersuchung der Frankfur-

ter Agentur Team PR in Zusammenarbeit

mit der Justus-Liebig-UniversitÑt GieÇen

bei 500 Studenten aller Fachrichtungen.

Vor allem Geisteswissenschaftler, nÑmlich

85 Prozent, Üunterstellen den PR-FachkrÑf-

ten zu lÖgen, zu manipulieren und zu beste-

chená.

Nun, werden einige sagen, das liegt an

denjenigen Unternehmen und Betrieben,

die anstelle von seriâser äffentlichkeitsar-

beit SchânfÑrberei, Verkaufsfârderung und

Werbung betreiben.

Richtig! Und wir? ÜVerkaufená wir nicht

auch etwas? NÑmlich Informationen, Bera-

tungsangebote und seit der Einrichtung der

Vertriebsgesellschaft auch VerhÖtungsmit-

tel und sexualpÑdagogische Medien.

Also, richtig. Und auch wieder nicht.

Denn dem ÜWieá kommt hier die entschei-

dende Bedeutung zu. Und das ist bei uns
verbunden mit dem Anspruch, Entschei-

dungsprozesse vorzubereiten, aber nicht,

sie vorwegzunehmen, wie dies bei reiner

Verkaufswerbung ohne Zweifel der Fall ist.

Sie zielt auf Üdie unmittelbare Auslâsung

von KaufentschlÖssen oder auf die Inan-

spruchnahme von Dienstleistungená.?

Der Anspruch der Pro Familia, Menschen

zu informieren und zu beraten, ohne sie zu

bevormunden, ist ein sehr hoher. Er zwingt

uns dazu, immer wieder zu fragen und zu

prÖfen, welche Annahmen und Wertvorstel-

lungen uns leiten, welche Mittel wir haben,

um diesen Anspruch einzulâsen, ob diese

Mittel tauglich sind und wir noch Üauf dem

richtigen Wegá sind, welche neuen, qualitati-

ven Schritte nâtig sind, wie unsere Wirkungs-

kontrolle aussieht und ob sie ausreicht.

Ein paar wesentliche Annahmen, die die

Informations- und äffentlichkeitsarbeit des

Bundesverbandes leiten, seien hier zur

Erinnerung genannt:

à Menschen haben ein Informationsbe-

dÖrfnis, suchen Entscheidungshilfen und

-alternativen und streben nach Sicher-

heit durch Wissen,

à Üunsereá Themen SexualitÑt und VerhÖ-

tung sind nicht per se problembeladen

und automatisch beratungsbedÖrftig,

- es besteht ein BedÖrfnis nach guter sach-

gerechter Information ohne den gleich-

zeitigen Wunsch nach Beratung.

- von Pro Familia wird unbeschadet ihrer

Beratungsfunktion als Fachorganisation

erwartet, InformationsbedÖrfnisse zu be-

friedigen und KonsumentenaufklÑrung

zu betreiben,

à Konsumenten und Ratsuchende werden

zunehmend kritischer.

Wesentliche Mittel zur Einlâsung unseres

Anspruches auf Informations- und Ent-

scheidungsfreiheit, vor allem im Hinblick

auf unsere äffentlichkeitsmaterialien, sind

der Kriterienkatalog des Bundesverbandes

(siehe pro familia magazin 1/87, ErgÑnzun-

gen in den Jahresberichten des Bundesver-

bandes seit 1987) und das Begutachtungs-

verfahren und die innerverbandliche Ab-

stimmung.

Diese Mittel ermâglichen es vor allem

dem Verband selbst, die gestellten AnsprÖ-

che zu ÖberprÖfen. Das aber ist zu wenig,

um sie wirklich einzulâsen. Wie sollen In-

formationssuchende eigentlich wissen, daÇ

sie nicht bevormundet werden? Der Krite-

rienkatalog liegt ja den BroschÖren nicht

bei.

Hier gilt es, das Expertenwissen des Ver-

bandes durchschaubar zu machen, indem

InformationslÖcken, widersprÖchliche Er-

kenntnisse und unterschiedliche fachliche

Positionen (alles in Bezug auch auf den

Verband selbst) offen in den Informations-

mitteln angesprochen werden.

DarÖber hinaus ist die GlaubwÖrdigkeit

des Verbandes gefragt, indem seine SchwÑ-

chen ebenso erwÑhnt werden wir seine StÑr-

ken, klar gestellt wird, was erwartet werden

kann und was nicht, informiert wird Öber

die Angebotslage, auch auÇerhalb des Ver-

bandes. Es geht darum, Menschen die Ge-

legenheit zu geben, sich nachvollziehbar zu

informieren, ohne ausschlieÇlich darauf zu

setzen, daÇ Image der Pro Familia verbes-

sern zu wollen.

In diese Richtung mÖÇte beim qualitati-

ven Ausbau der Informations- und äffent-

lichkeitsarbeit gedacht werden. Erste

Schritte dazu gibt es in der Arbeit mit Bro-

schÖren.

In der KondombroschÖre heiÇt es bei-

spielsweise: ÜOb zusÑtzlich zum Kondom

die Anwendung chemischer VerhÖtungsmit-

tel... die Sicherheit erhâht oder nicht,

darÖber gibt es unterschiedliche Meinun-

gen.á In der BroschÖre ÜKârperzeichen

weisen den Weg. Die Methoden der Frucht-

barkeitswahrnehmungá ist zu lesen: ÜDas

Informations- und Beratungsangebot zu

MFW ist lÖckenhaft und nicht einheitlich.

Sie kânnen nicht an jedem Ort in der Bun-

desrepublik Deutschland damit rechnen,

daÇ Sie fachkundig in den Methoden der

Fruchtbarkeitswahrnehmung unterwiesen

werden.á

Ein weiterer qualitativer Schritt wÑre die

EinfÖhrung von Dialog- und Kommunika-

tionsmitteln. Hier geht es darum, zuzuhâ-

ren, Erwartungshaltungen abzufragen, mit

Informations- und Ratsuchenden (unsere)

kulturellen Werte zu erârtern und zu ver-

handeln. Aber auch hierbei ist der Grundge-

danke: sich auf Menschen einzulassen, mit

ihnen argumentieren und ihre Entschei-

dung letztendlich respektieren, auch wenn

sie gegen uns ausfÑllt.

Der emanzipatorische Anspruch in der

Arbeit der Pro Familia wird es auch sein,

der den Verband fÖr die Menschen in Ost-

deutschland interessant macht. Der Zusam-

menbruch in Osteuropa hat einmal mehr

deutlich gemacht, daÇ Menschen sich auf

Dauer nicht dirigieren und bevormunden

lassen. Die GrundsÑtze der Transparenz,

Offenheit und Toleranz gewinnen damit an

Bedeutung. FÖr die Arbeit des Bundesver-

bands heiÇt dies zunÑchst, einen gleichbe-

rechtigten Zugang zu Information und Be-

ratung fÖr die Menschen in der ehemaligen

DDR zu schaffen. Konsequenterweise

wÖrde dies auch bedeuten, die gesamte Ver-

sorgungslage auf dem Gebiet der Familien-

planung und SexualitÑt (in West und Ost),

auch auÇerhalb der Pro Familia, deutlich zu

machen.

Die Ausweitung der Pro Familia sollte

also nicht nur eine quantitative sein (z.B.

Erhâhung von Druckauflagen von BroschÖ-

ren oder der Zahl von Beratungsstellen),

vielmehr sollte Pro Familia die Gelegenheit

nutzen, die eigene Arbeit zu hinterfragen

und weiter zu verbessern.

Gerade im Umgang mit den Menschen in

der ehemaligen DDR wird sich zeigen, ob sie

von sich demokratisch verstehenden Institu-

tionen so behandelt werden, wie sich viele

von ihnen jetzt schon fÖhlen: als Menschen

zweiter Klasse, oder ob ihnen echte, durchsich-
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tige Entscheidungshilfen geboten werden.

Der Ausbau und die Weiterentwicklung

der Informations- und äffentlichkeitsarbeit

stÖnde auch ohne die Entwicklung in der

frÖheren DDR an. Mit eingeschlossen sind

hier auch die StÑrkung und Koordination

der äffentlichkeitsarbeit der verschiedenen

Verbandsgliederungen.

Bereits jetzt schon stâÇt der Bundesver-

band aber auch an die Grenzen seiner Ka-

pazitÑt und kann die notwendige UnterstÖt-

zung nicht so leisten, wie er dies gerne tun

wÖrde. Bei knappen Ressourcen ist es da-

her umso wichtiger, PrioritÑten zu setzen,

Weiterbildung

an modellhaften Aktionen die eigene Ziel-

richtung deutlich zu machen und die bereits

vorhandenen Mittel und Instrumente ent-

sprechend zu nutzen und zu verbessern.

Elisabeth Lutz

! Prof. Dr. Hans-Christian Râglin, Leiter des Instituts
fÖr angewandte Sozialpsychologie in DÖsseldorf

? Artikel von Michael Delmhorst in der FAZ vom 01.
10. 1988: Das Bild vom Sektglashalter trifft schon
lange nicht mehr zu. Was Studenten zum Thema Üäf-
fentlichkeitsarbeitá einfÑllt/Eine vielseitige und ab-
wechslungsreiche TÑtigkeit f

? Kleines ABC der Public Relations (äffentlichkeitsar-
beit). Herausgegeben von der Deutschen Public Rela-
tions Gesellschaft e.V. (DPRG), Kâln 1978.

Mitarbeiterinnen im Bereich Erstkontakt

nehmen in der Beratungsstelle eine wich-

tige Aufgabe wahr. Sie sind zustÑndig fÖr te-

lefonische und persânliche AnmeldegesprÑ-

che oder AuskÖnfte, Terminvereinbarun-

gen, Kartei und Journal sowie Statistik.

Sie sollen die Schwellenangst auffangen,

die oft mit dem Besuch einer Beratungs-
stelle verbunden ist, und den Ratsuchenden

ein GefÖhl des Angenommenseins vermit-

teln. Sie mÖssen also einfÖhlsam sein und

erfassen, um was es geht, dÖrfen aber dem/

der BeraterIn nicht vorgreifen. Dennoch

kânnen sie den BeratungsprozeÇ durch die

Interaktion beim Erstkontakt wesentlich

mitstrukturieren. Diese Vermittlungsfunk-

tion ist eine ÜGratwanderungá, die oft noch

durch besonders problematische, nicht all-

tÑgliche Situationen erschwert wird. Auch

passen diese vielfÑltigen TÑtigkeiten in kein

klassisches Berufsbild, verleiten aber ande-

rerseits dazu, diesen Mitarbeiterinnen alle

Arbeiten zuzuschieben, die sich nicht ein-

deutig anderen Berufsgruppen zuordnen

lassen.

Die dreiteilige Fortbildung ÜErstkontakt

à Arbeit im Vor- und Umfeld von Bera-

tungá, die vom Bundesverband in der Zeit

von November 1989 bis Mai 1990 durchge-

fÖhrt wurde, sollte den Mitarbeiterinnen im

Erstkontakt zu einer grâÇeren Sicherheit in

ihrer Arbeit und gegenÖber den Ratsuchen-

den verhelfen sowie zu einer besseren Ein-

schÑtzung ihrer eigenen Mâglichkeiten und

Grenzen.

Geleitet wurde die Fortbildung von Peter

Dentler und Hilde Dentler-Hansen, beide

Diplom-Psychologen und seit einigen Jah-

ren vom Bundesverband mit dieser Fortbil-

dung betraut.

Inhaltlich ging es um die Vertiefung der

Selbst- und Fremdwahrnehmung, wobei

Themen wie ÜNÑhe/Distanz, Aggression,

Sympathie/Antipathie, Identifizierung/Soli-

darisierungá eine Rolle spielten. Ein

Schwerpunkt war auÇerdem, spezielle

Schwierigkeiten am Arbeitsplatz zu analy-

sieren und durchzuarbeiten. Dabei verdeut-

lichte ein thematisch gelenkter Erfahrungs-

austausch Mâglichkeiten der Problemlâ-

sung. In Supervisionseinheiten wurden typi-

sche Erstkontaktsituationen aus den per-

sânlichen Erfahrungen der Teilnehmerin-

nen aufgearbeitet.

Innerhalb des zweiten Kursabschnittes wur-

den von der Pro Familia-èrztin Hannah

Wicke in mehreren Arbeitseinheiten medizini-

sche und juristische Themen sowie Fragen aus

der Praxis behandelt. Hierbei ging es unter

anderem um die Dokumentations- und Aufbe-

wahrungspflicht, Fragen zum Datenschutz und

Umgang mit MinderjÑhrigen. Thematisiert

wurde auch das Problem von obszânen Tele-

fonanrufen, denen Mitarbeiterinnen in Bera-

tungsstellen immer wieder ausgesetzt sind.

In allen Seminarteilen wurde Wert gelegt

auf eine Mischung von Informationen und

åbungen zur Selbst- und Fremdwahrneh-

mung sowie die Bearbeitung von Fragen

aus der Praxis.

Die Zwischenzeiten zwischen den einzel-

nen Seminarteilen wurden bewuÇt lang ge-

halten, da sich so ein anhaltender Lernpro-

zeÇ und eine gute Kontrolle des Gelernten

erzielen lÑÇt.

In der AbschluÇrunde ÑuÇerten die mei-

sten Teilnehmerinnen, daÇ sie einen Zu-

wachs an persânlichem und beruflichem

SelbstbewuÇtsein gewonnen hÑtten.

Mia Volling

Lesetip

Ulrich SchnÖrle: Va-
sektomie und Refertili-

sierung, Fakten à Ma-

terialien à Hilfen fÖr

die Beratung von MÑn-

nern und Paaren, 60

Seiten, 9,80 DM. Zu

beziehen Öber die Pro

Familia-Vertriebsge-

sellschaft, Gutleutstr.

139, 6000 Frankfurt.

Kaum eine andere VerhÖtungsmethode

bereitet èrzten und Beratern so viel Unbe-

hagen wie die Vasektomie.

Von Ablehnung bis Euphorie reicht die

Haltung gegenÖber einer VerhÖtungsme-

thode, die mangels vergleichbar sicherer Al-

ternativen fÖr den Mann in den kommen-

den Jahren sicherlich noch an Bedeutung

gewinnen wird.

Abseits von missionarischem åberzeu-

gungseifer will das Praxisheft ÜVasektomie

und Refertilisierungá beraterisches Hand-

werkszeug fÖr die Beratungspraxis zur Ver-

fÖgung stellen. Die Selbstverantwortung

der Ratsuchenden fÖr ihre Entscheidung

steht dabei im Mittelpunkt.

Wie berate ich MÑnner, die sich endgÖltig

von ihrer ZeugungsfÑhigkeit trennen wol-

len? Woran erkenne ich, ob die Entschei-

dung zur Vasektomie reif ist? Wie gehe ich

mit WidersprÖchen um, die im Beratungsge-

sprÑch auftauchen? åber welche medizi-

nisch-biologischen Aspekte sollte ich als

Arzt/Berater informiert sein? Wie kann ich

als Arzt/Berater die psycho-sozialen Hinter-

grÖnde eines Vasektomiewunsches einschÑt-

zen? Was ist, wenn ein Mann die Vasekto-

mie rÖckgÑngig machen lassen will?

Das Praxisheft gibt u.a. einen åberblick

Öber den aktuellen Stand medizinischer und

psychosozialer Untersuchungen, informiert

Öber die verschiedenen Operationsmetho-

den, die mâglichen Komplikationen, be-

schÑftigt sich mit Langzeiteffekten auf die

Gesundheit, den psychischen Folgen und

den Kosten von Vasektomie und Refertili-

sierung.

DarÖber hinaus enthÑlt es im Anhang

eine Reihe hilfreicher Arbeitsmaterialien

als Kopiervorlagen fÖr die Beratungspraxis.

Us



SexualitÑt

im Stadtteil

Eine Spurensuche

Fotowettbewerb der Pro Familia Duisburg

fÖr Duisburger Schulen und Jugendheime

Zum Thema: SexualitÑt ist in unserem

BewuÇtsein ein Bereich des Intimen und

Privaten; sie wird dennoch in vielfÑltiger

Weise âffentlich und sichtbar: Pornoshops,

Graffitis an HauswÑnden oder in Toiletten,

Schnitzereien an BÑumen und BÑnken, Pro-

duktwerbung an PlakatwÑnden, Kondome

an verschwiegenen PlÑtzen etc.

Diese Üâffentlichená Spuren deuten nicht

nur an, welchen gesellschaftlichen und indi-

viduellen ÜPlatzá SexualitÑt hat, sie dÖrften

zugleich Wirkungen auf die sexuelle Soziali-

sation von Jugendlichen (wie Erwachsenen)

haben: Immerhin gibt eine Mehrheit von

Jugendlichen heute noch als ihre prÑferierte

ÜAufklÑrungsá-Quelle Freunde, Bekannte,

eben Üdie StraÇeá an.

Ansatzpunkt der Auseinandersetzung Ju-

gendlicher mit ihrer eigenen SexualitÑt

dÖrfte also immer auch ihre Üstilleá Erschei-

nungsform in der äffentlichkeit sein.

Mit unserem Fotowettbewerb mâchten

wir diese Form der Wahrnehmung und des

Lernens Jugendlicher zum AnlaÇ nehmen,

eine reflektierte Wahrnehmung und Ausein-

andersetzung in Gang zu bringen. Wir stel-

len uns vor, daÇ Gruppen- oder Klassenver-

bÑnde mit dem Mittel der Fotographie oder

der fotographischen Collage diese Spuren

sichern. FÖr die Vor- oder Nachbereitung

dieser Arbeit in der Gruppe oder Klasse ste-

hen Mitarbeiter unserer Beratungsstelle

nach Absprache gerne zur VerfÖgung.

Nach dem EinsendeschluÇ wird eine Jury

die besten 5 Gruppenarbeiten auswÑhlen

und prÑmieren.

Eine âffentliche Ausstellung der einge-

sandten Arbeiten und eine âffentliche Preis-

verleihung sind vorgesehen.

Teilnahmebedingungen: Es kânnen Fotos

ab Format 13/18cm (MindestgrâÇe) oder

Fotocollagen eingesandt werden.

EinsendeschluÇ ist der 21. Dezember

1990. Die Preisverleihung findet am 1. MÑrz

1991 statt.

FÖr Nachfragen wenden Sie sich bitte an:

Frau Beate Heinen, Pro Familia Duis-

burg, Tel. 0203/350700.

Stellenausschreibung

Wir suchen zum 1. 1. 1991 eine/n

èrztin/Arzt oder MedizinsoziologIn

als Fachreferentin

(BAT II a)

fÖr das Arbeitsgebiet Familienplanung und Gesundheit

des Pro Familia-Bundesverbands.

Sie hÑtten die Aufgabe,

@ die deutsche und internationale Forschung und Diskussion zu medizinischen

(besonders sozialmedizinischen und gesundheitspolitischen) Fragen der Fami-

lienplanung und SexualitÑt aufzubereiten,

@ bei der Planung, Weiterentwicklung und Evaluation der Ñrztlichen Fortbildungen

der Pro Familia mitzuarbeiten,

@ mit den Beratungsstellen zu kooperieren und ihre medizinische Arbeit zu fâr-

dern.

Wir setzen fundierte gynÑkologische Kenntnisse voraus (mâglichst mit einigen Jah-
ren praktischer TÑtigkeit), Erfahrungen in Sexual- und Sozialmedizin sowie gute

englische Sprachkenntnisse.

Kenntnisse in Endokrinologie, Andrologie, Pharmakologie und Medizinsoziologie
wÑren vorteilhaft, zumindest sollten Sie bereit sein, sich darin einzuarbeiten und
weiterzubilden.

Wir erwarten besonderes Interesse an Gesundheitsvorsorge, Psychosomatik, âko-
logischer und alternativer Medizin. Mit Beratungserfahrungen hÑtten Sie einen wei-
teren Pluspunkt.

Sind Sie fÑhig und bereit, den aktuellen Stand von Wissen und Forschung im Team
mit anderen Berufsgruppen in die Fortbildung und in Stellungnahmen der Pro Fami-
lia einzubringen? WÖrden Sie gern mit Institutionen, VerbÑnden und Initiativen im In-
und Ausland zusammenarbeiten? Haben Sie statt an einer wissenschaftlichen Lauf-

bahn eher Interesse daran, die Praxisrelevanz wissenschaftlicher Erkenntnisse zu
prÖfen und ausgehend von praktischen Erfahrungen wissenschaftliche Arbeiten an-

zuregen?

Dann bewerben Sie sich bis zum 1. 12. 1990 bei:

Pro Familia-Bundesverband, Cronstettenstr. 30, D-6000 Frankfurt/Main 1.

Bei gleicher Qualifikation stellen wir Frauen bevorzugt ein.
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Adressen der
..

Heft1 (Januar
LandesverbÑnde anuan)

Baden-WÖrttemberg:
7000 Stuttgart 1
SchloÇstraÇe 60
Telefon (0711) 617543

Bayern:
8000 MÖnchen 40
TÖrkenstraÇe 103/1
Telefon (089) 399079

Berlin:
1000 Berlin 30
Ansbacher StraÇe 11
Telefon (030) 2139013

Bremen:
2800 Bremen
Stader StraÇe 35
Telefon (0421) 491090

Hamburg:
2000 Hamburg 13
TesdorpfstraÇe 8
Telefon (040) 44195322

Hessen:
6000 Frankfurt/Main 1
SchichaustraÇe 3-5
Telefon (069) 447061

Niedersachsen:
3000 Hannover 1
Am Hohen Ufer 3 A
Telefon (0511) 363608

Nordrhein-Westfalen:
5600 Wuppertal 2
Loher StraÇe 7
Telefon (0202) 8982122

Rheinland-Pfalz/Saarland:
6500 Mainz, SchillerstraÇe 24
Telefon (06131) 225022

Schleswig-Holstein:
2390 Flensburg,
Am Marienkirchhof 6
Telefon (0461) 86930

Schwangerschaftsabbruch in
anderen LÑndern

Heft 2 (MÑrz)
Familienplanung im geeinten Deutschland

Heft 3 (Mai)
Paare

Themen 1991

Heft 4 (Juli)
Gewalt in der Familie

Heft 5 (September)
Supervision

Heft 6 (November)
FertilitÑtsstârungen

(ènderung der Reihenfolge mâglich)

Pro Familia Vertriebs-

gesellschaft informiert:
.| euERTR

Buchmesse: GroÇer Erfolg des Pro Familia-Standes (Bundesverband und Ver-
triebsgesellschaft). AutorInnen und Verlage haben groÇes Interesse an Themen aus
dem Bereich Familienplanung und SexualitÑt gezeigt. Wer Ideen fÖr Buchthemen
hat, bitte melden! Wir vermitteln gerne zu den Verlagen. Fachpublikum und private
BesucherInnen der Messe waren begeistert von den bunten JugendbroschÖren (Lan-
desverband Hessen) und des Buches ÜMein Kârper gehârt mir?á (Ortsverband
Darmstadt). Neue Spiele und weitere Buchtitel werden in unserem Medienkatalog
erscheinen (Geduld, es dauert noch einige Wochen).

Leipzig: Erâffnung unserer Filiale am 20. Oktober in der Ernst-ThÑlmann-Str. 149.
GroÇer Andrang mit BesucherInnen und positives Presseecho. Dr. Thomas Goerlich

und Team verkaufen ab sofort tÑglich VerhÖtungsmittel und Medien und beraten die
Kundschaft fachkundig. Wir wÖnschen nach diesem hervorragendem Start weiterhin
gute GeschÑfte (ausfÖhrlicher Bericht folgt).

Weihnachten + Silvester: Bitte bestellen Sie bei grâÇeren Mengen rechtzeitig Ih-
ren Bedarf. Weihnachtsgeschenke mit und ohne Condom, als Buch oder Videokas-
sette bitte bis 10. 12. ordern. FÖr Silvester nicht die Knallbonbons mit Condom ver-
gessen, damit Sie sicher ins neue Jahr kommen.

FÖr Ihre Fragen, WÖnsche oder Ideen und natÖrlich die Bestellungen haben wir ein

offenes Ohr, bzw. Platz im Briefkasten:

Pro Familia-Vertriebsgesellschaft mbH & Co KG,

Gutleutstr. 139, 6000 Frankfurt/M 1

(Tel. 069/251930, Fax 069/237227)


